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1. Abkürzungsverzeichnis 
 

DDR  Deutsche Demokratische Republik 

FAO   Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (Food and 

Agriculture Organization) 

IOM  Internationale Organisation für Migration (International Organization for Migra-

tion) 

NATO Nordatlantikpakt-Organisation (North Atlantic Treaty Organization) 

NGO  Nicht-Regierungsorganisation (Non-Governmental Organization) 

OPEC  Organisation Erdölexportierender Länder (Organization of the Petroleum Ex-

porting Countries) 

OPEX  Programm für die Bereitstellung von operativem und leitendem Personal (Pro-

gramme for the Provision of Operational and Executive Personnel) 

TANU  Tanganjikas nationale afrikanische Union (Tanganyika African National Union) 

UNICEF  Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (United Nations International Child-

ren’s Emergency Fund) 

UNO   Organisation der Vereinten Nationen (United Nations Organization) 

USA Vereinigte Staaten von Amerika (United States of America) 

WHO  Weltgesundheitsorganisation (World Health Organization) 
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2. Einleitung 
 

Die Handlungsweise internationaler Organisationen wird in der öffentlichen Debatte teilweise 

kontrovers diskutiert. Nicht nur im Kontext der Unabhängigkeitswerdung von Staaten nach 

dem Zweiten Weltkrieg, sondern in allgemeinen internationalen Konflikt- oder Krisensituatio-

nen. Es scheint ein zeitloses Dilemma zu sein: Wie weit kann, darf oder sollte sich eine Orga-

nisation einmischen, und wie weit werden ihre Beschlüsse umgesetzt? Welches Gewicht haben 

international agierende Organisationen? Weil die UNO1 ein zwischenstaatlicher Zusammen-

schluss von heute 193 Staaten und als globale Organisation ein anerkanntes Völkerrechtssub-

jekt ist, soll sie hier genauer behandelt werden. Zudem spielt sie in der historischen Globalge-

schichte eine erhebliche Rolle, insbesondere im Kontext der Dekolonisation. Die „Organisation 

der Vereinten Nationen“ stand seit ihrer Gründung 1945 immer wieder in der Kritik, zu wenig 

aktiv geworden zu sein. Konflikte blieben ungelöst und NATO-Einsätze gälten als ineffizient.2 

Obwohl der große verwaltungstechnische Apparat der UNO schwerfällig scheint, ist das Beste-

hen dieser internationalen Organisation für die globale Zusammenarbeit eine große Bereiche-

rung. Die UNO besteht aus sechs Hauptorganen, eines davon ist der sogenannte Treuhandrat, 

um welchen es in dieser Masterarbeit gehen wird. Der Treuhandrat bestand aus fünf Mitglie-

dern, den USA, der russländischen Föderation, der Volksrepublik China, der französische Re-

publik und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland3 und hatte seinen 

Hauptsitz in New York.4 Bis 1994 bestand seine Hauptaufgabe darin, Kolonien in die Unab-

hängigkeit zu begleiten.5 Seit der Unabhängigkeit von Palau 1994 ist der Treurandrat inaktives 

Hauptorgan der UNO. 

Diese Masterarbeit befasst sich mit der Rolle des Treuhandrats während der britischen Treu-

handverwaltung bis zur Unabhängigkeit Tanganjikas im Jahr 1961. Dabei geht es um die da-

maligen Wirkmöglichkeiten einer internationalen Organisation im Kontext der globalen Deko-

 
1 Anmerkung: Organisation der Vereinten Nationen. Häufig wird nur die Bezeichnung Vereinte Nationen genutzt; 

engl. United Nations Organisation, kurz UNO. Die deutsche Abkürzung UN ist gleichbedeutend mit der General-

versammlung. In dieser Arbeit wird die Abkürzung UNO verwendet, da sie im deutschen Sprachgebrauch veran-

kert ist und die gesamte Organisation inklusive des Treuhandrats meint.  
2 Dominik Peters; Marc Pitzke: Probleme bei den Vereinten Nationen, 07.06.2018, abgerufen von: 

ttps://www.spiegel.de/politik/ausland/vereinte-nationen-mit-problemen-die-vielen-krisen-der-uno-a-

1211440.html, zuletzt besucht: 14.02.2022. 
3 Anmerkung: Im weiteren Verlauf der Arbeit wird die Abkürzung Vereinigtes Königreich genutzt. Großbritannien 

ist die geographische Bezeichnung für die Hauptinsel. In der Literatur wird häufig die Vereinfachung Großbritan-

nien genutzt, die als Synonym gilt. Das Vereinigte Königreich schließt die Länder: England, Schottland, Wales 

und Nordirland zusammen und besteht in seiner heutigen Form seit 1922. 
4 Vgl. A. Zirnig: Internationale Organisationen. UNO, Wien 1999, S. 20. [Im Folgenden zitiert als: Zirnig: 

1999.] 
5 Vgl. Zirnig: 1999, S. 48. 
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lonisation. Neben den Weltkriegen war die Dekolonisation eines der größten und folgenreichs-

ten Ereignisse des letzten Jahrhunderts. Aus dem Dekolonisierungsprozess ergaben sich unter-

schiedlichste Herausforderungen – sowohl international als auch in den ehemalig abhängigen 

Gebieten. Dies soll in folgender Arbeit am Beispiel von Tanganjika betrachtet werden. Tangan-

jika war dabei nicht ausschließlich eine Kolonie, zuerst unter deutscher Kolonialherrschaft, 

sondern unterstand nach dem Ersten Weltkrieg dem Völkerbund als Mandatsgebiet und nach 

dem Zweiten Weltkrieg der UNO als Treuhandgebiet. Diese besondere Verwaltungsform 

brachte einige Möglichkeiten an Mitbestimmung für die Bewohner*innen. Wie diese genau 

aussahen, wird in dieser Arbeit vorgestellt und deren Effizienz geprüft.  

In Ostafrika gab es einige Gebiete, die dem Treuhandrat unterstanden, weshalb der geographi-

sche Fokus auf diesem Gebiet liegen wird. Tanganjika wurde außerdem gewählt, da es ähnliche 

geographische Voraussetzungen wie sein Nachbarland Kenia aufweist, welches eine britische 

Kolonie war. Andere Treuhandgebiete waren recht klein oder unterstanden weniger einfluss-

reichen Treuhändern6, wie Belgien. Die internationale Perspektive auf das Vereinigte König-

reich wird daher in dieser Arbeit thematisiert. Auf eine Berücksichtigung der anderen ostafri-

kanischen Kolonien oder einen Vergleich zu Tanganjika wird verzichtet, da dort sehr unter-

schiedliche Ausgangspunkte und Bedingungen vorherrschend waren.  

Zu Beginn sollten einige Begriffe angesprochen werden, die für die gesamte Arbeit relevant 

sind. Zuallererst der Name Tanganjika, für das heutige Tansania: Tanganjika (engl. Tan-

ganyika) ist der Name für die ehemalige Kolonie Deutsch-Ostafrika, der nach dem Ersten Welt-

krieg eingeführt wurde. Das Gebiet wurde nach dem Ersten Weltkrieg von Großbritannien ver-

waltet, die Kolonialverwaltung wählte den Namen. Im Jahr 1961 wurde Tanganjika von der 

Treuhandschaft des Vereinigten Königreichs unabhängig. Nach dem Zusammenschluss mit 

Sansibar 1964 entstand das heutige Tansania – seit dieser Zeit wird der Staatsname Tansania 

verwendet. Da sich diese Arbeit auf die Phase der britischen Verwaltung bis zur Unabhängig-

keit im Jahr 1961 bezieht, wird im Folgenden Tanganjika verwendet.  

Eine weitere Herausforderung in Bezug auf die Begrifflichkeit für diese Arbeit stellte die Zu-

ordnung verschiedener Ethnien in Tanganjika dar. „Einheimische“ meint die afrikanische Be-

völkerung, die nach unserem heutigen Verständnis Staatsbürger*innen in Tanganjika waren. 

Zugezogene werden nach einiger Zeit allerdings auch zur einheimischen Bevölkerung gezählt. 

Der Begriff der Siedler*innen meint die zugezogene europäische Bevölkerung Tanganjikas, die 

vornehmlich weiß war. Da es ebenso schwarze Einwander*innen und weiße Einheimische gab, 

 
6 Anmerkung: Treuhänder bezieht sich auf den Staat, in diesem Fall das Vereinigte Königreich und wird daher 

nicht gegendert. Die Mitarbeitenden der Kolonialverwaltung werden als Personen gegendert.  
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kann man nicht nur in „Einheimische“ und „Siedler*innen“ unterscheiden. Teilweise ist die 

genaue Bestimmung der Zugehörigkeit nicht möglich oder irrelevant. Wenn es sich um eine 

bestimmte ethnische Gruppe handelt und dieser Aspekt für die Argumentation relevant ist, wird 

dies in der Ausarbeitung direkt thematisiert.  

In den untersuchten Petitionen, dem Schriftverkehr zwischen Einheimischen Tanganjikas und 

dem Treuhandrat, sowie der englischen Literatur wird der Begriff tribe verwendet – zu Deutsch 

„Stamm“ oder „Volk“. Die simple Übersetzung ist im Deutschsprachigen aus einem evoluti-

onstheoretischen Ansatz negativ behaftet, weshalb in dieser Arbeit von einer „ethnischen Ge-

meinschaft“ gesprochen wird. Im englischen Sprachgebrauch mag der Begriff tribe weniger 

problematisch gesehen werden, die modernen Kulturwissenschaften verzichten wegen einer 

möglichen rassistischen und diskriminierenden Auslegung der Begriffe allerdings darauf. 

Sprachliche Veränderungen regen im alltäglichen Gebrauch und in fachlichen Diskursen zur 

Reflexion an und führen bestenfalls zu gesamtgesellschaftlichem Umschwung. Besonders das 

sensible Thema der Dekolonisation endete nicht mit der Unabhängigkeit der Kolonien. Viel-

mehr geht es um Strukturen, die bis heute nachwirken, sei es im Bereich der Wirtschaft, Politik 

oder Kultur. Veränderungen beginnen mit Umdenken, woraus Handlungen folgen. So ist es 

auch mit der genderinklusiven Sprache, auf die nach den Richtlinien der Universität Wien ge-

achtet wird. An mancher Stelle ist es historisch jedoch nicht korrekt alle Geschlechter einzube-

ziehen, da beispielsweise Frauen die politischen Teilhabe verwehrt war. In anderen Fällen lässt 

es sich nicht mit Gewissheit sagen, ob diverse Geschlechter miteinbezogen oder bewusst aus-

geschlossen wurden. 

 

Im Jahr 1960 wurden einige afrikanische Staaten unabhängig: Kamerun, Togo, die Republik 

Dahomey (heute Benin), Niger, Obervolta (das heutige Burkina Faso), die Elfenbeinküste, 

Tschad, die Zentralafrikanische Republik, die Republik Kongo, Gabun, Senegal, Mali und 

Mauretanien von Frankreich, Britisch-Somalialand (heute Somalia) und Nigeria vom Vereinig-

ten Königreich, die heutige demokratische Republik Kongo von Belgien und das heutige So-

malia ehemals Italienisch-Somalialand von Italien.7 Einige Gebiete auf dem afrikanischen Kon-

tinent waren keine Kolonien, sondern unterstanden dem Treuhandrat. Ab 1945 zählten dazu: 

das belgisch verwaltete Ruanda-Urundi, ein Teil Togolands unter französischer Verwaltung 

(der britische Teil von Togoland wurde ab 1957 Teil vom Staat Ghana), Kamerun, dessen Treu-

handschaft zwischen britischer und französischer Verwaltung aufgeteilt war, Somalia, das von 

 
7 Vgl. Michael Crowder (Hrsg.): The Cambridge history of Afrika, Band 8, Cambridge 1984, S. 54. [Im Folgen-

den zitiert als: Crowder: 1984.] 
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der italienischen Regierung und den britischen Entscheidungsträger*innen des Kolonialminis-

terium verwaltet wurde und schließlich Tanganjika, das unter die Verwaltung des Vereinigten 

Königreichs gestellt wurde.8 Mit dem Treuhandstatus fielen sie unter internationales Recht. Die 

Hauptaufgabe des Treuhandrats bestand darin die abhängigen Territorien in die Unabhängigkeit 

zu begleiten. In dieser Arbeit wird am Beispiel Tanganjikas untersucht, wie effizient diese Un-

terstützung war. Die zugrunde liegende Forschungsfrage behandelt ebendiese Problematik: Wie 

erfolgreich war der Einfluss des Treuhandrats auf Tanganjikas Weg in die Unabhängigkeit?  

Dabei wird auf einige Thesen eingegangen: Zum einen ist der Treuhandrat als Teil der UNO 

eine enorme Institution. Viele Probleme werden den Treuhandrat aus unterschiedlichen Grün-

den nie erreicht haben. Der bürokratische Aufwand, ein Schreiben dem Treuhandrat zukommen 

zu lassen, dürfte für viele Menschen aus den abhängigen Gebieten abschreckend gewirkt haben. 

Die geographische Distanz zum Hauptsitz in New York sowie lange Verhandlungen und 

schwerfällige Bürokratie verlangsamten den Austausch. Ebenso spielte der Treuhänderstaat, in 

diesem Fall das Vereinigte Königreich, eine Rolle. Der Treuhandrat war die endgültige Instanz 

für Entscheidungen um das Treuhandgebiet, jedoch spielte die britische Regierung, im Falle 

Tanganjikas, eine erhebliche Rolle bei der Ausführung der Verwaltung vor Ort. Wie viel Ein-

fluss hatte der Treuhandrat gegenüber dem Treuhänder, hier das Vereinigte Königreich? Für 

diese Fragen wurde der Schriftverkehr zwischen Einheimischen Tanganjikas und dem Treu-

handrat untersucht.  

Im zweiten Teil der Arbeit wird die internationale Perspektive auf Tanganjikas Unabhängigkeit 

eingenommen und die sozialistische Entwicklung des Treuhandgebiets im Kontext des Kalten 

Krieges näher betrachtet. Inwiefern spielten Gelder für Tanganjika aus Staaten mit kapitalisti-

scher bzw. kommunistischer Ideologie eine Rolle bei der politischen Entwicklung nach der Un-

abhängigkeit? Welche weiteren Aspekte beeinflussten die politische Entwicklung des jungen 

Staates?  

Zum Schluss wird die Rolle des Vereinigten Königreichs genauer beleuchtet und der Umgang 

der britischen Regierung mit der Auflösung des Empires9. Welchen Nutzen brachte eine Kolo-

nie und welche ein Treuhandgebiet? Welche Projekte zur Unterstützung der Selbständigkeit 

initiierte die britische Regierung in Tanganjika? Um diesen Fragen auf den Grund zu gehen, 

 
8 Vgl. Bernard T.G. Chidzero: Tanganyika and international trusteeship, London 1961, S. 25. [Im Folgenden zi-

tiert als: Chidzero: 1961.] 
9 Anmerkung: Grundsätzlich wird hier mit dem Begriff Empire gearbeitet, da eine Übersetzung wie Weltreich 

nicht dem britischen Konzept gleichkommt. Eingeschlossen sind die Kolonien des Vereinigten Königreichs im 

untersuchten Zeitraum, zwischen dem Ende des Zweiten Weltkrieges und der Unabhängigkeit Tanganjikas 1961.  
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soll näher auf das Kosten-Nutzen-Verhältnis einer Kolonie eingegangen werden. Einerseits ver-

zeichnete sie einen großen ökonomischen Nutzen für den Kolonialstaat, andererseits hatte letz-

tere zahlreiche Kosten und Pflichten zu erfüllen. Für nahezu alle Tätigkeiten im Treuhandgebiet 

musste die britische Regierung Rechenschaft ablegen, Berichte verfassen über die Entwicklun-

gen10 im Treuhandgebiet informieren sowie Inspektor*innen der UNO vor Ort unterstützen. 

Zudem wurde vom Vereinigten Königreich regelmäßig ein Bericht für die Menschenrechtskon-

vention gefordert. Einige Projekte wurden möglicherweise deswegen nicht umgesetzt, weil die 

britische Regierung weniger Mittel in den Staat investieren wollte. Somit steigerte sie nur den 

eigenen Nutzen. Die Bemühungen seitens des Vereinigten Königreichs für die Unterstützung 

Tanganjikas hielten sich auch deshalb im Rahmen, weil der Treuhandrat mögliche Projekte 

unterbinden konnte. Daher wurde von Seiten der britischen Regierung häufig gar nichts unter-

nommen.11 

 

Die Arbeit wurde begonnen mit einer allgemeineren Einführung zur Geschichte der UNO und 

einer Vorstellung des Treuhandrats mit seinen Funktionen und Aufgaben. Zur Erklärung des 

Treuhandrates wurden Reinhard Wesel12 und Evan Luard13 zitiert. Zum Verständnis, wie inter-

nationale Organisationen arbeiten und wirken, wurden Manfred Kanpp und Gert Krell14 heran-

gezogen. Die Arbeit von A. Zirnig15 diente außerdem als eine allgemeine Grundlage. Zusätzlich 

wurde die Charta der Vereinten Nationen16 miteinbezogen.  

In Ostafrika gab es einige Gebiete, die dem Treuhandrat unterstanden. Neben Tanganjika waren 

Somalia, Ruanda und Burundi in Ostafrika ebenfalls dem Treuhandrat anvertraute Gebiete.17 

So wird im darauffolgenden Kapitel auf die koloniale Geschichte Tanganjikas und die Entwick-

 
10 Anmerkung: In dieser Arbeit wird Entwicklung, nach Burton, als geplante Intervention in gesellschaftliche An-

gelegenheiten verstanden, mit dem Ziel Transformation anzustoßen und Verbesserungen hervorzubringen. Dazu 

gehören die wirtschaftliche Produktionssteigerung sowie die Verbesserung von Lebensbedingungen. – Vgl. Eric 

Burton: In Diensten des Afrikanischen Sozialismus. Tansania und die globale Entwicklungsarbeit der beiden deut-

schen Staaten, 1961-1990, Oldenburg 2021, S. 8. [Im Folgenden zitiert als: Burton: 2021.] 
11 Vgl. Steve Smith; Amelia Hadfield; Tim Dunne: Foreign Policy: Theories, Actors, Cases, Oxford 2012, S. 6. 
12 Reinhard Wesel: Die UNO, Aufgaben und Arbeitsweisen, Wien, Köln, Weimar u. a. 2019. [Im Folgenden 

zitiert als: Wesel: 2019.] 
13 Evan Luard: A History of the United Nations, Volume 2: The Age of Decolonization, 1955-1965, Houndmills, 

Basingstoke, Hampshire u. a., 1989. [Im Folgenden zitiert als: Luard: 1989.] 
14 Manfred Knapp; Gert Krell (Hrsg.): Einführung in die internationale Politik 2. Auflage. München, Wien, 

Oldenburg 1991. [Im Folgenden zitiert als: Knapp; Krell: 1991.] 
15 Zirnig: 1999. 
16 Die Charta der Vereinten Nationen 2020, online verfügbar unter: https://unric.org/de/charta 

zuletzt besucht: 19.02.2022. [Im Folgenden zitiert als: UNO-Charta.] 
17 Vgl. Michael Levy: Trusteeship Council. UN, in: Britannica, online verfügbar unter: https://www.britan-

nica.com/topic/Trusteeship-Council zuletzt besucht: 21.08.2021. [Im Folgenden zitiert als: Levy: 2021.] 

https://unric.org/de/charta
https://www.britannica.com/topic/Trusteeship-Council
https://www.britannica.com/topic/Trusteeship-Council
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lung bis zur Unabhängigkeit 1961 eingegangen. Einen chronologischen Überblick über die Ge-

schichte Tanganjikas gab die Diplomarbeit von Alexander Halpern18 aus dem Jahr 1991. Ber-

nard Chidzero19 geht in seiner Arbeit von 1961 noch detaillierter auf die Zwischenkriegszeit 

ein. Aus den 1960er Jahren finden sich einige Werke zur Geschichte und Situation Tanganjikas. 

Ullrich Lohrmann20 konzentriert sich eher auf die Rolle des Vereinigten Königreichs und nimmt 

damit eine internationale Perspektive ein. Um tiefer in die historische Materie einzusteigen, 

wird im Hauptteil auf den Schriftverkehr zwischen Einheimischen Tanganjikas und dem Treu-

handrat eingegangen. Dieser Schriftverkehr bildet den Schwerpunkt der Quellenanalyse. Hierzu 

werden Petitionen aus den Jahren 195121, 195222, 195323 und 196024 vorgestellt und mit den in 

ihnen behandelten Themen weitergearbeitet. Einheimische aus Tanganjika hatten die Möglich-

keit schriftlich auf spezielle Missstände aufmerksam zu machen – dieser Schriftverkehr wurde 

als Petition klassifiziert. Besonders in den Jahren vor der Unabhängigkeit erreichten sehr viele 

Petitionen den Treuhandrat. Eines der am häufigsten aufgegriffenen Themen war die Verteilung 

von Land. In dieser Arbeit soll auf der Grundlage dieser Petitionen auf umfassendere Themen, 

wie der generelle Anspruch auf Besitz von Land eingegangen werden. Ebenfalls wird die Frage 

der Legitimation des Kolonialismus behandelt. Eine weitere Herausforderung, die aus den Pe-

titionen hervorging, war die mangelnde Bildung für die Bevölkerung in Tanganjika. Folglich 

fehlten gut ausgebildet Verwaltungsmitarbeiter*innen zum Aufbau des neuen Staates nach 

1961.  

Im Zusammenhang mit Dekolonisation wurde der Frage nachgegangen, wer Anspruch auf Land 

hat, wie dieser legitimiert wird und was Heimat individuell bedeutet. Im Kontext des Kolonia-

lismus ist eine europäische Heimatdefinition relevant, da die Kolonialisierung von Europa aus-

ging. Für die Thematik rund um Heimat wurden Hermann Bausinger25 und Konrad Köstlin26 

 
18 Alexander Halpern: Neuere Geschichte Tansanias, Diplomarbeit zur Erlangung des akademischen Grades Ma-

gister Phil. An der Geisteswissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien, 1991. [Im Folgenden zitiert als: 

Halpern: 1991.] 
19 Chidzero: 1961. 
20 Ullrich Lohrmann: Voices from Tanganyika. Great Britain, the United Nations and the Decolonization of a 

Trust Territory, 1946-1961, Berlin 2007. [Im Folgenden zitiert als: Lohrmann: 2007.] 
21 Anmerkung: Insgesamt werden sechs Dokumente zitiert; siehe Quellenverzeichnis. 
22 T/953/11. Januar 1952, (T./Pet.2/99). [Im Folgenden zitiert als: Petition: 1952.] 
23 T/Pet.2/164/12. Oktober 1953. [Im Folgenden zitiert als: Petition: 1953.] 
24 Report of the United Nations Mission to Trust Territories in East Africa, 1960, on Tanganyika (T/ ), 31.May 

1960. [Im Folgenden zitiert als: UN-Report: 1960.] 
25 Hermann Bausinger: Heimat und Identität, in: Köstlin, Konrad; Bausinger, Hermann (Hrsg.): Heimat und 

Identität. Probleme regionaler Kultur, S. 9-24. Neumünster 1980. [Im Folgenden zitiert als: Bausinger: 1980.] 

und Konrad Köstlin; Hermann Bausinger (Hrsg.): Heimat und Identität. Probleme regionaler Kultur. 22. Deut-

scher Volkskunde-Kongress in Kiel vom 16. Bis 21. Juni 1979. Neumünster 1980. [Im Folgenden zitiert als: 

Köstlin; Bausinger: 1980.] 
26 Konrad Köstlin: Heimat denken. Zeitschriften und Perspektiven, in: Seifert, Manfred (Hrsg.): Zwischen Emo-

tionen und Kalkül. „Heimat“ als Argument im Prozess der Moderne, S. 23-38. Leipzig 2010. [Im Folgenden zi-

tiert als: Köstlin: 2010.] 
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zurate gezogen. Ihre Bücher aus den 1980er Jahren wurden ergänzt mit einem aktuellen Artikel 

über Heimat von Habbo Knoch27. Wolfgang Mommsen28, Wolfgang Reinhard29 und Jürgen 

Osterhammel30 unterstützten das generelle Verständnis von Kolonialismus und Dekolonisation. 

Erweitert wurde diese Thematik mit einem Artikel von Eva-Maria Muschik31. Sie thematisiert 

in ihrem Artikel die Entwicklung im Kontext des Kalten Kriegs und die Herausforderung der 

mangelnden Bildung. 

Im letzten Kapitel wird die globale Perspektive der postkolonialen Situation Tansanias einge-

nommen. So wird auf die Entwicklung vom Imperialismus zur Dekolonisation eingegangen. 

Für die Perspektive des Globalen Kalten Krieges wurde Odd Arne Westad32 hinzugezogen. Er 

startet mit der ersten kapitalistischen Krise in den 1880er Jahren, gefolgt von der wachsenden 

Radikalisierung der Arbeiterklasse und der Expansion der transkontinentalen großen Mächte33 

USA und UdSSR. Damit holt Westad weit aus und liefert ein breites fundiertes Verständnis der 

politischen Entwicklungen in 20. Jahrhundert. Jost Dülffer34 konzentriert sich aus britischer 

Sicht auf die Zeit nach 1945 und die Verbindung zwischen dem Kaltem Krieg und der Dekolo-

nisation. Eingebettet in den Kontext des Kalten Krieges wird der Frage nachgegangen, aus wel-

 
27 Habbo Knoch: Heimat. Konjunkturen eines politisches Konzepts, Indes 1.11.2018, Band 7 (4), online verfüg-

bar unter: https://go-gale-com.uaccess.univie.ac.at/ps/retrieve.do?tabID=T002&resultListType=RE-

SULT_LIST&searchResultsType=SingleTab&hitCount=1&searchType=AdvancedSearchForm&currentPosi-

tion=1&docId=GALE%7CA589377811&docType=Article&sort=RELEVANCE&contentSegment=ZONE-

MOD1&prodId=AONE&pageNum=1&contentSet=GALE%7CA589377811&searchId=R1&userGroup-

Name=43wien&inPS=true zuletzt besucht: 04.02.2021. [Im Folgenden zitiert als: Knoch: 2018.] 
28 Wolfgang J. Mommsen (Hrsg.): Das Ende der Kolonialreiche. Dekolonisation und die Politik der Großmächte, 

Frankfurt am Main 1990. [Im Folgenden zitiert als: Mommsen: 1990.] 
29 Wolfgang Reinhard: Kleine Geschichten des Kolonialismus. Stuttgart 2. Auflage 2008. [Im Folgenden zitiert 

als: Reinhard: 2008.] 
30 Jan C. Jansen; Jürgen Osterhammel (Hrsg.): Kolonialismus. Geschichte, Formen, Folgen, 6. Aufl. München 

2009. [Im Folgenden zitiert als: Jansen; Osterhammel: 2009.] und Jan C. Jansen, Jürgen Osterhammel: Decolo-

nization. A short history, Oxford 2017. [Im Folgenden zitiert als: Jansen; Osterhammel: 2017.] 
31 Eva-Maria Muschik: Managing the world: the United Nations, decolonization, and the strange triumph of state 

sovereignty in the 1950s and 1960s, in: Journal of Global History (2018), 13. [Im Folgenden zitiert als: Muschik: 

2018.] 
32 Odd Arne Westad: The Cold War, New York 2017. [Im Folgenden zitiert als: Westad: 2017.] 
33 Anmerkung: Nach dem Zweiten Weltkrieg kann nicht mehr von europäischen Großmächten gesprochen werden, 

die den größten internationalen politischen, militärischen und wirtschaftlichen Einfluss hatten. Unmittelbar nach 

dem Krieg war die Aufteilung in Supermächte im Kontext des Kalten Krieges zwischen den USA und UdSSR 

noch im Entstehen. Nicht alle Gründungsmitglieder der UNO waren einflussreiche Staaten. Kolonialstaaten waren 

nicht nur die Alliierten, allerdings stehen hier die großen europäischen Kolonialstaaten im Fokus. Daher sind mit 

der Bezeichnung der großen Mächte Staaten gemeint, die nach dem Zweiten Weltkrieg Kolonien innehalten oder 

eine Mandats- oder Treuhandschaft übernahmen, den Alliierten angehörten, UNO Mitglied waren und politisch, 

militärisch oder wirtschaftlich weiterhin für internationale Politik relevant waren. Konkret waren das: das Verei-

nigte Königreich, die USA, Frankreich und die UdSSR. 
34 Jost Dülffer: Europa im Ost-West-Konflikt 1945-1991, hrsg. v. Jochen Bleicken, Lothar Gall, Karl- Joachim 

Hölkeskamp und Hermann Jakobs, Oldenburg Grundriss der Geschichte, Band 18, München 2004. [Im Folgen-

den zitiert als: Dülffer: 2004.] 

https://go-gale-com.uaccess.univie.ac.at/ps/retrieve.do?tabID=T002&resultListType=RESULT_LIST&searchResultsType=SingleTab&hitCount=1&searchType=AdvancedSearchForm&currentPosition=1&docId=GALE%7CA589377811&docType=Article&sort=RELEVANCE&contentSegment=ZONE-MOD1&prodId=AONE&pageNum=1&contentSet=GALE%7CA589377811&searchId=R1&userGroupName=43wien&inPS=true
https://go-gale-com.uaccess.univie.ac.at/ps/retrieve.do?tabID=T002&resultListType=RESULT_LIST&searchResultsType=SingleTab&hitCount=1&searchType=AdvancedSearchForm&currentPosition=1&docId=GALE%7CA589377811&docType=Article&sort=RELEVANCE&contentSegment=ZONE-MOD1&prodId=AONE&pageNum=1&contentSet=GALE%7CA589377811&searchId=R1&userGroupName=43wien&inPS=true
https://go-gale-com.uaccess.univie.ac.at/ps/retrieve.do?tabID=T002&resultListType=RESULT_LIST&searchResultsType=SingleTab&hitCount=1&searchType=AdvancedSearchForm&currentPosition=1&docId=GALE%7CA589377811&docType=Article&sort=RELEVANCE&contentSegment=ZONE-MOD1&prodId=AONE&pageNum=1&contentSet=GALE%7CA589377811&searchId=R1&userGroupName=43wien&inPS=true
https://go-gale-com.uaccess.univie.ac.at/ps/retrieve.do?tabID=T002&resultListType=RESULT_LIST&searchResultsType=SingleTab&hitCount=1&searchType=AdvancedSearchForm&currentPosition=1&docId=GALE%7CA589377811&docType=Article&sort=RELEVANCE&contentSegment=ZONE-MOD1&prodId=AONE&pageNum=1&contentSet=GALE%7CA589377811&searchId=R1&userGroupName=43wien&inPS=true
https://go-gale-com.uaccess.univie.ac.at/ps/retrieve.do?tabID=T002&resultListType=RESULT_LIST&searchResultsType=SingleTab&hitCount=1&searchType=AdvancedSearchForm&currentPosition=1&docId=GALE%7CA589377811&docType=Article&sort=RELEVANCE&contentSegment=ZONE-MOD1&prodId=AONE&pageNum=1&contentSet=GALE%7CA589377811&searchId=R1&userGroupName=43wien&inPS=true


9 
 

cher Motivation und in welchem Maß sich Tansania nach seiner Unabhängigkeit in eine sozia-

listische Richtung entwickelte. Eric Burton35 geht in seinem Buch aus dem Jahr 2021 auf die 

Verbindungen des internationalen Sozialismus und der Entwicklungspolitik zwischen der 

DDR, BRD und Tansania ein. Er thematisiert die Geschichte Tanganjikas sowie die Herausfor-

derungen des Staates nach seiner Unabhängigkeit. 

Zuletzt wird die Rolle des Vereinigten Königreichs als Treuhänder beleuchtet und auf das Ende 

des Empires eingegangen. Dazu wurden Sitzungsprotokolle aus dem House of Commons36 aus 

den Jahren 1961 und 1962 hinzugezogen. Zudem wurde ein Artikel von Frederick Cooper37 aus 

dem Band von Sarah Stockwell und Michael Crowders38 Buch herangezogen. Aus Crowders 

Buch stammen auch die Karten für eine bessere geographische Orientierung, die im Anhang zu 

finden sind. Die erste Karte zeigt einen zeitlichen Verlauf des afrikanischen Kontinents aus der 

Zeit vor 1956 bis 1966. Die zweite Karte zeigt Ost- und Zentralafrika aus der Zeit nach der 

Unabhängigkeit 1965/66. 

 

 

3. Die Entstehung des Treuhandrats in der neugegründeten UNO  
 

3.1 Diplomatiegeschichte und die Gründung der ersten internationalen Organi-

sationen  
 

Um zu verdeutlichen wie zwischenstaatliche Beziehungen wirken und welchen Einfluss inter-

nationale Organisationen in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg hatten, wird im Folgenden 

auf die Anfänge dieser diplomatischen Epoche eingegangen. Im weiteren Verlauf wird der 

Treuhandrat im Kontext der neugegründeten UNO näher beleuchtet.   

Diplomatische Beziehungen sind die politischen Kontakte zwischen Staaten.39 Die politikwis-

senschaftliche Disziplin der internationalen Beziehungen versucht das Geflecht der politischen, 

 
35 Burton: 2021.  
36 UK Parliament: Tanganyika Independence Bill: HC Deb 08 November 1961 vol 648 cc986-1041, 1004, online 

verfügbar unter: https://api.parliament.uk/historic-hansard/commons/1961/nov/08/tanganyika-independence-bill 

zuletzt besucht: 19.03.2022. [Im Folgenden zitiert als: UK Parliament: 1961.] und UK Parliament: Tanganyika 

Republic Bill: HC Deb 06 November 1962 vol 666 cc905-19, 1012, verfügbar unter: https://api.parlia-

ment.uk/historic-hansard/commons/1962/nov/06/tanganyika-republic-bill zuletzt besucht: 23.03.2022. [Im Fol-

genden zitiert als: UK Parliament: 1962.] 
37 Frederick Cooper: Modernizing Bureaucrats, Backward Africans, and the Development Concept, S. 531-558, 

in: Sarah Stockwell (Hrsg.): The Rise and Fall of Modern Empires, Volume III, Economics and Politics, Farn-

ham u. a. 2013. [Im Folgenden zitiert als: Cooper: 2013.]  
38 Crowder: 1984. 
39 Vgl. Zirnig: 1999, S. 4. 

https://api.parliament.uk/historic-hansard/commons/1961/nov/08/tanganyika-independence-bill
https://api.parliament.uk/historic-hansard/commons/1962/nov/06/tanganyika-republic-bill
https://api.parliament.uk/historic-hansard/commons/1962/nov/06/tanganyika-republic-bill


10 
 

wirtschaftlichen, kulturellen und militärischen Beziehungen in der Zusammenarbeit zwischen 

Staaten, den staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren darzustellen.40 Die Anfänge internatio-

naler Beziehungen lassen sich im Grunde im Altertum verorten. Verträge wurden in erster Linie 

für Handelsströme genutzt sowie für die Friedenssicherung zwischen Parteien.41 Krieg und 

Frieden waren damit die Hauptgegenstände der Disziplin. Internationale Politik ergibt sich 

demnach aus der Interaktion der Akteur*innen, wobei die Konfliktbearbeitung im Vordergrund 

steht.42 Die ursprüngliche und nach wie vor effektivste Art Diplomatie zu betreiben ist im per-

sönlichen Austausch. Tanganjika wurde vom Vereinigten Königreich in der Außenpolitik ver-

treten. Innenpolitisch mussten sich erst Strukturen der Mitbestimmung etablieren, um das ei-

gene Land und die Politik bis zur Unabhängigkeit und danach gestalten zu können.  

Die ersten zwischenstaatlichen Organisationen gründeten sich ausgehend von den USA Ende 

des 19. Jahrhunderts. Im Vordergrund stand hier die gemeinsame Koordinierung von Verwal-

tungsaufgaben. In diesem Zuge entstand beispielsweise 1874 der Weltpostverein, der bis heute 

die Zusammenarbeit der Postunternehmen und die Rahmenbedingungen des grenzüberschrei-

tenden Postverkehrs regelt. Internationale Verwaltungsaufgaben waren wichtig, daher widme-

ten sich Mitglieder der neu entstehenden zwischenstaatlichen Organisationen einer Vereinheit-

lichung von Maßen, Größen und der Uhrzeit.43 Kommunikation und Austausch auf internatio-

naler Ebene war nicht nur für Verwaltung und Wirtschaft relevant, sondern wurde zunehmend 

für globale Themen wie Weltfrieden und Dekolonisation genutzt.  

Nach dem Ersten Weltkrieg wurde auf der Pariser Friedenskonferenz im Jahr 1919 der Völker-

bund gegründet. Dieser sollte die territoriale Integrität sowie die politische Unabhängigkeit sei-

ner Mitglieder wahren.44 Die Gründungsmitglieder waren die Verbündeten des Ersten Welt-

kriegs und 13 weitere Staaten. Zusätzlich wurden in der Zeit seines Bestehens 21 weitere Mit-

gliedstaaten aufgenommen, Österreich trat dem Völkerbund beispielsweise 1920 bei.45 Das spä-

tere Scheitern des Völkerbundes wurde seiner enge Kopplung mit den Versailler Friedensver-

trägen zugeschrieben sowie den generell ungünstigen politischen Rahmenbedingungen. Zudem 

traten den USA als Großmacht zu keiner Zeit dem Völkerbund bei, was den Handlungsspiel-

raum gering hielt.46 

 

 
40 Vgl. Knapp, Krell: 1991, S. 9. 
41 Vgl. Zirnig: 1999, S. 3. 
42 Vgl. Knapp, Krell: 1991, S. 11. 
43 Vgl. Zirnig: 1999, S. 3. 
44 Vgl. ebd., S. 7. 
45 Vgl. ebd., S. 45. 
46 Vgl. ebd., S. 9.  
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3.2 Gründungsgeschichte der UNO 

 

Am 10. Januar 2020 wäre der Völkerbund 100 Jahre alt geworden. Auf der Grundlage des Völ-

kerrechts sollte das friedliche Miteinander der weltweiten Staatengemeinschaft durch diese 

zwischenstaatliche Organisation weiter gefördert werden. Der Beginn des Zweiten Weltkrieges 

blockierte diese Bestrebungen. Um weiteren Konflikten entgegenzuwirken, entwickelten vor 

allem die Alliierten des Zweiten Weltkriegs Schutzmechanismen, die international festge-

schrieben werden sollten.47 Menschenrechts- und Völkerrechtsgedanken bildeten den Kern-

punkt des weit gespannten und teilweise kontroversen Zukunftsdiskurses.48 Über den Krieg 

hinaus wurden die Ideen weiter verfolgt und schließlich in der Charta der Vereinten Nationen 

schriftlich festgelegt. Die UNO-Charta wurde zum Abschluss der Konferenz in San Franzisko 

am 26. Juni 1945 von 50 Gründungsstaaten unterzeichnet und trat am 24. Oktober 1945 in 

Kraft.49 Weitere Staaten konnten den Wunsch auf Mitgliedschaft bei der UNO beim General-

sekretär einreichen. Österreich suchte beispielsweise im Jahr 1947 an und wurde 1955 mit Ab-

schluss des Staatsvertrags zugelassen.50 Die Charta ist zugleich der Gründungsvertrag der UNO 

und ihre universellen Ziele und Grundsätze bilden die Verfassung der Staatengemeinschaft.51 

Die Generalversammlung trat in der ersten Sitzungsperiode zusammen und der britische Poli-

tiker Gladwyn Jebb wurde am 1. Februar 1946 zum ersten Generalsekretär gewählt.52 Die 

Textfassungen der Charta waren Englisch, Französisch, Russisch, Spanisch und Chinesisch im 

Original und auf diesen Sprachen rechtsverbindlich.53 Die sechste UNO Sprache Arabisch kam 

später hinzu, als immer mehr arabischsprachige Staaten der UNO beitraten.54 Die Präambel 

enthält ideelle Wertegrundsätze, wie das Ziel der Gleichberechtigung der Geschlechter, Men-

schenwürde, und Ausübung von Toleranz.55 Darin wurde bekundet sich fortan für Menschen-

rechte, Religionsfreiheit, ein „anständiges“ Leben, Unabhängigkeit und Gerechtigkeit in allen 

Ländern einzusetzen und diese Rechte zu wahren.56 Die UNO spricht sich damit in Präambel 

für die Dekolonisation aus und setzt sie als globales Ziel. In der Charta der Vereinten Nationen 

 
47 Vgl. UNO-Charta. 
48 Vgl. Jan Eckel: Die Ambivalenz des Guten. Menschenrechte in der internationalen Politik seit den 1940ern, 

Göttingen 2014, S. 47. [Im Folgenden zitiert als: Eckel: 2014.] 
49 Vgl. UNO-Charta, S. 1. 
50 Vgl. Zirnig: 1999, S. 14. 
51 Vgl. UNO-Charta. 
52 Vgl. Zirnig: 1999, S. 12. 
53 Vgl. ebd., S. 13. 
54 Vgl. ebd., S. 19. 
55 Vgl. ebd., S. 13. 
56 Vgl. Eckel: 2014, S. 56. 
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heißt es, das Ziel sei, eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale 

Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung 

von Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle Menschen weltweit zu fördern und zu fes-

tigen.57 

Die Generalversammlung ist die Vollversammlung aller Mitglieder und damit das wichtigste 

Beratungsorgan der UNO. Hier können sämtliche Grundsatzfragen der internationalen Sicher-

heit und Zusammenarbeit im Sinne der UNO-Charta auf die Tagesordnung gesetzt werden. Die 

Resolutionen der Generalversammlung sind jedoch nicht rechtlich bindend.58 Rechtlich bin-

dende Entscheidungen kann nur der UNO-Sicherheitsrat treffen. Neben zehn nicht ständigen 

Mitgliedern waren die fünf ständigen Mitglieder des UNO-Sicherheitsrats laut der Charta: die 

USA, die UdSSR bis 1991, danach die russländische Föderation, das Vereinigte Königreich 

Großbritannien und Nordirland, Frankreich und die Volksrepublik China.59 Dort kommen Ent-

scheidungen zustande, wenn neun der 15 Mitglieder zustimmen. Im Sicherheitsrat sitzen dau-

erhaft fünf wichtige Atommächte, diese Staaten haben ein Veto-Recht und können damit jede 

Entscheidung blockieren. Niemand der fünf ständigen Mitglieder darf dabei „Nein“ stimmen.60 

Im Gegensatz zur Generalversammlung hat der Sicherheitsrat damit erhebliche Einflussmög-

lichkeiten. Wenn innenpolitische oder bilaterale Konflikte über die globalisierte Informations-

technik verbreitet und international diskutiert werden, entsteht häufig Kritik um die passiv wir-

kende Haltung der UNO. Wenn Mitgliedstaaten Konflikte haben, kann die Generalversamm-

lung der UNO mit einer Zweidrittelmehrheit die Staaten kritisieren oder sie auffordern, ihre 

militärischen Konflikte zu beenden. Die Gleichberechtigung der Staaten wurde in der Präambel 

bekräftigt, Artikel 2 Absatz 7 untersagt, eine außerstaatliche Einmischung.61 Bürgerkriege fal-

len damit nicht in den Bereich der UNO. Bei der Gründung der UNO war es nicht das Ziel, eine 

Weltregierung zu schaffen.62 Der Sicherheitsrat konnte, wenn Verletzungen der Menschen-

rechte den Frieden gefährdeten, Gegenmaßnahmen ergreifen.  

Hier stellt sich die Frage nach dem Spielraum einer zwischenstaatlichen Organisation in der 

internationalen Politik. Durch internationale Verhandlungen der Staaten wird einerseits Poten-

zial zur Veränderung freigesetzt, Potenzial wird hier mit Handlungsspielraum gleichgesetzt. 

Andererseits gibt es für die UNO Grenzen, die nicht oder nur sehr schwierig überwunden wer-

 
57 Vgl. UNO-Charta, Artikel 1 (3). 
58 Vgl. Zirnig: 1999, S. 23. 
59 Vgl. ebd., S. 30. 
60 Vgl. UNO-Charta, Artikel 27. 
61 Vgl. ebd., Artikel 2 (7). 
62 Vgl. Eckel: 2014, S. 84. 
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den können. An die Grenzen ihrer Wirksamkeit stößt die UNO, wenn ihr institutioneller Hand-

lungsspiel- oder Möglichkeitsraum eingeschränkt wird. Denn die UNO-Charta verbietet eine 

Einmischung in innerstaatliche Politik.63  

Die UNO ist eine internationale Organisation, die weltpolitisch Einfluss hat. Obwohl sie sich 

nicht direkt innenpolitisch einmischt, hat sie die Möglichkeit, durch außenpolitische Ereignisse 

Druck auszuüben. Wenn die klassischen Arbeitsmittel der Diplomatie, wie die Kompromiss-

bereitschaft oder die angestrebte sogenannte Win-Win-Situation für alle verhandelnden Par-

teien nicht mehr wirken, müssen andere Mittel zum Erreichen von angestrebten Zielen genutzt 

werden. Eine Möglichkeit des Sicherheitsrats ist es Sanktionen zu verhängen. Welche Ziele 

die UNO verfolgt, lässt sich aus der Charta entnehmen. An erster Stelle steht das Ziel militä-

rische Konflikte zu verhindern, die den Weltfrieden gefährden. Dies beinhaltet die Umsetzung 

von Grundrechten, Einhaltung des Völkerrechts sowie die Verbesserung des Lebensstandards 

für alle Mitglieder64 sowie eine Verbesserung der zwischenstaatlichen Beziehungen und Zu-

sammenarbeit. Des Weiteren geht es um die Umsetzung der Menschenrechte.65 In Artikel 33 

heißt es, dass Streitigkeiten, die den Weltfrieden gefährden könnten, durch friedliche Mittel 

beigelegt werden sollen. Dazu fordert der Sicherheitsrat auf und schlägt Verhandlungen, Un-

tersuchung oder Inanspruchnahme regionaler Einrichtungen vor.66 

 

Im Gegensatz zum Vorgänger, dem Völkerbund als zwischenstaatliche Organisation mit ähnli-

cher Zielsetzung, kann die UNO auf das kollektive Verteidigungsbündnis der NATO zurück-

greifen. Der Nordatlantikpakt oder auch Atlantisches Bündnis, kurz NATO wurde 1949 von 12 

Staaten gegründet.67 Die 12 Staaten waren: Belgien, Dänemark, Frankreich, Island, Italien, Ka-

nada, Luxemburg, das Königreich Niederlande, Norwegen, Portugal, die USA und das Verei-

nigte Königreich. In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg sollte die NATO den Staaten 

des Warschauer Pakts im Kontext des Kalten Krieges entgegenwirken. Nach der Auflösung der 

Sowjetunion sind einige ehemalige Ostblock-Länder Mitglieder der NATO geworden. Weitere 

bekundeten ihr Interesse zum Beitritt. Heute hat die NATO 28 Mitglieder, Stand Anfang März 

 
63 Vgl. UNO-Charta, Artikel 2 (7). 
64 Vgl. ebd., Präambel.  
65 Vgl. UNO-Charta, Artikel 1. 
66 Vgl. UNO-Charta, S. 8. 
67 Vgl. Florian T. Furtak: Internationale Organisationen. Staatliche und nichtstaatliche Organisationen in der Welt-

politik, Wiesbaden 2015, S. 271. 
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2022.68 Österreich ist kein NATO-Mitglied, ebenso ist kein afrikanischer Staat Mitglied der 

NATO. 

Die UNO beruht auf dem Prinzip der Souveränität und Gleichheit ihrer Mitglieder.69 Alle Mit-

gliedstaaten sind souverän und haben in der Organisation die gleichen Rechte und Pflichten. 

Nur die Atommächte haben durch ihr Veto-Recht mehr Einflussmöglichkeiten. Damit ist die 

UNO nicht mehr als die Summe ihrer Mitgliedsstaaten und sie kann nur so viel umsetzen, wie 

diese sie durchführen lassen. Die Generalversammlung ist kein Weltparlament, das für UNO-

Mitglieder rechtsverbindliche Gesetze erlässt.70 

Als die UNO 1945 gegründet wurde, waren 50 Länder vertreten.71 Im gleichen Jahr gab es in 

Afrika nur drei unabhängige Staaten, nämlich Ägypten, Liberia und Äthiopien.72 Demnach war 

zum Ende des Zweiten Weltkrieges noch die Hälfte der weltweiten Landoberfläche von abhän-

gigen Territorien, wie Kolonien, sogenannte Protektorate oder Treuhandgebiete eingenommen. 

Damit lebten zu diesem Zeitpunkt weltweit etwa 550 bis 750 Millionen Menschen in nicht-un-

abhängigen Staaten.73 Neben der weltweiten Friedenssicherung waren Entkolonisierung, Ent-

wicklungspolitik, Schutz der Menschenrechte sowie die Weiterentwicklung des Völkerrechts 

Schwerpunkte der UNO.74 Unter Entwicklungspolitik wird hier die Formulierung von Normen 

und Strategien für eine neue Weltwirtschaftsordnung verstanden.75 

Die UNO wurde zwar nicht originär für die Dekolonisation geschaffen,76 für ihren Prozess war 

die Gründung der internationalen Organisation allerdings wichtig. Sie bildete ein Forum für 

zwischenstaatliche Debatten. 77 In dieser internationalen Organisation geht es um Diplomatie. 

In anderen Organisationen, wie beispielsweise dem Roten Kreuz ging es um konkrete Hilfe-

leistungen. Damit kann eine Organisation als Akteur, Werkzeug oder Forum genutzt werden.78 

 
68 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: 4. April 1949: Gründung der NATO, 02.04.2012, online verfügbar 

unter: https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/126264/4-april-1949-gruendung-der-nato/ zuletzt be-

sucht: 04.03.2022. 
69 Vgl. Zirnig: 1999, S. 3. 
70 Vgl. ebd., S. 23. 
71 Vgl. ebd., S. 97. 
72 Vgl. Andreas Eckert: Spätkoloniale Herrschaft, Dekolonisation und internationale Ordnung, S. 3-20, in: Deko-

lonisation. Prozesse und Verflechtungen 1945-1990, hrsg. v. Anja Kruke, Bonn 2009, S. 4. 
73 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Dekolonisation im 20. Jahrhundert, online verfügbar unter: 

https://www.bpb.de/themen/kolonialismus-imperialismus/postkolonialismus-und-globalgeschichte/219139/dekolo-

nisation-im-20-jahrhundert/, zuletzt besucht: 08.05.2022. 
74 Vgl. Zirnig: 1999, S. 97. 
75 Vgl. ebd., S. 98. 
76 Vgl. Mark Mazower: No Enchanted palace. The End of Empire and the ideological origins on the United Na-

tions, Princeton, NJ, u.a. 2009, S. 31. [Im Folgenden zitiert als: Mazower: 2009.] 
77 Vgl. Muschik: 2018, S. 121. 
78 Vgl. Herren-Oesch, Madeleine: Introduction: Towards a Global History of International Organization, in: Her-

ren-Oesch, Madeleine (Hrsg.): Networking the International System. Global Histories of International Organiza-

tions, Basel 2014, S. 5. [Im Folgenden zitiert als: Herren-Oesch: 2014.] 

https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/126264/4-april-1949-gruendung-der-nato/
https://www.bpb.de/themen/kolonialismus-imperialismus/postkolonialismus-und-globalgeschichte/219139/dekolonisation-im-20-jahrhundert/
https://www.bpb.de/themen/kolonialismus-imperialismus/postkolonialismus-und-globalgeschichte/219139/dekolonisation-im-20-jahrhundert/
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Bereits mit dem Völkerbund wurde eine globale Plattform für die Gestaltung multilateraler 

Diplomatie geschaffen.79   

Internationale Organisationen stellten eine Quelle von Ideen, Rhetorik und Legitimation für 

Staatenbildung und -gründung dar.80 In Verbindung mit Rechten, Frieden und Sicherheit für 

alle Ethnien machte die UNO, anknüpfend an den Völkerbund, die soziale Frage zur Priorität. 

Zur Verbesserung der Lebensqualität auf der Welt wurden die UNO Sonderorgane UNICEF, 

als entwicklungspolitisches Organ der Vereinten Nationen, die Sonderorganisationen FAO und 

beispielsweise die WHO in den ersten Jahren ihres Bestehens gegründet. Im Jahr 1952 gab es 

erstmals einen offiziellen Report über die soziale Situation in der Welt.81 

Dag Hammarskjöld, 1953-1961 der zweite Generalsekretär der Vereinten Nationen, formulierte 

1956 die wichtigsten revolutionären Entwicklungen der Zeit. Er wollte das Prinzip der Selbst-

bestimmung verwirklichen und die wirtschaftlichen und sozialen Lebensbedingungen für die 

große Mehrheit der Menschheit verbessern. Dafür stellte die UNO im Jahr 1956 zur Entkoloni-

alisierung den neuen Regierungen internationale Verwalter*innen zur Seite, um souveräne Na-

tionalstaaten aus zerfallenden, europäischen Imperien aufzubauen und sie fest in der kapitalis-

tischen Welt zu verankern.82 Zwar waren die Kolonien bereits zuvor Teil eines kapitalistischen 

Weltsystems, nun ging es jedoch darum, einen neuen Platz für die unabhängigen Staaten im 

Weltwirtschaftssystem zu finden. 

Der wichtigste Aspekt der Dekolonisation war, für die Bevölkerung der jeweiligen Kolonien, 

Mandats- oder Treuhandgebiete83, die Selbstbestimmung in Verbindung mit der Unabhängig-

keit. Wie diese vonstattenging und wie Staaten unterstützt wurden, wird im Folgenden näher 

beleuchtet. Im internationalen Staatengeflecht gab es neben Kolonien andere Abhängigkeitsge-

bilde, wie beispielsweise die Mandats- und Treuhandgebiete. In der UNO gab es ein Hauptor-

gan, welches ausschließlich für diese Gebiete zuständig war, nämlich der Treuhandrat.  

 

 

 
79 Vgl. Herren-Oesch: 2014, S. 8. 
80 Vgl. Sunil Amrith; Glenda Sluga: New Histories of the United Nations, in: University Hawaii Press, Journal of 

world history, 1.9.2008, Band 19 (3), S. 261. 
80 Vgl. Muschik: 2018, S. 265. 
81 Vgl. Amrith; Sluga: 2008, S. 261. 
82 Vgl. Muschik: 2018, S. 121. 
83 Anmerkung: Während der Zeit des Völkerbundes (1920-1946) wurden unabhängige Gebiete, die keine Kolonien 

waren, sondern vom Völkerbund verwaltet wurden Mandatsgebiete genannt. Der Staat, der sie verwaltete, war der 

Mandatar. Ab dem Bestehen der UNO und des Treuhandrates 1947 wurde in Treuhandgebiet und Treuhänder 

unterschieden. In der Literatur wird allerdings noch nach dem Zweiten Weltkrieg von Mandatsgebiet und Man-

datsmacht gesprochen, insbesondere in der englischsprachigen Literatur und Quellen aus dem House of Commons. 

In dieser Arbeit wird in die unterschiedlichen Begriffe unterteilt, damit es chronologisch übersichtlicher ist. In der 

Fachliteratur werden die Bezeichnungen als Synonym verwendet.   
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3.3 Entstehung und Funktion des Treuhandrats 

 

Diese Arbeit legt den Fokus auf die Rolle des Treuhandrats während der britischen Verwaltung 

bis zur Unabhängigkeit Tanganjikas im Jahr 1961. Dabei sollen die Möglichkeiten und der 

Handlungsraum des Treuhandrats im Rahmen der Dekolonisation betrachtet werden. Zunächst 

werden die Funktionen und Aufgaben des Treuhandrats erläutert, im weiteren Verlauf wird 

konkreter auf seinen Handlungsspielraum eingegangen. Der Treuhandrat spielte für die Deko-

lonisation eine entscheidende Rolle. Um die Motivation für die Entstehung dieser Institution 

besser nachvollziehen zu können, wird folgend der historische Kontext miteinbezogen.  

Der Erste Weltkrieg endete mit einer Niederlage für das Deutsche Reich, die Details wurden 

im Versailler Vertrag festgelegt. Die damaligen Regierungen der Siegermächte des Ersten 

Weltkrieges vertraten die Meinung, dass das Deutsche Reich keine Kolonien innehaben sollte, 

nach einem begonnenen und verlorenen Weltkrieg. Die Kolonien sollten jedoch nicht auf an-

dere Kolonialmächte aufgeteilt werden. Neben Reparationen wurden mit dem Inkrafttreten des 

Versailler Vertrags im Jahr 1920, die Kolonien des Deutschen Reichs den Staaten Frankreich 

und dem Vereinigten Königreich übertragen.84 Das schloss Deutsch-Ostafrika ein, was unter 

Verwaltung des Völkerbunds gestellt wurde und ab 1919 britisches Mandatsgebiet war. Von 

der britischen Kolonialregierung wurde das Mandatsgebiet in Tanganjika umbenannt.85 Tan-

ganjika war ab sofort eine sogenannte Kronkolonie, was als Begriff die Bindung einer Kolo-

nie an den Kolonialstaat unterstrich.86 Der Gouverneur der Kolonie, des Treuhand- oder Man-

datsgebiets repräsentierte die britische Krone vor Ort, wurde von der Krone ernannt und führte 

durch das Kolonialamt alle Instruktionen aus. Meist blieb ein Gouverneur nicht länger als fünf 

Jahre im Amt.87 Das britische und das Gesetz Tanganjikas existieren nebeneinander.88 

Der Versailler Vertrag enthielt mit Artikel 22 der Völkerbundssatzung das Mandatssystem.89 

Die Mandatssatzungen waren Verträge zwischen den durch den Rat des Völkerbundes vertre-

tenden Mitgliedern des Völkerbundes und den Mandataren.90 Gemäß Artikel 22 der Mandats-

satzung wurden die Mandatsgebiete einzelnen damit beauftragten Mächten, den Mandataren, 

zur Verwaltung übergeben.91 So wurde mit der Gründung des Völkerbundes 1920 eine zwi-

 
84 Vgl. Chidzero: 1961, S. 23. 
85 Vgl. ebd., Preface, S. VII. 
86 Vgl. ebd., S. 48. 
87 Vgl. ebd., S. 49 f.  
88 Vgl. ebd., S. 58. 
89 Vgl. Wolfgang Abendroth: Die völkerrechtliche Stellung der B- und C-Mandate, Breslau 1936, S. 11. 
90 Vgl. ebd., S. 47 
91 Vgl. ebd., S. 41. 
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schenstaatliche Organisation gegründet, die das Mandatssystem ausführte. Unter internationa-

lem Recht wurden die ehemaligen außereuropäischen Gebiete des Deutschen Reiches, österrei-

chisch-ungarische sowie osmanische Gebiete durch vertretende Länder verwaltet. Während 

dem Ausarbeiten der Satzung wurden Namen und Grenzen der Mandatsgebiete bestimmt.92 Der 

Verwaltungsauftrag variierte in den einzelnen Gebieten mit den geographischen, ökonomischen 

sowie sozialen Gegebenheiten.93 Die Mandatare waren jährlich verpflichtet dem Völkerbund 

Bericht über die Vorgänge in den Mandatsgebieten zu erstatten. Der Völkerbundrat war das 

zuständige Kontrollorgan und Adressat der Jahresberichte. Die Mandatare waren verpflichtet 

jedem Mitglied der Mandatskommission ein Exemplar des Jahresberichts zukommen zu lassen 

sowie 100 weitere Exemplare an das Generalsekretariat. Im Jahresbericht wurde der gesamte 

Umfang der Verwaltungstätigkeit der Mandatsgebiete dokumentiert.94   

Das Mandatssystem unterschied in A, B und C-Mandate. A-Mandate waren die ehemaligen 

osmanischen Gebiete,95 B- und C-Mandate waren die ehemaligen überseeischen deutschen Be-

sitzungen.96 Das Mandatssystem war durch Vereinbarung der Mandatssatzung in Kraft getre-

ten, für die B-Mandatsgebiete seit 1922 und für die C-Mandate seit 1920.97 Diese Territorien 

erhielten eine von den übrigen Kolonialgebieten getrennte und gesonderte Verwaltungsstruk-

tur.98 Die Unterscheidung der Mandatsgebiete in die drei Kategorien hing mit dem von den 

Kolonial- und Mandatsmächten zugeteilten Entwicklungsstand des Gebiets zusammen. Den eu-

ropäischen Kolonialmächten erschien die Bevölkerung in Afrika im internationalen Vergleich 

am wenigsten „zivilisiert“. Daher wurden die meisten afrikanischen Gebiete als C-Mandate de-

klariert, was für die abhängigen Gebiete vorerst keine Aussicht auf eine rasche Unabhängigkeit 

bedeutete.99  

Durch die Rechenschaftspflicht der Mandatsmächte gegenüber dem Völkerbund änderte sich 

der Charakter der Kolonialisierung, die nun der Legitimation bedurfte. Zudem war sie interna-

tionalisiert und an einen Zivilisierungsauftrag gebunden. Die Vorgänge in der Kolonie waren 

keine internen Angelegenheiten des Kolonialstaats mehr. Der amerikanische Präsident Thomas 

Wilson forderte bereits in seinem 14-Punkte Programm 1918 das Selbstbestimmungsrecht der 

in Kolonien lebenden Bevölkerung, worauf sich der Völkerbund berief.100 

 
92 Vgl. ebd., S. 47. 
93 Vgl. ebd., S. 41. 
94 Vgl. ebd., S. 339 f. 
95 Vgl. ebd., S. 9. 
96 Vgl. ebd., S. 91. 
97 Vgl. ebd. 
98 Vgl. Christoph Marx: Geschichte Afrikas. Von 1800 bis zur Gegenwart, Paderborn, Wien u.a. 2004, S. 158. 

[Im Folgenden zitiert als: Marx: 2004.] 
99 Vgl. ebd., S. 158. 
100 Vgl. ebd. 
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Mit dem Zweiten Weltkrieg endete das Mandatssystem des Völkerbunds, da sich der Völker-

bund auflöste.101 Das britische Mandat blieb unter anderen Bedingungen bestehen. Nun wurde 

das Vereinigte Königreich Treuhänder, der vom Treuhandrat zugewiesenen unabhängigen Ge-

biete bis zu ihrer Unabhängigkeit verwalten sollte.102 Es ist zu beachten, dass das Mandatssys-

tem dem Völkerbund zuzuordnen ist und die Treuhandschaft der UNO. Staaten, die im Auftrag 

des Völkerbundes ein Gebiet verwalteten, wurden als Mandatare bezeichnet, während jene 

Staaten, die vom Treuhandrat beauftragt wurden Gebiete zu verwalteten, als Treuhänder be-

zeichnet werden. In der Literatur wird allerdings noch nach 1945 die Bezeichnung Mandat bzw. 

Mandatsgebiete angeführt, so wie bei Bernard T.G. Chidzero.103 

Im Jahr 1945 wurde auf Grundlage des Völkerbundes die UNO gegründet. In der UNO-Charta 

waren sechs Hauptorgane vorgesehen: die Generalversammlung, der Sicherheitsrat, der Wirt-

schafts- und Sozialrat, der Internationale Gerichtshof, das Generalsekretariat und der Treuhand-

rat.104 Gegründet wurde der Treuhandrat nach dem Vorbild des Völkerbund-Mandatssys-

tems.105 Der Treuhandrat setzte sich, gemäß Art. 86 UNO-Charta, aus allen UNO-Mitgliedern, 

die Treuhandgebiete verwalteten, den ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats sowie so vielen 

von der Generalversammlung gewählten Nicht-Treuhand-Staaten, die zur Herstellung der Pa-

rität erforderlich waren, zusammen.106 Es gab fünf administrative Staaten: Das Vereinigte Kö-

nigreich, Belgien, Frankreich, Australien und Neuseeland. Drei Staaten ohne administrative 

Stellung waren die USA, China und der Sowjetunion. Die Sowjetunion wollte zuerst nicht teil-

nehmen, da ihr die militärischen Regelungen widerstrebten, doch ein Jahr später wurde diese 

Haltung revidiert.107 Mit Frankreich und dem Vereinigten Königreich waren zwei aktive Kolo-

nialmächte als ständige Mitglieder im Sicherheits- wie im Treuhandrat dabei. Die damit ein-

hergehende Herausforderung war, dass diese Staaten ihre jeweiligen Kolonien als Gebiete sa-

hen, die zu ihrem jeweiligen souveränen Staat dazu gehörten.108 Ein Sitz in dem internationalen 

Rat, der die Unabhängigkeit dieser Gebiete zum Ziel hatte, schien daher widersprüchlich. Der 

 
101 Vgl. Jürgen Herzog: Geschichte Tansanias. Vom Beginn des 19. Jahrhunderts bis zur Gegenwart, Berlin 

1986, S. 73. [Im Folgenden zitiert als: Herzog: 1986.] 
102 Vgl. Chidzero: 1961, S. 133. 
103 Vgl. ebd., S. 24. 
104 Vgl. Zirnig: 1999, S. 20. 
105 Vgl. ebd., S. 48. 
106 Vgl. Helmut Vogler: Vereinte Nationen – Treuhandrat, in: Ulrich Albrecht, Helmut Volger (Hrsg.): Lexikon 

der Internationalen Politik, Berlin, Bosten, Oldenburg 2019, S. 525. [Im Folgenden zitiert als: Vogler: Vereinte 

Nationen: 2019.] 
107 Vgl. Luard: 1989, S. 123. 
108 Vgl. Wesel: 2019, S. 105. 
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Rat bestand ursprünglich aus Staaten, die Treuhandgebiete verwalteten und ständigen Mitglie-

dern des Sicherheitsrates die keine Treuhandgebiete verwalteten und anderen von der General-

versammlung gewählten Mitgliedern.109 Jedes Mitglied hatte eine Stimme, und Entscheidungen 

wurden mit einfacher Mehrheit der Anwesenden getroffen.110  

Im Jahr 1946 entstand der Treuhandrat und traf sich zum ersten Mal am 26. Mai 1947.111 Der 

Treuhandrat trat zweimal im Jahr zusammen, in der Regel im Februar und Juli in New York. 

Nachdem die Angelegenheiten der einzelnen Gebiete besprochen worden waren, veröffent-

lichte der Rat seinen eigenen Bericht.112 Seit seiner Gründung unterstanden dem Treuhandrat 

folgende Gebiete: Ruanda-Urundi unter belgischer Verwaltung, der britische Teil von Togoland 

wurde ab 1957 Teil vom Staat Ghana, der restliche Teil wurde von Frankreich verwaltet, Ka-

meruns Treuhandschaft war zwischen britischer und französischer Verwaltung aufgeteilt, So-

malia wurde von der italienischen Regierung und den britischen Entscheidungsträger*innen des 

Kolonialministerium verwaltet, Teile von Neuguinea unterstanden Australien, Tanganjika war 

dem Vereinigten Königreich unterstellt.113 Für die pazifischen Gebiete der USA galten 1946 

andere militärstrategische Regeln zur Erhaltung von Stützpunkten, die USA waren damit kein 

Treuhänder. Palästina hatte einen Sonderstatus und sollte kein Treuhandgebiet werden.114 Süd-

westafrika, heute Namibia, stand seit 1885 unter dem „Schutz“ des Deutschen Reiches. Nach 

dem Ersten Weltkrieg und mit dem Vertrag von Versailles wurde Deutsch-Südwestafrika 1920 

Mandatsgebiet des Völkerbundes und Südafrika wurde als Mandatar eingesetzt. Das Mandat 

wurde nach dem Zweiten Weltkrieg in Form einer Treuhandschaft fortgeführt.115 Aufforderun-

gen der UNO das Land nach 1946 in die Unabhängigkeit zu entlassen, ignorierte Südafrika. 

Daraus folgten erhebliche Spannungen zwischen Südafrika und der UNO, was zum Entzug des 

völkerrechtlichen Treuhands im Jahr 1966 führte. Dies zeigt, dass der Treuhandrat durchaus 

eine aktive Rolle im Dekolonisationsprozess hatte und diese nutzte. 

Aufgabe des Treuhandrates war es, die Treuhandgebiete zu verwalten und sie in die Unabhän-

gigkeit zu begleiten.116 Im Treuhandsystem waren Petitionen aus Treuhandgebieten gewünscht, 

in denen Aspekte in Verbindung mit der angestrebten Unabhängigkeit, zur Verbesserung des 

Lebensstandards der Bevölkerung sowie persönliche Probleme thematisiert wurden. Zudem 

 
109 Vgl. Levy: 2021. 
110 Vgl. ebd. 
111 Vgl. Luard: 1989, S. 123. 
112 Vgl. ebd., S. 126. 
113 Vgl. Chidzero: 1961, S. 25. 
114 Vgl. Luard: 1989, S. 123. 
115 Vgl. ebd., S. 124.  
116 Vgl. Wesel: 2019, S. 105.  
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wurden UN-Delegierte in die Treuhandgebiete entsandt, die vor Ort die sozialen und gesell-

schaftlichen Verhältnisse und Entwicklungen begutachteten und ihre Erfahrungen in Berichten 

veröffentlichten.117 Dafür trat der Treuhandrat zusammen, um – gemäß Art. 87 der UNO-Charta 

– die von den Treuhändern vorgelegten Berichte zu prüfen, Besuche in den Treuhandgebieten 

zu veranlassen und Gesuche aus den Treuhandgebieten entgegenzunehmen und in Konsultation 

mit der jeweiligen Verwaltungsmacht zu prüfen.118  

Das Treuhandsystem wurde wie das Mandatssystem unter der Prämisse eingerichtet, dass ko-

loniale Gebiete, die den im Krieg besiegten Ländern abgenommen wurden, nicht von den Sie-

germächten annektiert, sondern von einem Treuhandstaat unter internationaler Aufsicht und 

nach internationalem Recht verwaltet werden sollten.119 So wurden Kolonien, die nicht mehr 

einem bestimmten Kolonialstaat unterstanden oder unabhängig waren, dem Treuhandrat, der 

zuständigen Unterorganisation der UNO unterstellt.120 Die abhängigen Territorien wurden ei-

nem UNO Mitglied übertragen, welches vorübergehend die Verwaltung des Gebiets übernahm. 

Die Zielsetzung war, das verwaltete Gebiet zunehmend an die Selbstverwaltung heranzuführen, 

was in die Unabhängigkeit führen sollte. Da Treuhandgebiete keine souveränen Staaten waren, 

konnten sie bestimmte Rechte nicht ausüben, stattdessen übte der Treuhandrat diese stellver-

tretend für die Staaten aus, wie etwa die Außenpolitik.121 In Fortführung des Mandatssystems 

des Völkerbundes wurde bei der Gründung der UNO für die Verwaltung von abhängigen Ge-

bieten der Achsenmächte Deutschland, Japan und Italien das Treuhandsystem geschaffen.122 So 

wurde Tanganjika nach dem Zweiten Weltkrieg Treuhandgebiet, unter internationaler Supervi-

sion mit britischer Verwaltung.123  

Nach dem Ersten Weltkrieg wurden Teile des Staates aufgeteilt, so erhielten Belgien und Por-

tugal Teile des Staatsgebiets Tanganjika. Warum genau das Vereinigte Königreich den größten 

Teil Tanganjika verwaltete und nicht beispielsweise Frankreich oder Belgien wird aus der be-

handelten Literatur nicht ganz ersichtlich. Zum einen erschien es geographisch praktikabel, da 

das Nachbarland Kenia bereits britische Kolonie war und es einige Gemeinsamkeiten zwischen 

den Kulturen gab, beispielsweise wird in beiden Ländern unter anderem Swahili gesprochen. 

Zum anderen war das Vereinigte Königreich ein Kolonialstaat mit viel Erfahrung und die in-

ternationale Staatengemeinschaft des Völkerbunds hielt das Vereinigte Königreich damit für 

 
117 Vgl. Levy: 2021. 
118 Vgl. Vogler: Vereinte Nationen: 2019, S. 525. 
119 Vgl. Levy: 2021. 
120 Vgl. Herzog: 1986, S. 73. 
121 Vgl. Zirnig: 1999, S. 48. 
122 Vgl. Vogler: Vereinte Nationen: 2019, S. 524. 
123 Vgl. Chidzero: 1961, Preface VII. 
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geeignet. Eine andere These ist, dass die britische Armee im Jahr 1918 auf dem Gebiet von 

Deutsch-Ostafrika über das Deutsche Heer siegte und das Vereinigte Königreich daraufhin sei-

nen Anspruch auf das Gebiet durch eine Mandatsverwaltung erhob. Die Vergabe der Mandats-

gebiete wurde vom Völkerbund bestimmt. Was genau die Gründe waren das Vereinigte König-

reich für diese Stellung zu wählen, kann an dieser Stelle nicht eindeutig bestimmt werden. Im 

Fall des Treuhandgebietes Tanganjika lässt sich der praktische Grund heranziehen, dass das 

Vereinigte Königreich zuvor bereits vom Völkerbund als Mandatar für Tanganjika eingesetzt 

worden war.  

Die britische Regierung arbeitete ein Verwaltungskonzept für das Treuhandgebiet Tanganjika 

aus. Die Entwürfe wurden an Belgien und Südafrika verschickt, diese machten jedoch keine 

signifikante Änderungsvorschläge.124 Auf Grundlage des 22. Artikels, Absatz 5 wurde Tangan-

jika als „B-Mandat“ von der britischen Regierung übernommen.125 In diesem Artikel war das 

Prinzip der „Vormundschaft durch fortgeschrittene Nationen“ vermerkt. Eine selbständige Re-

gierung sollte angestrebt werden; auf die Bedürfnisse der Bevölkerung sollte eingegangen wer-

den; das Prinzip internationaler Supervision sollte greifen; ökonomische Gleichstellung sollte 

angestrebt werden; es sollten keine militärischen Expansionen stattfinden.126 In der Präambel 

des Gründungsvertrages der UNO wurden die Grundrechte des Menschen, wie alle Arten von 

persönlicher und rechtlicher Freiheit, Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit und Gleich-

stellung von Ethnie, Geschlecht und Sprache, die Würde und der Wert der menschlichen Per-

sönlichkeit sowie die Gleichberechtigung der Geschlechter und Nationen festgesetzt.127 Unmit-

telbar nach dem Zweiten Weltkrieg lag der völkerrechtliche Fokus darauf, einen weiteren Welt-

krieg und Genozid, wie an der jüdischen Bevölkerung, nicht noch einmal geschehen zu lassen. 

Der Begriff des Genozid wurde 1944 vom polnisch-jüdischen Jurist Raphael Lemkin ge-

prägt.128 Völkermorde, die in den Kolonien geschehen waren, waren damit aus der Definition 

ausgeschlossen, da der Begriff erst später aufkam. Erst 1960 erklärte die Generalversammlung, 

dass alle Völker das Recht auf Selbstbestimmung haben und die Unterwerfung unter Fremd-

verwaltung völkerrechtswidrig sei.129  

Um zu gewährleisten, dass diese Rechte und Ziele eingehalten oder erreicht werden und um die 

internationale Supervision zu gewährleisten, gab es die „permanente Mandate Kommission“, 

 
124 Vgl. Luard: 1989, S. 121. 
125 Vgl. Chidzero: 1961, S. 24. 
126 Vgl. ebd., S. 26 f.  
127 Vgl. UNO-Charta, Präamble.  
128 United Nations: General Assembly resolution: 260 (III) Resolution adopted by the General Assembly: Pre-

vention and Punishment of the Crime of Genocide, A/RES/37260 (9. December 1948), online verfügbar unter: 

http://www.un-documents.net/a3r260a.htm zuletzt besucht: 30.09.2021.  
129 Vgl. Wesel: 2019, S. 105. 

http://www.un-documents.net/a3r260a.htm
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später umbenannt in Treuhandrat130 mit elf nicht-politischen Repräsentant*innen. Die Aufga-

ben des Rates waren die Prüfung der Jahresberichte aus den Treuhandgebieten, die Annahme 

und Bearbeitung von Schriftverkehr, sogenannten Petitionen und die Entsendung von Exper-

ten*innen in die Treuhandgebiete.131 Im Gegensatz zu den Pflichten der Mandatsmacht gegen-

über dem Völkerbund, hatten sich die Verpflichtungen bzw. die Rechenschaftspflicht des Ver-

einigten Königreichs gegenüber der internationalen Organisation des Treuhandrats intensi-

viert.132 Die Unabhängigkeit Tanganjikas sollte so schnell wie möglich umgesetzt werden, wie 

die Klassifizierung als „B-Mandat“ festsetzte. Allerdings war das in Tanganjika bis 1954 kein 

Thema.133 

Mit der Unabhängigkeit von Palau, dem letzten verbliebenen Treuhandgebiet der Vereinten 

Nationen, hat der Rat am 1. November 1994 formell seine Arbeit eingestellt.134 Mit einer am 

selben Tag angenommenen Resolution änderte der Rat seine Geschäftsordnung. Diese sah bis 

dahin verpflichtende jährliche Zusammenkünfte vor. Nun kam der Rat überein, ab sofort auf 

eigenen Beschluss, auf Beschluss seines Präsidenten oder auf Antrag einer Mehrheit seiner Mit-

glieder, der Generalversammlung oder des Sicherheitsrats bei Bedarf zusammenzutreten. Nach 

der Entlassung Palaus 1994 in die Unabhängigkeit ist der Treuhandrat heute ein inaktives 

Hauptorgan der UNO. 

 

 

3.4 Internationale Beziehungen in Verbindung zur Dekolonisation  
 

Dekolonisation meint nicht nur die Unabhängigkeit von Kolonien und anderen abhängigen Ter-

ritorien, sondern schließt eine Umstrukturierung bestehender Hierarchien in Politik und Wirt-

schaft mit ein. Um diese historischen Entwicklungen nachvollziehen zu können, die bis heute 

wirken, wird im Folgendem Abschnitt auf Begrifflichkeiten eingegangen, die für die internati-

onale Politik und Wirtschaft relevant sind.  

 
130 Anmerkung: englisch original: Trusteeship Council. 
131 Vgl. Chidzero: 1961, S. 29. 
132 Vgl. ebd., S. 133. 
133 Vgl. ebd., S. 165. 
134 Vgl. Zirnig: 1999, S. 48. 
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Durch die Globalisierung wuchs die Weltwirtschaft weiter zusammen.135 Die globale Vernet-

zung brachte für viele Staaten wirtschaftliches Wachstum mit sich, wodurch besonders in west-

lichen Industriestaaten mehr Wohlstand entstand. Allerdings protestierten wirtschaftlich schwa-

che Staaten gegen die wirtschaftliche Ungleichheit weltweit, bei der arme Länder Handels-

hemmnisse abgebaut, wohingegen wohlhabendere Länder ihre Handelsschranken aufrecht er-

halten hatten.136 Diesen aktuellen Verhältnissen ging ihre historische Entwicklung voraus. So 

lassen sich in ehemaligen Kolonien im globalen Vergleich wirtschaftliche Ungleichheiten aus-

machen. Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges umfasste das Kolonialsystem der europäischen 

Staaten gut die Hälfte der festen Erdoberfläche.137 Damals kamen die ersten antikolonialen 

Stimmen auf. Die erste richtige Phase der Dekolonisation lässt sich den Jahren nach dem Zwei-

ten Weltkrieg, bis in die 1970er Jahre hinein, verorten.138 Doch die Strukturen sind weiter prä-

sent und die Dekolonisation ist noch nicht abgeschlossen. Ehemalige abhängige Territorien 

weisen eine gemeinsame Problematik der wirtschaftlichen Defizite, politischer Instabilität und 

einen vergleichsweise niedrigen Lebensstandard auf. Zusammengefasst werden diese Gebiete 

unter den Begriffen „Entwicklungsländer“, „Länder des Globalen Südens“ oder „Dritte Welt 

Länder“, weswegen es so viele unterschiedliche Bezeichnungen gibt, wird im Folgenden erläu-

tert.  

In der Forschung besteht eine Diskrepanz zwischen den Termini „Entwicklungsländer“ und 

„Dritte Welt“. Des Weiteren gibt es die Begriffe der „Vierten Welt“ und „Länder des globalen 

Südens“. Der Begriff „Entwicklungsland“ geht auf den international gebräuchlichen Sprachge-

brauch von UNO, IWF und der Weltbank zurück. Er ist insofern problematisch, da hierbei eine 

Unterentwicklung oder Rückständigkeit interpretiert werden kann. Zudem wird von einer tat-

sächlichen Entwicklung der Länder auf ein Ziel hin suggeriert, das aus Sicht der westlichen 

Staaten in die einer Industrienation mündet.  

Der Begriff „Globaler Süden“ oder die Bezeichnung „Länder des Globalen Südens“ wurde 

ebenso von der Weltbank in den 1980er Jahren in die entwicklungspolitische Debatte einge-

führt. Die Länder des „Globalen Nordens“ stehen dagegen für die wohlhabenden Industriestaa-

ten. Der „Globale Süden“ bestand nicht nur aus nach dem Zweiten Weltkrieg entkolonialisier-

ten Ländern, sondern Südamerika zählte ebenfalls dazu, obwohl südamerikanische Staaten 

 
135 Anmerkung: Globalisierung wird hier als Prozess definiert, der sich als die Überwindung von Distanzerfahrung 

und durch grenzüberschreitende Interaktion darstellt. Vgl. Wolfgang Schentker: Globalisierung und Geisteswis-

senschaft. Themen, Methoden und Kritik der Globalgeschichte, S. 36-59, in: Margarete Grandner; Dietmar Rot-

hermund; Wolfgang Schentker (Hrsg.): Globalisierung und Globalgeschichte, Wien 2005, S. 38. 
136 Vgl. Joseph Stiglitz: Die Schatten der Globalisierung, Berlin 2002, S. 21. [Im Folgenden zitiert als: Stiglitz: 

2002.] 
137 Vgl. Knapp, Krell: 1991, S. 205. 
138 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2017, S. 3. 
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schon länger unabhängig waren. Wirtschaftlich wurden sie allerdings von den Kolonialmächten 

beherrscht. Zum „Globalen Süden“ zählten ebenso der Iran, China und die Türkei.139 Geogra-

phisch gesehen müssten wohlhabende Industrieländer wie Australien und Neuseeland ebenfalls 

dazugehören, im Fall dieser Begriffsdefinition tun sie es nicht.140 Problematisch war, dass Roh-

stoffe zwar in den „Entwicklungsländern“ vorhanden waren, allerdings zu den Primärgütern 

des Exportes gezählt wurden. Dadurch entstand eine wirtschaftliche Abhängigkeit und Krisen-

anfälligkeit. Die natürlichen Ressourcen waren da, trotzdem leben die Menschen in Armut.141 

Der Nord-Süd-Konflikt gewann an entwicklungstheoretischer Bedeutung und das Begriffspaar 

ersetzte zunehmend die Einteilung in Erste, Zweite und Dritte Welt. 

Der Terminus „Dritte Welt“ wurde im Jahr 1952 von dem französischen Demographen Alfred 

Sauvy geprägt. Ursprünglich war dieser Begriff für die blockfreien Staaten gedacht, die keinem 

der beiden militärischen Machtblöcke von NATO oder Warschauer Pakt angehörten. Diese 

Staaten wollten einen eigenständigen Weg zwischen den Systemen der marxistisch-leninisti-

schen Theorie und der modernen Industriegesellschaft beschreiten.142 Die „Erste Welt“ meint 

industrialisierte Staaten mit marktwirtschaftlichen Systemen, die „Zweite Welt“ industriali-

sierte Staaten mit planwirtschaftlichen Systemen.143 Auf der Konferenz im indonesischen Ban-

dung von 1955 hatten sich zunächst 29 Länder unter dem Begriff „Blockfreie Staaten“ zusam-

mengeschlossen. Initiiert hatte dies unter anderem der jugoslawische Präsident Josip Tito, der 

ägyptische Staatschef Gamal Nasser, der indische Premierminister Jawaharlal Nehru und der 

indonesische Präsident Achmed Sukarno. Dabei handelte es sich um Staaten, die trotz der er-

rungenen Unabhängigkeit unter größter Armut und Diskriminierung litten. Mitte der 1960er 

Jahre hatte sich die Zahl der Staaten, die sich der „Dritten Welt“ zurechneten, auf 77 erhöht.144 

Eingeschlossen in den Begriff der „Dritten Welt“ waren Staaten Afrikas, Asiens, Lateinameri-

kas, Ozeanien sowie einige europäische Staaten, von denen die meisten eine koloniale Ge-

schichte aufwiesen. Dadurch waren sie teilweise wirtschaftlich unterentwickelt, was hier als 

weniger industrialisiert und ärmer im Vergleich zu Industrienationen definiert wird. Das wie-

derum brachte nachteilige Handelschancen am Weltmarkt mit sich.145 All diese Länder wiesen 

 
139 Vgl. Knapp, Krell: 1991, S. 207. 
140 Zit. n. Helmut Volger: Dritte Welt, S. 109-112, in: Ulrich Albrecht, Helmut Volger (Hrsg.): Lexikon der In-

ternationalen Politik, Berlin, Bosten, Oldenburg 2019, S. 110. 
141 Vgl. Knapp, Krell: 1991, S. 210. 
142 Vgl. Eugen Wendler: Friedrich List und die Dritte Welt. Grundzüge der Entwicklungspolitik, Wiesbaden 

2019, S. 69. [Im Folgenden zitiert als: Wendler: 2019.] 
143 Zit. n. Helmut Volger: Dritte Welt, in: Ulrich Albrecht, Helmut Volger (Hrsg.): Lexikon der Internationalen 

Politik, Berlin, Bosten, Oldenburg 2019, S. 110. [Im Folgenden zitiert als: Vogler: Dritte Welt: 2019.] 
144 Vgl. Wendler: 2019, S. 69. 
145 Zit. n. Vogler: Dritte Welt: 2019, S. 109. 
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„Entwicklungsdefizite“ auf, trotzdem waren sie aufgrund ihrer verschiedenartigen geographi-

schen, klimatischen, politischen, kulturellen, ethnischen, wirtschaftlichen und sozialen Gege-

benheiten durch eine heterogene Vielfalt gekennzeichnet146 und dadurch als Interessensgemein-

schaft weniger geschlossen und einflussreich.147 Wegen dieser Unterschiede beispielsweise 

hinsichtlich des Wachstumspotenzials, der Armut und der Größe der Bevölkerung wurde der 

Begriff der „Dritten Welt“ zugleich als Oberbegriff für Schwellenländer und Länder der „Vier-

ten Welt“ verwendet.148 

Mit dem Begriff „Schwellenländer“ wurden jene „Entwicklungsländer“ bezeichnet, die auf-

grund ihres Industrialisierungsgrades und ihrer industriellen Kapazität, wie Brasilien und die 

Volksrepublik China, relativ hohe Wachstumsraten aufwiesen sowie über eine beträchtliche 

Wirtschaftskraft und ein großes Territorium verfügten. Diese Länder spielten auf dem Welt-

markt als Wirtschaftsgiganten eine wichtige Rolle. Die Zahl der Schwellenländer schwankte 

im Jahr 2019 zwischen 10 und 55, weil es keine allgemeingültigen und messbaren Normen gab. 

Es lässt sich feststellen, dass diese Länder im Vergleich zu den „Entwicklungsländern“ über-

durchschnittliche Wachstumsraten sowie eine wesentlich höhere Arbeitsproduktivität bei ei-

nem geringen Lohnniveau aufwiesen. Andererseits zeigten diese Länder hinsichtlich der poli-

tischen Stabilität, Rechtssicherheit und der Verbesserung der Lebensqualität gegenüber den In-

dustrienationen Defizite auf. Im Vergleich verzeichneten die Länder der „Vierten Welt“ nur ein 

niedriges, häufig sogar stagnierendes oder gar rückläufiges Wachstum. Zu diesen Staaten zähl-

ten vor allem jene auf dem afrikanischen Kontinent, insbesondere in der Sahel-Zone.149 Diese 

Definitionen entstammen den Staaten des „Globalen Nordens“ und reproduzieren damit wieder 

eine Hierarchie in internationaler wirtschaftlicher Hinsicht. In diesen Ländern dominiert die 

Agrarwirtschaft, trotzdem waren sie kaum in der Lage, ihre eigene Bevölkerung ausreichend 

mit Nahrungsmitteln zu versorgen. Notwendige Nahrungsmittelimporte führten zu einer Zu-

nahme der Staatsverschuldung.150 Wegen der mangelhaften Ausstattung an Kapital und den 

geringen Exportchancen waren diese Länder mehr oder weniger auf internationale Gelder, spä-

ter Entwicklungshilfe, angewiesen.151 Noch heute wird der Begriff der „Dritten Welt“ verwen-

det, um den Zusammenschluss von „Entwicklungsländern“ zu wirtschaftlichen und politischen 

Themen zu spezifizieren.152  

 
146 Vgl. Wendler: 2019, S. 70. 
147 Vgl. Vogler: Dritte Welt: 2019, S. 110. 
148 Zit. n. Wendler: 2019, S. 70. 
149 Vgl. ebd. 
150 Vgl. ebd. 
151 Vgl. ebd. 
152 Zit. n. Vogler: Dritte Welt: 2019, S. 109. 
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In Tanganjika etablierten die Kolonialmächte die Plantagenwirtschaft, für eine Rohstoffextrak-

tion.153 Sie legten Monokulturen mit Tee, Kaffee und Sisal an, die für den Weltmarkt und Ex-

port bestimmt waren.154 Die Landwirtschaft war der stärkste Wirtschaftszweig und die Export-

güter Kaffee und Baumwolle brachten 80 Prozent der Erlöse ein.155 Die landwirtschaftlichen 

Produkte wurden erst von Kleinbauern, dann immer mehr auf Großplantagen produziert. Sisal 

blieb bis zur Unabhängigkeit Hauptexportgut des Landes.156 Die schlechten wirtschaftlichen 

Voraussetzungen für ein „Entwicklungsland“ gingen, laut dem HDI (Human Development In-

dex)157,  häufig mit einer kolonialen Vorgeschichte einher. Dazu kamen politische Instabilität 

und Repression.158 Kriege nach 1945 fanden hauptsächlich in Afrika, Lateinamerika und Asien 

statt.159 Sozioökonomische Konflikte und soziale Ungleichheit nahmen zu, dabei wurden poli-

tische Reformen unterdrückt. Ethnische und religiöse Rivalität waren häufig verknüpft mit In-

teressengegensätzen, denn der Kolonialismus hatte willkürliche Staatsgrenzen gezogen.160 Das 

führte zu zwischenstaatlichen Konflikten, wie beispielsweise in Somalia.161 Diese globalen Ent-

wicklungen und Strukturen entstanden aus kolonialen Abhängigkeiten, die selbst nach der Un-

abhängigkeit bestehen blieben. Diese in die Analyse für den Dekolonisationsprozess miteinzu-

beziehen ist daher elementar. Solche Strukturen prägten Entwicklungen, die bis heute anhalten 

und in internationaler Politik eine Rolle spielen. Das führte zu Zielsetzungen wie der UNO 

Agenda 2030, die mit ihren 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung, ein globaler Plan zur För-

derung nachhaltigen Friedens und Wohlstands als auch zum Schutz des Planeten sein soll.162 

Eines dieser Ziele beinhaltet die wirtschaftliche und soziale Entwicklung weltweit, womit der 

Wirtschafts- und Sozialrat der UNO betraut ist. Hier geht es unter anderem um die globale 

Bekämpfung von Armut. Dafür stellt die Weltbank als Sonderorganisation der UNO Finanzie-

rungsinstrumente für langfristige Aufbau- und Entwicklungsprojekte im Bereich der Realwirt-

schaft und widmet sich der Armutsbekämpfung.163 Der IWF wurde ebenfalls 1945 als Sonder-

 
153 Vgl. Marx: 2004, S. 147. 
154 Vgl. Halpern: 1991, S. 95. 
155 Vgl. ebd., S. 11. 
156 Vgl. ebd., S. 11. 
157 Anmerkung: Der Index der menschlichen Entwicklung, englisch Human Development Index, der Vereinten 

Nationen bezeichnet den Wohlstandsindikator. Neben dem Bruttonationaleinkommen wird die Lebenserwartung 

und die Ausbildungsdauer in Schuljahren eingerechnet. 
158 Vgl. Knapp, Krell: 1991, S. 213. 
159 Vgl. ebd., S. 232. 
160 Vgl. ebd., S. 234. 
161 Vgl. ebd., S. 237. 
162 Vgl.: Vereinte Nationen: Ziele für nachhaltige Entwicklung, online verfügbar unter: https://un-

ric.org/de/17ziele/ zuletzt besucht: 27.09.2021.  
163 Vgl. Stiglitz: 2002, S. 37. 

https://unric.org/de/17ziele/
https://unric.org/de/17ziele/
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organisation der UNO gegründet und soll die Länderwährungen und Wechselkurse stabil hal-

ten, indem Kredite vergeben werden.164 Der Schwerpunkt sollte dabei auf internationaler Zu-

sammenarbeit begründet sein. Im zunehmenden Trend von Multilateralismus können globale 

Herausforderungen mit der Unterstützung von internationalen Organisationen behandelt wer-

den. Dekolonisation bedeutet Angleichung der Wirtschaftsstrukturen und Auflösung von Hie-

rarchien.  

In der Regel blieben die internationalen Machtstrukturen unverändert, da die Abhängigkeit der 

internationalen Organisationen, in diesem Fall der UNO, von ihren Mitgliedern und die völker-

rechtlichen Durchsetzungsprobleme bestehen bleiben.165 Die Dekolonisation bewirkte einen 

Zuwachs an UNO Mitgliedern und damit eine größere Diversität von Entwicklungsthemen. 

Bald saßen ehemalige Kolonien mit ihren Kolonialmächten im gleichen Rat. Die fünf ständigen 

Staaten im Sicherheitsrat hatten dennoch durch ihr Veto-Recht erheblich mehr Einflussmög-

lichkeit als neuen Mitgliedstaaten. Die UNO übernimmt noch immer wichtige Steuerungsfunk-

tionen und stellt einen Kooperationsrahmen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit.166 

 

 

4. Dekolonisation in Ostafrika  

 

4.1 Vom Imperialismus zur Dekolonisation 
 

Imperialismus war die Politik eines Staates, die beabsichtigt Macht und Einfluss außerhalb der 

eigenen Staatsgrenzen über Ethnien auszuüben, entweder direkt durch Vergrößerung des 

Staatsgebiets oder indirekt, durch politische, wirtschaftliche, militärische und/oder kulturelle 

Präsenz.167 Im engeren Sinn bezeichnet Imperialismus die Bemühungen der europäischen Staa-

ten, den USA und Japans seit etwa 1880, sich Gebiete in anderen Regionen der Welt, wie Af-

rika, Asien und Lateinamerika anzugliedern und sich den eigenen politischen, militärstrategi-

schen und ökonomischen Interessen nutzbar zu machen. Hierbei gibt es die direkte Form durch 

Eroberung die indirekte, welche durch wirtschaftliche Vorherrschaft und/ oder politische 

 
164 Vgl. Zirnig: 1999, S. 88. 
165 Vgl. Sigrid Koch-Baumgarten: Internationale Organisationen, S. 245-250, in: Ulrich Albrecht, Helmut Volger 

(Hrsg.): Lexikon der Internationalen Politik, Berlin, Bosten, Oldenburg 2019, S. 248. [Im Folgenden zitiert als: 

Koch-Baumgarten: 2019.]  
166 Vgl. Koch-Baumgarten: 2019, S. 248. 
167 Vgl. Helmut Volger: Imperialismus, S. 217-220, in: Ulrich Albrecht, Helmut Volger (Hrsg.): Lexikon der In-

ternationalen Politik, Berlin, Bosten, Oldenburg 2019, S. 217.  
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Gleichschaltung geschieht oder die formelle, durch das Schließen von Verträgen.168 Laut Pen-

nycook geht es um die gezielte Organisation des Handels und der Migration in und mit diesen 

Gebieten.169 Imperialismus wurde von Staatskanzleien, Außen- und Kriegsministern geplant 

und umgesetzt. Es bestand eine Verbindung zwischen der Herausbildung eines Weltenstaaten-

systems und der unterschiedlich schnellen Entwicklung im wirtschaftlichen Verkehr zwischen 

den Räumen der Erde.170 

Die Beschäftigung mit Imperialismus und kolonialer Geschichte ist im Kontext dieser Arbeit 

für die Analyse der Unabhängigkeitswerdung und der postkolonialen Situation in Tansania not-

wendig. Hierbei ist zu beachten, dass die Machtverhältnisse zu einer ungleichgewichtigen Quel-

len- und Forschungslage für die Aktivitäten der Kolonialmächte und Kolonisierten geführt ha-

ben, sodass ein relatives Übergewicht der westlichen Perspektive bei der Darstellung unver-

meidlich bleibt.171 

 

Die Gründe für die Entstehung der Kolonisation waren divers. Neben Ausweitung des Handels 

und Migration ging es in der gezielten Kolonisation Afrikas und im ideologisch aufgeladenen 

Zeitalter des Imperialismus, um Ausbeutung unter dem Deckmantel der Aufklärung.172 Eine 

fremde Kultur wurde mit europäischen Wertvorstellungen, Verhaltensnormen und kulturellen, 

wirtschaftlichen sowie politischen Strukturen verglichen und es kam aus der eurozentristischen 

Perspektive zur Hierarchisierung.173 Eurozentrismus war die Beurteilung von Gesellschaften 

und Kulturen nach europäischen Vorstellungen. Diese Wertevorstellungen und Überzeugungen 

umfassen nicht nur den geografischen europäischen Raum, sondern alle neoeuropäischen Staa-

ten in Nordamerika, Australien und Südafrika. Damit geht einher, dass angrenzende Konzepte 

von europäischen Wertevorstellungen, wie Wohlstand, Lebensstandard, Armut, Fortschritt und 

Wachstum, tangiert und darüber definiert werden.174 Hier zeigte sich die Verbindung von eu-

ropäischen Wertekonzepten zum Industriestaat und damit einhergehendem Lebensstandard im 

heutigen Sinne. Nach Buchmann gelten die griechische und die römische Antike als Ausgangs-

punkt der abendländischen Kultur. Denker aus dem europäischen Kulturraum übernahmen den 

griechischen Individualismus mit dem Humanismus, Fürsten nutzten das römische Recht zur 

Festigung ihrer Macht. Die neuzeitliche Aufklärung wurde aus antiken, mittelalterlichen und 

 
168 Vgl. ebd. 
169 Vgl. Alastair Pennycook: English and the Discourses of Colonialism, London 1998, S. 34. [Im Folgenden zi-

tiert als: Pennycook: 1998.]  
170 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2009, S. 26 f.  
171 Vgl. Reinhard: 2008, S. 3. 
172 Vgl. Pennycook: 1998, S. 40. 
173 Vgl. ebd. 
174 Vgl. Edward Goldsmith: Der Weg. Ein ökologisches Manifest, München 1996, S. 201 f. 



29 
 

neuzeitlichen Traditionen im 18. Jahrhundert geformt.175 Mit diesem Ausgangspukt lässt sich 

eine Neigung gegenüber dem europäischen Fokus in der Geschichtswissenschaft begründen, 

nicht jedoch legitimieren.  

 

Dekolonisation hatte bereits mit dem Ersten Weltkrieg eingesetzt, als das Deutsche Reich als 

erstes Land seine Kolonien an das Mandatssystem des Völkerbundes abgeben musste.176 Mit 

dem 1932 neugeprägten Begriff Dekolonisation sollte die Erlangung der politischen Unabhän-

gigkeit einer Kolonie bezeichnet werden.177 Dabei ist die Verwendung des Begriffs keinesfalls 

unproblematisch. Dekolonisation ist ein eurozentrischer Begriff und es suggeriert als sei mit 

der Übertragung der Macht, in der englischsprachigen Literatur „transfer of power“, auch die 

wirtschaftliche, kulturelle und politische Abhängigkeit der kolonialen Länder vom Westen zu 

einem definitiven Ende gekommen.178 Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs setzte sich im 

Grundsatz die Auffassung durch, dass Kolonialismus nur dann noch gerechtfertigt sei, wenn sie 

als Treuhandschaft im Interesse der noch nicht zu „politischer Mündigkeit“ herangereiften Völ-

ker der „Dritten Welt“ ausgeübt werde und dem Ziel diene, diese schrittweise an die Selbstän-

digkeit heranzuführen.179 Inwiefern kann ein Staat unmündig sein? Diese spezielle Form der 

Abhängigkeit spiegelte sich auch im Begriff Mutterland, dem Staat, zu dem in räumlicher Ab-

grenzung die Kolonie gehört. Damit wurde suggeriert, das abhängige Gebiet sei allein nicht 

lebensfähig, wie ein Säugling, der von seiner Mutter abhängig ist. Der Terminus ist im Kontext 

der Zeit zu verstehen, im heutigen Umgang jedoch kritisch zu sehen. Die imperialistische Iden-

tität wird durch die Politik im „Mutterland“ ebenso an die Bewohner des abhängigen Territori-

ums weitergeben, um die Verhältnisse zu belassen, wie sie sind. Damit wurden einem geogra-

phischen Gebiet oder einer Ethnie menschliche Attribute zugeschrieben. Ein Staat kann in die-

sem Sinne nicht unmündig sein und ist grundlegend beständig, ohne zu einem anderen Land, 

das möglicherweise wirtschaftlich effizienter ist, dazuzugehören. Die Debatte um gescheiterte 

Staaten, die ihre grundlegenden Funktionen nicht mehr ausführen können, hängt mit dem Ko-

lonialen Erbe zusammen. Das Phänomen entstand allerdings später und passt daher zeitlich 

nicht in diese Arbeit. Die Diskussion um politische Mündigkeit, Selbständigkeit und Freiheit 

fasst die Dekolonisation zusammen.  

 
175 Vgl. Bertrand Michael Buchmann: Die Entstehung der Menschenrechte. Textbeispiele von der Antike bis zur 

Gegenwart, Wien 2018, S. 6 f.  
176 Vgl. Dülffer: 2004, S. 65. 
177 Vgl. Reinhard: 2008, S. 5.   
178 Vgl. Mommsen: 1990, S. 8. 
179 Vgl. ebd., S. 9. 
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Ein steigender Einfluss der anti-imperialistischen Denkmuster bei politischen links eingestell-

ten Politiker*innen stellte unter anderem die Grundlage für die Dekolonisation dar.180 Der Ab-

lauf der Dekolonisation wurde von dem beginnenden Kalten Krieg zwischen den beiden großen 

Weltsystemen des Marxismus-Leninismus und dem demokratischen Kapitalismus sowohl po-

sitiv wie negativ in hohem Maße beeinflusst.181 Beide Weltmächte sahen sich als anti-imperia-

listisch. Den USA ging es um die Respektierung des Prinzips der nationalen Selbstbestimmung, 

was aus westlicher Sicht den Eckpfeiler von demokratischen Grundsätzen ausmachte.182 Dieser 

grundsätzliche Ausdruck fand 1941 Eingang in der Atlantik-Charta gegen das faschistische Re-

gime. Zudem wurde das Selbstbestimmungsrecht der Völker zur Richtschnur für die Schaffung 

einer künftigen freiheitlichen Weltordnung erklärt. Dazu zählte für die USA eine weltweite 

Handelsfreiheit, die später die „Dritte Welt“ Länder vor kommunistischen Einfluss schützen 

sollte. Diese führte später zum sogenannten Handelsimperialismus.183 Die UdSSR legte nach 

1917 eine prinzipiell anti-imperialistische Linie fest. Nach 1945 waren sie aus eigener ökono-

mischer Schwäche heraus daran interessiert, junge Staaten der außereuropäischen Welt an sich 

zu binden.   

 

Der Zweite Weltkrieg regte eine neue politische Ordnung an. Die Kernidee der internationalen 

Schutzmechanismen, durch die Gründung der UNO, sah eine soziale Neuprägung der Demo-

kratie bis hin zu veränderten internationalen Wirtschaftskooperation vor. Staatliche Aggression 

sollte eingedämmt, dafür Welternährung und -gesundheit gefördert werden.184 Politische Leit-

ideen waren durchaus mehr transnationale Zusammenarbeit und eine Steigerung des internati-

onalen Wohlstandes.185 So investierten europäische Staaten in den späten 1940er Jahren zum 

ersten Mal in Kolonien, obwohl sie kaum über Mittel verfügten.186 Die europäischen Kolonial-

mächte versuchten die Loyalität abhängiger Gebiete durch Gewährung größerer Freiheiten oder 

das Versprechen künftiger Unabhängigkeit zu erhalten. Für das Vereinigte Königreich wurde 

der Beitrag der Kolonien und verbündeten überseeischen Gebiete im Zweiten Weltkrieg ent-

scheidend, so dass sie ihren Rang als einflussreiche Nation auch nach dem Zweiten Weltkrieg 

über ihren außereuropäischen Besitz definierten. Winston Churchill war noch 1946 stolz, dass 

durch den Zweiten Weltkrieg kein Teil des britischen Empire dauerhaft verloren gegangen 

 
180 Vgl. ebd. 
181 Vgl. ebd., S. 7. 
182 Vgl. ebd., S. 10. 
183 Vgl. ebd. 
184 Vgl. Eckel: 2014, S. 47. 
185 Vgl. ebd., S. 57. 
186 Vgl. Marx: 2004, S. 249. 
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war.187 Während Frankreich, Belgien und die Niederlande bis 1960 ihren Kolonien staatliche 

Unabhängigkeit gewährten, stützte sich die britische Weltmacht weiterhin auf das überseeische 

Commonwealth. Dennoch nahm dessen Bedeutung gegenüber dem Weltmarkt rapide ab. Der 

Anteil britischer Importe aus dem Commonwealth schrumpfte in den sechziger Jahren von 

34,6% auf 25,9%, die Exporte von 40,2% auf 24,4% sowie die britischen Auslandsinvestitionen 

in die Sterlingzone von 60% auf 38%.188 

 

Die westlichen Nationen starteten nach dem Zweiten Weltkrieg eine Liberalisierungs- und Ent-

wicklungsinitiative189, dieser Trend setzt sich bis heute fort. Weltweit gleicht sich die Politik 

immer weiter an demokratische und liberale Systeme an.190 Internationale Ziele werden ge-

meinsam verfolgt und Herausforderungen zusammen bewältigt.191 Die globale Vernetzung in 

Bereichen der Ökonomie brachte viele positive Entwicklungen. Weltweit kam es zu einem er-

höhtem Zuwachs des Wohlstandes, denn das Pro-Kopf Einkommen steigt weiter an. Gleichzei-

tig entstanden wirtschaftliche Ungleichheiten, die sich durch Konstrukte wie dem „Globalen 

Norden“ und „Globalen Süden“ aufzeigen lassen. So gibt es Bürger*innen, die eine antiglobale 

Haltung vertreten.192 Dies äußert sich in weltweiten politischen Bewegungen. Wirtschaftlich 

schwache Staaten protestieren gegen die wirtschaftliche Ungleichheit weltweit, bei der arme 

Länder Handelshemmnisse abgebaut haben, wohingegen wohlhabendere Länder ihre Handels-

schranken aufrecht erhalten haben.193 Was mit der Ausbeutung während des Imperialismus be-

gann setzt sich heute in der Liberalisierung fort.194 Der Zweite Weltkrieg bedeutete die UN-

Delegitimation der Kolonialisierung.195 Zwar entstand mit der Treuhandschaft ein ganz neues 

Konzept von legaler politischer Autorität eines Landes über ein anderes Gebiet.196 Das System 

der abhängigen Staaten verlor immer mehr an Zustimmung seitens der Gesellschaft und immer 

mehr Politikern in den Kolonialstaaten197. Im Laufe der Dekolonisation wurden die politischen 

 
187 Vgl. Dülffer: 2004, S. 65. 
188 Vgl. ebd., S. 69. 
189 Vgl. Marx: 2004, S. 249. 
190 Vgl. Wolfgang Petritsch: Epochenwechsel. Unser Digital-Autoritäres Jahrhundert, Wien 2018, S. 21. 
191 Vgl. Yuvlal Noah Harari: 21 Lektionen für das 21. Jahrhundert, München 2018, S. 155. [Im Folgenden zitiert 

als: Harari: 2018.] 
192 Vgl. Stiglitz 2002, S. 17. 
193 Vgl. ebd., S. 21. 
194 Zit. n. ebd., S. 76. 
195 Vgl. Marx: 2004, S. 248. 
196 Vgl. Chidzero: 1961, S. 34. 
197 Anmerkung: Kolonialstaat meint einen Staat, der Anspruch auf andere Gebiete, meist in Überseeischen Regio-

nen stellt, sogenannte Kolonien. Koloniale Imperien, sind Staaten, die über einen langen Zeitraum diese Gebiete 

unter ihrer Kontrolle behielten. Hier steht an erster Stelle das Vereinigte Königreich, dann Spanien, gefolgt von 

Frankreich, Portugal und den Vereinigten Staaten.    
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und wirtschaftlichen Hierarchien nach und nach umgewandelt und auf das globalisierte Wirt-

schaftssystem übertragen. 

Die UNO setzt sich für wirtschaftliche und soziale Besserung198 ein und strebt damit die Her-

stellung eines globalen Gleichgewichts an. Hier geht es unter anderem um die globale Bekämp-

fung von Armut. So stellt die Weltbank als Sonderorganisation der UN Finanzierungsinstru-

mente für langfristige Entwicklungs-Aufbauprojekte im Bereich der Realwirtschaft und widmet 

sich der Armutsbekämpfung.199 Nicht nur in den Bereichen Wirtschaft und Politik wirkte die 

Dekolonisation hinein. Sie betraf weltweit entstehende Ideen und Programme200 wie beispiels-

weise den Panafrikanismus.201  Dazu waren Begriffe wie Selbstbestimmung, Freiheit und Ent-

wicklung zentrale Begriffe.202 Gewünscht wurde eine neue Weltordnung mit einer fairen Ver-

teilung des Wohlstands.203 

 

 

4.2 Tanganjikas Kolonialgeschichte als Ausgangspunkt für die Treuhandschaft 
 

Kolonialismus wird in dieser Arbeit angelehnt an Reinhard, als die Kontrolle eines Volkes über 

ein fremdes unter wirtschaftlicher, politischer und ideologischer Ausnutzung der Entwicklungs-

differenz zwischen beiden.204 Außerdem umfasst der Begriff den Prozess der Landnahme und 

die Führungsverhältnisse zwischen den Eroberern und den Völkern auf die sie trafen.205  

Kolonialismus und Imperialismus überschneiden sich mit den Phänomenen Reichsbildung und 

Migration. Meist in Bezug auf Siedler*innen, nämlich europäischer Auswanderer, oder erzwun-

gene Migration von Arbeitskräften.206 Eine Kolonie im Zeitalter des Kolonialismus207 war 

meist ein durch militärische Eroberung erworbenes Landstück in Übersee, wo sich die Eroberer 

ansiedelten.208 Es gab auch andere Modelle, wo Land gekauft wurde und Siedler*innen sich 

ausbreiteten. Militärische Konflikte waren nicht immer die erste Stufe. Sobald das Land formell 

 
198 Anmerkung: Seit 2016 sind es die „17 Ziele für Nachhaltigkeit und Entwicklung“. 
199 Vgl. Chidzero: 1961, S. 37. 
200 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2017, S. 156. 
201 Anmerkung: Panafrikanismus meint die weltweite Einheit aller afrikanischer Menschen unabhängig von ihrer 

Ethnie oder Nationalität. Dieser Strömung zugrunde liegend wurde 1963 auf einer Konferenz in Addis Abeba die 

Organisation für Afrikanische Einheit gegründet, die jedoch wenig politische Durchsetzungskraft hatte. Die Idee 

entstand in Westafrika und im transatlantischen Austausch mit der Karibik. In Ostafrika setzte diese Entwicklung 

erst später ein. Vgl. Marx: 2004, S. 227 und 230. 
202 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2017, S. 157. 
203 Vgl. ebd., S. 165. 
204 Vgl. Reinhard: 2008, S.  S. 1. 
205 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2009, S. 7-35, S. 8. 
206 Vgl. Reinhard: 2008, S.  S. 6. 
207 Anmerkung: Antike und mittelalterliche Kolonien, werden in dieser Definition nicht mit eingeschlossen. 
208 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2009, S. 16. 
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annektiert wurde, folgte die Umgestaltung oder der Aufbau neuer politischer Strukturen. Militär 

konnte ebenso eingesetzt werden, um Bereiche zu sichern oder politische Strukturen umgestal-

ten. Einheimische und indigene Bevölkerung war darin eingeschlossen und wurde fortan mit-

regiert. Die Verwaltung vor Ort verblieb in Abhängigkeit zum sogenannten Kernland209, wel-

ches einen Besitzanspruch auf die Kolonie erhob.210 Mit Kernland wird der Staat bezeichnet, 

zu dem eine Abhängigkeit oder Zugehörigkeit bei räumlicher Trennung bestand. 

Der Kolonialismus erreichte im 19. und 20. Jahrhundert seinen Höhepunkt.211 Kolonialismus 

stellte einen wichtigen Faktor in einer umfassenden Geschichte globaler Vernetzung dar. Die 

neuzeitlichen Kolonialimperien bildeten Gebiete großräumiger Herrschaftsausübung. Sie 

schlossen verschiedene Weltteile in weitgespannte Interaktions- und Kommunikationsräume 

ein. Koloniale Kontrolle förderte die weltweite Zirkulation von Gütern unterschiedlicher Art, 

wie Kapital, Pflanzen, Ideen und kulturellen Praktiken und Mobilität, aber auch Krankheiten 

und Ideologien.212 Das britische Empire ging zu dieser Zeit in seinem politischen und wirt-

schaftlichen Wirkungsradius über ihre koloniale Komponente im strikten Sinne hinaus. Manch-

mal war ein Gebiet weder Kolonie noch Mandatsgebiet und fiel trotzdem in den Einflussbereich 

des britischen Empires. In einigen Teilen der Welt übte das britische Empire durch formelle 

koloniale Kontrolle seine Interessen aus. An anderer Stelle verhielt sich das Empire als Nach-

bar, zu einem wirtschaftlich attraktiv wirkendem Gebiet, außenpolitisch dominant. Der Unter-

schied lag darin, dass auf unterschiedlichen Wegen meist ähnliche Ergebnisse erzielt werden 

konnten. Es machte für die wirtschaftlichen Folgen der ausländischen Präsenz in einem über-

seeischen Land in der Regel keinen großen Unterschied, ob es eine Kolonie war oder ein na-

hezu-kolonialer, nur nominell souveräner Staat, der fremde Wirtschaftsinteressen nahezu un-

behindert gewähren lassen musste und selbst keinen Einfluss auf zentrale binnen- wie außen-

wirtschaftliche Entscheidungen besaß.213  

Kurz nach dem Ersten Weltkrieg lebten, laut des französischen Ökonom Arthur Girault, in Af-

rika 120 Millionen Menschen unter kolonialer Kontrolle. Weltweit war etwa die Hälfte des 

Festlandes mit Kolonien bedeckt, damit lebten mehr als 600 Millionen Menschen, zu dem Zeit-

punkt etwa ein Fünftel der Weltbevölkerung unter kolonialer Kontrolle.214  Dieser Zeitraum 

liegt deutlich vor dem untersuchten Zeitraum, war allerdings für die geopolitisch involvierten 

 
209 Anmerkung: In der Literatur wird meist der Begriff Mutterland verwendet, der sich ebenso gut mit Kernland 

ersetzen lässt und keine emotionale, existenzielle Abhängigkeit wie zwischen einer Mutter und ihren Kindern 

suggeriert. Eine Kolonie stand in einem anderen Abhängigkeitsverhältnis zum Kolonialstaat.    
210 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2009, S. 11. 
211 Vgl. ebd., S. 26.  
212 Vgl. ebd., S. 29. 
213 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2009, S. 26. 
214 Vgl. ebd., S. 27. 
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Staaten für die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen relevant. Laut Reinhard wurde un-

ter Kolonialismus eine Entwicklungsdifferenz verstanden, da sich aus Entwicklungsunterschie-

den historische Folgen ergeben haben.215 

 

Heute besteht die Vereinigte Republik Tansania aus dem Festland und der Küstenzone vorge-

lagerten Inseln Sansibar, Pemba und Mafia.216 Tansania grenzt im Süden an Mozambique, und 

Malawi, südwestlich an Sambia, westlich an Zaire und Burundi und im Norden an Kenia, Ru-

anda und Uganda. Das Land weist mehrere Klimazonen und Landschaftsformen auf, hinter dem 

Küstenstreifen steigt das Land zu einer Hochebene an. Im Südwesten besteht ein ausgeprägtes 

Berggebiet.217 Im Norden befindet sich der Kilimandscharo, das höchste Bergmassiv Afrikas 

mit zum Teil aktiven Vulkanen. Die fruchtbaren Gebiete sind ungleichmäßig verteilt, was sich 

in der Bevölkerungsverteilung zeigt. Die bevorzugten Gebiete liegen an der Peripherie des Lan-

des, die Landesmitte wird weniger genutzt.218 Der Victoriasee, einer der größten Süßwasserseen 

der Welt, ist eine sehr ertragreiche Wirtschaftszone.219  

Die Bevölkerung in Tansania setzt sich aus etwa 120 verschiedenen Ethnien zusammen, über 

90 Prozent von ihnen gehören zur Sprachgruppe der Bantu.220 Auf den Inseln leben viele Men-

schen aus Asien, Europa und dem mittleren Osten. Die hauptsächlich vertretene Religion ist 

der Islam, daneben gibt es Naturreligionen, das Christentum steht dabei an dritter Stelle.221  

Insgesamt hat Tansania neben der Branche der Textilverarbeitung wenig Industrie.222 Seit den 

1990er Jahren ist das Bruttoinlandsprodukt Tansanias pro Kopf in jeweiligen Preisen von knapp 

200 US-Dollar auf fast 1200 im Jahr 2022 gestiegen, dieser Trend setzt sich fort.223 Deutschland 

hatte im Vergleich im Jahr 2021 ein BIP von 3570 Milliarden Euro und pro Kopf 42.918 

Euro.224 Die Insel Sansibar exportiert Gewürznelken und gilt als wichtiger Zwischenhändler 

vom Festland weiter in den indischen Ozean sowie nach Europa und Amerika.225 Bereits vor 

 
215 Vgl. Reinhard: 2008, S. 2. 
216 Vgl. Halpern: 1991, S. 5. 
217 Vgl. ebd., S. 6. 
218 Vgl. ebd., S. 6. 
219 Vgl. ebd., S. 7. 
220 Vgl. ebd., S. 9. 
221 Vgl. ebd., S. 10. 
222 Vgl. Herzog: 1986, S. 24. 
223 Vgl. Statista: Internationale Länderdaten: Tansania: Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf in jeweiligen Prei-

sen von 1980 bis 2020 und Prognosen bis 2026, online verfügbar unter: https://de.statista.com/statistik/daten/stu-

die/372316/umfrage/bruttoinlandsprodukt-bip-pro-kopf-in-tansania/ zuletzt besucht: 16.03.2022. 
224 Vgl. Statista: Bruttoinlandsprodukt (BIP) und Wirtschaftswachstum online verfügbar unter: https://de.sta-

tista.com/themen/26/bip/#topicHeader__wrapper zuletzt besucht: 17.03.2022. 
225 Vgl. Herzog: 1986, S. 24. 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/372316/umfrage/bruttoinlandsprodukt-bip-pro-kopf-in-tansania/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/372316/umfrage/bruttoinlandsprodukt-bip-pro-kopf-in-tansania/
https://de.statista.com/themen/26/bip/#topicHeader__wrapper
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der deutschen Kolonialzeit herrschte Konkurrenz um die Insel, wegen des florierenden Gewürz-

handels. Das Festland war wegen der reichen Vorkommen an Gold-, Diamanten und andere 

Edelsteinvorkommen für europäische Händler attraktiv.226  

Der Portugiese Vasco da Gama landete als einer der ersten Europäer an der Küste Ostafrikas. 

1498 bis 1593 entfaltete sich die portugiesische Vormachtstellung auf den Inseln. Doch sie 

fürchteten die arabische Konkurrenz und begannen auf dem Festland Krieg zu führen. Unter 

Vasco da Gama wurden viele Städte geplündert und Menschen gefoltert und hingerichtet.227 

Aufstände brachen aus und vertrieben die portugiesische Kolonialmacht228 im Jahr 1631. Die 

arabische Bevölkerung zog sich ins Landesinnere zurück.229 

Das preußisch-deutsche Kaiserreich war entschlossen, Kolonialpolitik zu betreiben und richtete 

sein Interesse auf Ostafrika. Davon versprach sich die Regierung wirtschaftlichen Aufschwung 

und innenpolitische Integration.230 Im Kaiserreich, 1871 unter Bismarck entstanden, herrschte 

zwischen 1850-1873 eine wirtschaftliche Hochkonjunkturphase, auf die 1879 eine Rezessions-

phase folgte. Die Wirtschaft war auf stetiges Wachstum angewiesen, daher wurde die Export-

politik vorangetrieben.231 Es ging um die Monopolisierung von Absatzmärkten und Rohstoff-

quellen.232 

Im November 1884 landete eine kleine Gruppe der sogenannten Gesellschaft für deutsche Ko-

lonisation, kurz GfdK, auf der ostafrikanischen Insel Sansibar. Sie hatten den klaren Auftrag 

zur Gebietserwerbung, mit Möglichkeit der deutschen Vorherrschaft.233 Anführer der Expedi-

tion war der Pionier Carl Peters. Er hatte zuvor bereits ein Gebiet erobert, welches der dreifa-

chen Größe Belgiens entsprach.234 Der herrschende Sultan trat kurz darauf sämtliche Souverä-

nitätsrechte ab. Das betraf das alleinige Recht, Steuern und Zölle zu erheben, Recht über Justiz 

und das Recht eine bewaffnete Macht zu erschaffen.235  

Im Jahr 1885 übergab die deutsche Regierung der GfdK einen sogenannten Schutzbrief unter-

zeichnet von Kaiser Wilhelm I, was als Auftakt der Eroberung galt.236 Der deutsche Kaiser 

 
226 Vgl. Halpern: 1991, S. 20. 
227 Vgl. Halpern: 1991, S. 26. 
228 Anmerkung: In der Literatur wird Kolonialmacht verwendet. Der Begriff verdeutlicht die Vormachtstellung 

und das damit einhergehende Machtgefälle zwischen dem Kernland und dem abhängigen Gebiet. Vorzugsweise 

kann der Begriff Kolonialstaat genutzt werden, der weniger wertend ist. Im Folgenden wird daher auf den Begriff 

„Kolonialmacht“ verzichtet.  
229 Vgl. ebd., S. 27. 
230 Vgl. ebd., S. 31. 
231 Vgl. ebd., S. 30. 
232 Vgl. Herzog: 1986, S. 37. 
233 Vgl. ebd., S. 38. 
234 Vgl. ebd., S. 39. 
235 Vgl. Halpern: 1991, S. 33. 
236 Vgl. Herzog: 1986, S. 40. 
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stellte die Gebietserwerbung der Gesellschaft in Ostafrika, westlich von dem Reich des Sultans 

von Sansibar unter seine Kontrolle.237 Daraufhin wurde die Bevölkerung durch hohe Steuern 

unterdrückt. Wer das Geld nicht aufbringen konnte musste seinen Besitz verkaufen oder als 

Sklave*in arbeiten.238 

Wie bereits beschrieben endete die deutsche Kolonialzeit mit dem Ersten Weltkrieg. Im August 

1914 brachen Kämpfe gegen britische Truppen in Ostafrika aus. Im Jahr 1918 wich das Deut-

sche Heer zurück.239 Während dem Krieg starben in Deutsch-Ostafrika durch Kampfhandlun-

gen, Seuchen und Hunger etwa 750.000 Menschen.240Ab dem Jahr 1920 wurde Tanganjika 

Mandatsgebiet des Völkerbundes und stand unter britischer Verwaltung. Staatsrechtlich ge-

hörte der Staat nicht zum britischen Empire, wurde allerdings in der Praxis wie eine Kolonie 

verwaltet. Der Staat erhielt den neuen Namen Tanganjika, wobei die Endsilbe „njika“ auf Swa-

hili so viel bedeutet wie „ödes Land“.241 Wirtschaftlich nahm Tanganjika einen der letzten 

Plätze unter den Kolonien des Vereinigten Königreichs ein. Mit nur gering entwickelter Agrar-

produktion und durch den Krieg verwüstet war es wenig attraktiv für Investitionen seitens der 

britischen Verwaltung.242 

Um mit geringem Aufwand Gewinne und Rohstoffextraktion zu maximieren war es auf Dauer 

effizienter, Afrikaner*innen in das koloniale System einzubinden. Die britische Regierung 

setzte auf die Strategie der Einschüchterung, um Ausgaben weniger für militärische Präsenz 

einzusetzen.243 Grob lässt sich die Kolonialgeschichte in drei Phasen unterscheiden: Beginnend 

mit Terror über Ausbeutungs- und Ordnungsstaat, bis nach dem Zweiten Weltkrieg vom Ent-

wicklungsstaat gesprochen werden kann.244 Das Vereinigte Königreich war in der Rolle des 

Kolonialstaats und mit der Ausübung routiniert. Das Kolonialamt in London begann in den 

1920er Jahren die Administration nach dem Prinzip der indirekten Kontrolle zu etablieren. 

Hierbei war der Grundgedanke, Teile der Verwaltungsaufgaben an lokale politische Führer und 

Institutionen zu übergeben. Diese Native Authorities sollten als Organ der Kolonialadministra-

tion deren Anordnungen ausführen und erhielten dafür gewisse Eigenkompetenzen für kommu-

nale Aufgaben ihrer Distrikte. Außerdem unterstanden ihnen dafür die lokalen Gerichte und ein 

Finanzfond.245 

 
237 Vgl. Halpern: 1991, S. 34. 
238 Vgl. ebd., S. 37. 
239 Vgl. ebd., S. 42. 
240 Vgl. ebd., S. 43. 
241 Vgl. ebd., S. 47. 
242 Vgl. ebd., S. 47. 
243 Vgl. Marx: 2004, S. 156. 
244 Vgl. ebd., S. 159. 
245 Vgl. Halpern: 1991, S. 49. 
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Um loyale Bewohner zu erziehen, setzten die britische Regierung zusätzlich auf das Schulsys-

tem. Das war allerdings weitestgehend auf die Interessen der Kolonialverwaltung abgestimmt. 

Die Oberschule war für Söhne der Sultane, Repräsentanten von ethnischen Gemeinschaften 

oder indigenen Gruppen und reichen Landeigentümern gedacht. Hier erhielten sie einen umfas-

senderen Unterricht der dazu diente, eine der Administration ergebe afrikanische Beamten-

schaft auszubilden.246 

Das Vereinigte Königreich verwaltete Tanganjika in der Praxis wie eine Kolonie. Die britische 

Regierung hatte nämlich das deutsche Steuersystem übernommen, was bedeutete, wer nicht 

zahlen konnte, musste seine Schulden abarbeiten. Zudem wurden Afrikaner*innen für öffentli-

che Arbeiten zwangsverpflichtet. Um 1930 wurde mit dieser Maßnahme der Eisenbahn- und 

Straßenbau vorangetrieben.247 

Es bestand seitens der britischen Politik eine Verunsicherung, welche Maßnahmen gutgeheißen 

und welche Projekte unterbunden werden würden, da Tanganjika dem Vereinigten Königreich 

vom Völkerbund nur anvertraut war. Theoretisch hätte jederzeit ein neuer Beschluss bezüglich 

des Mandatsstaates fallen können. Das führte dazu, dass sich nur wenige europäische Far-

mer*innen und Geschäftsleute dort ansiedelten und wenig in die Infrastruktur investiert wurde. 

Weiße Plantagenbesitzer reformierten die einfachen Anbautechniken nicht und afrikanische 

Arbeiter*innen wurden weiterhin ausgebeutet.248 Die Arbeitsbedingungen auf den Plantagen 

waren damit nicht besser als unter deutscher Verwaltung. Allerdings schufen Plantagenbesit-

zer*innen im Jahr 1923 in der Kilimanjaro Planters Association, kurz KPA, eine eigene Orga-

nisation als Interessenvertretung gegenüber der Kolonialadministration.249 Gewerkschaften ent-

standen aus Plantagenarbeiter*innen, im Bereich Bergbau, Hafen und Verkehr.250 Die Bildung 

von Interessensgemeinschaften war eine Möglichkeit sich gegen das Kolonialsystem zu be-

haupten. Es war der erste Schritt für eine emanzipierte, politische Bürgervertretung. 

Die Weltwirtschaftskrise von 1929 hatte das Vereinigte Königreich stark getroffen, daher ver-

suchte die Regierung ihre eigene Wirtschaft durch verstärktes Nutzen der Erträge aus den Ko-

lonien zu kompensieren.251 Dort aufkommende Streiks und Forderungen nach Lohnerhöhung, 

Krankengeld oder Urlaub wurden zurückgewiesen, was das Maß an Unzufriedenheit weiter 

steigerte.252 

 
246 Vgl. ebd., S. 51. 
247 Vgl. ebd., S. 54. 
248 Vgl. ebd., S. 53. 
249 Vgl. Herzog: 1986, S. 83. 
250 Vgl. ebd., S. 90. 
251 Vgl. Halpern: 1991, S. 56. 
252 Vgl. Herzog: 1986, S. 92. 
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Während des Zweiten Weltkriegs waren afrikanische Nahrungsmittel und Rohstoffe für das 

Vereinigte Königreich wichtig, besonders da einige Staaten Europas, Ost- und Südostasiens 

und Ozeaniens unter faschistischer Einflussnahme standen. Tanganjika wurde, während des 

Kriegs Rekrutierungsgebiet für Arbeiter*innen und Soldat*innen, ohne Rücksicht auf afrikani-

sche Hungersnöte und Epidemien, die sich weiter ausbreiteten.253 Allerdings wurde Tanganjika 

nicht zum aktiven Kriegsschauplatz, wie im Ersten Weltkrieg.254 

 

 

4.3 Ein beschwerlicher Weg in die Unabhängigkeit  
 

Nach Ende des Zweiten Weltkriegs rückte die Unabhängigkeit des Landes Tanganjika für die 

Bewohner in realistische Nähe. Die Mobilisierung der breiten Bevölkerung, die dieses Ziel an-

strebten, war dabei essentiell.255 Nur geschlossene, politische Organisationen konnten zu dau-

erhafter Veränderung führen. Die Nationalbewegung die besonders seit Mitte der 1950er Jahre 

unter dem Leitsatz „Freiheit und Einheit“ im Gange war, wurde besonders mitgetragen von der 

1929 gegründeten African Association und den landwirtschaftlichen Genossenschaften. Die Af-

rican Association fand die erste Basis in Städten.256 Diese kleinsten politischen Einheiten ent-

standen ab den 1920er Jahren und bis in die 1940er Jahre hinein, wie beispielsweise die 1924 

gegründete Bahaya Union der Wahaya an der Westküste des Victoria-Sees. Ziel dieser Verei-

nigungen war die Förderung des Zusammenhalts der ethnischen Gruppen, ihre Aktionen be-

schränkten sich meist auf den Sozialbereich innerhalb der jeweiligen Region.257 Der Ausbau 

der politischen Organisationen und Parteien blieb vorerst beschränkt und einzelne Ortsgruppen 

blieben relativ autonom, wegen schlechter Verkehrsbedingungen, mangelnden Kommunikati-

onswesens, minimaler Urbanisierung und mangelnder Alphabetisierung. Das Fehlen einer afri-

kanischen Presse machte sich hier bemerkbar.258 Durch Berichterstattung und öffentliche Dis-

kussion kann das politische Geschehen beeinflusst werden. Medien wie Presse und Rundfunk 

tragen als sogenannte publikative Gewalt zur Meinungsbildung der Bevölkerung bei. Durch das 

Aufbereiten von Informationen und die Verbreitung in der Gesellschaft können politische Skan-
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dale offengelegt werden und demokratische Bestrebungen somit unterstützt werden. Im Kon-

text der Unabhängigkeit war eine gut aufgestellte Medienlandschaft von Vorteil, um Menschen 

in entlegenen Regionen über das tägliche Geschehen zu informieren. Erfolge zu teilen war 

wichtig für die Moral und Probleme aufzuzeigen ebenso relevant für die teilnehmenden Akti-

vist*innen auf dem Weg in die Unabhängigkeit. 

Im Jahr 1940 traf sich die African Association zu einem Kongress in Daressalam mit sieben 

Vorsitzenden von Organisationen, die sich für afrikanische Unabhängigkeit einsetzten. Ihr Ziel 

war es eine Körperschaften bilden zu dürfen, um ihre Interessen vertreten zu können. Dazu 

beanspruchte die African Association politische Mitbestimmung in der Regierung, was ihnen 

verwehrt wurde.259 Nach 1945 schlossen sich zu diesem Zweck immer mehr Genossenschaften 

zusammen.260 Die Entwicklung, dass sich alle politischen Interessensgemeinschaften zusam-

menschlossen, lief in die Richtung eines Einparteienstaates. Bereits im Jahr 1953 wurde allen 

Beamten verboten, einer politischen Organisation anzugehören.261  

Auf dem Jahreskongress 1954 der Tanganjika African National Union, kurz TANU, wurde 

Mwalimu Julius K. Nyerere von den Delegierten zum Präsidenten der Partei gewählt.262 Die 

Partei setzte sich als Ziel die Kolonialisierung zu beenden.263 Ihr oberstes Ziel war Freiheit, 

wobei diese von Parteimitgliedern, Aktivist*innen und Bürger*innen unterschiedlich interpre-

tiert wurde.264 Immer mehr Streiks zeigten, dass sich die politische Lage Tanganjikas grundle-

gend verändern würde. Die britische Verwaltung entschied daraufhin einen „Legislativrat“ zu 

schaffen, in dem afrikanische Vertreter*innen ein Stimmrecht haben sollten, zur Mitbestim-

mung in allen Fragen die Kolonie betreffend. Durch eine Quotenregelung wurde die Mehrheit 

jedoch durch britische Kolonialbeamte gesichert.265 Die afrikanischen Vertreter*innen sollten 

durch freie Wahlen von der Landesbevölkerung gewählt werden können. Die britische Regie-

rung versuchte demokratische Wahlen zu verhindern. Bei den abgehaltenen Wahlen war ein 

Wahlrecht an ein Mindesteinkommen gekoppelt. Das wiederum war allerdings nur mit einer 

höheren Schulbildung zu erreichen. Damit wurden gezielt gewisse Bevölkerungsgruppen von 

den Wahlen ausgeschlossen. London stand damit immer mehr unter Druck unter der internati-

onalen Öffentlichkeit und dem Treuhandrat und musste den Wahlvorgang zum Legislativrat 

zunehmend demokratischer gestalten.266  
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Die Wahlen im Jahr 1958 wurden in Raten abgehalten, damit der Kolonialstaat die Kontrolle 

über die Situation behielt und zog sich dadurch über Monate.267 1959 gewann die TANU 28 der 

30 zu vergebenen Sitzen, 1960 waren es 70 von 71 Sitzen.268 Die Administration erkannte den 

gesellschaftspolitischen Wandel nach den Wahlerfolgen der TANU an und schwenkte von Kon-

frontation auf Kooperation. Richard Turnbull, im Jahr 1958 der Gouverneur Tanganjikas, er-

öffnete den Legislativrat mit einer Rede in der er sagte, dass Tanganjika in Regierung und Le-

gislative vor allem durch Afrikaner*innen besetzt werden sollte. Im März 1959 gab Turnbull 

bekannt, dass Tanganjika die innere Selbstverwaltung, die sogenannte Responsible Govern-

ment, erhalten würde.269 Der Gouverneur hatte es mit der Realisierung der inneren Selbstver-

waltung nicht eilig.270 Im Dezember 1959 kündigte er an, dass die Umsetzung der Selbstver-

waltung nach den nächsten Wahlen folgen solle.271 Bei den Wahlen im August 1960 erhielt die 

TANU 82,8 Prozent aller Stimmen. Von den 71 Sitzen wurden 58 von TANU oder von ihr 

unterstützen Kandidaten besetzt.272  

Der Treuhandrat akzeptierte, dass die Unabhängigkeit Tanganjikas im Dezember 1961 umge-

setzt werden sollte.273 Am 27.März 1961 fand in Daressalam die Verfassungskonferenz statt, 

dort sollten die Modalitäten für die Übergabe der Regierung ausgehandelt werden. Als Resultat 

erhielt Tanganjika fünf Wochen später die volle innere Selbstverwaltung als erstes Land der 

Region. Der Legislativrat wurde zur Nationalversammlung und Mwalimu Julius K. Nyerere 

wurde Premierminister. Der Gouverneur schied aus der Regierung aus, blieb aber Staatsober-

haupt und behielt die Entscheidungsbefugnisse über außenpolitischen Beziehungen und Ar-

mee.274 Die Unabhängigkeitsverfassung entsprach im Wesentlichen einer konstitutionellen Mo-

narchie. Tanganjika musste die englische Krone als Staatsoberhaupt anerkennen, die in Tan-

ganjika dem Gouverneur entsprach. Alle Gesetzesänderungen benötigten seiner Zustim-

mung.275  

 

Mit der Unabhängigkeit ergaben sich ganz neue Herausforderungen für Nyerere. Nun galt es, 

nicht nur Hunger und Elend zu bannen, sondern auch Bildung und Kultur zu entfalten. Es sollte 
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möglichst schnell einen sozialen Fortschritt geben.276 Bislang hatte das Schlagwort Dekoloni-

sation im Mittelpunkt gestanden, was die Abschaffung des kolonial-herrschaftlichen Machtap-

parates und seiner Strukturen meinte. Allerdings fehlte es an Fachkräften für Staat und Verwal-

tung. Dieses Problem hatten viele neuen freien Staaten. In Tanganjika war es insofern beson-

ders, da nur rund 6000 Schüler*innen eine Oberschule besuchten und das Land keine Univer-

sität hatte. Für den Staats- und Verwaltungsapparat war das Problem dringlich.277 

Des Weiteren war die Partei dafür geeignet, die Unabhängigkeit zu erkämpfen, nicht ein Land 

zu regieren. So gingen viele Mitglieder der TANU nach der Unabhängigkeit ins Ausland, an-

dere wechselten in die Verwaltung, wo sie mehr Aufstiegschancen sahen.278 Die regierende 

Partei verlor damit viele Politiker*innen und um diesen Herausforderungen entgegenzutreten, 

wurde die Innenpolitik weiter verändert. 1962 trat eine neue Verfassung in Kraft. Tanganjika 

wurde zur Republik, was ein weiterer wichtiger Schritt auf dem Weg zur nationalen Staatlich-

keit war.279 Im Jahr 1963, nur wenige Wochen nach der Ausrufung der Republik, wurde eine 

Kommission zusammengestellt, um die Umwandlung zum Einparteienstaat auszuarbeiten. Ny-

erere kritisierte das europäische Mehrparteiensystem, da sich die Demokratie in Opposition und 

im Kampf um möglichst viele Parlamentssitze erschöpfe. Kleine politischen Grüppchen ver-

sanken daraufhin in Bedeutungslosigkeit. Die Entwicklung steuerte damit weiter in Richtung 

eines sozialistischen Gesellschaftssystems.280  

Die TANU propagierte die Gleichheit aller Landesbewohner. Die Armee unterstützte die Tan-

ganyika Federation of Labour, den ersten gewerkschaftlichen Dachverband, kurz TFL, da sie 

eine schnelle Afrikanisierung des Heeres forderten. In dieser Phase manifestierten sich Ziel-

konflikte mehrerer Oppositionsparteien. Im Jahr 1964 kam es zu einem Militärputsch. Nyerere 

rief die britische Armee zu Hilfe, wofür er sich später rechtfertigen musste. Daraufhin wurde 

die TFL aufgelöst. Die Arbeiterschaft wurde durch die Schaffung der Einheitsgewerkschaft 

National Union of Tanganjika Workers, der NATU, der Führung der Partei unterstellt.281  

Am 5.Juli 1965 wurde eine neue politische Verfassung beschlossen. Das Parlament hielt sich 

an die Kommission, die 1963 eingesetzt wurde. Tansania war nun offiziell ein Einparteienstaat. 

 

Die ökonomische Situation Tansanias nach seiner Unabhängigkeit war krisenhaft. Der Einfluss 

ausländischer Investoren auf die heimische Wirtschaft war groß. In den Städten entfaltete sich 
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eine neue Elite, aus Beamten und Staatsangestellten.282 Nyereres Sozialismus und Wunsch nach 

Gerechtigkeit für alle stieß an seine Grenzen. Es wurde notwendig eine klare Ideologie für 

Wirtschaft und die soziale Entwicklung des Landes zu formulieren. In den Jahren nach der 

Unabhängigkeit war es weder gelungen, ein Modell einer sozialistischen afrikanischen Gesell-

schaft zu entwickeln, noch die Widersprüche einer weitgehenden kolonialen Struktur in Land-

wirtschaft, Industrie und Handel zu überwinden. Im Jahr 1967 tagte das Nationale Exekutivko-

mitee der TANU in Arusha.283  

Für viele wurde die Erklärung von Arusha als Gründerdokument für einen afrikanischen Sozi-

alismus angesehen.284 Dort hieß es etwa, dass eine leitende Person der TANU Bauer oder Bäu-

erin oder Arbeiter*in sein müsse, keine Aktien besitzen und nicht mehrere Monatsgehälter be-

ziehen dürfe. Zudem durfte er oder sie kein/e Geschäftsführer*in in der Privatwirtschaft sein.  

 

 

5. Petitionen als Instrument gegen den Treuhänder 
 

5.1 Die Möglichkeit der Einflussnahme auf die Treuhänder durch Petitionen  
 

Tanganjika unterschied sich von anderen abhängigen, britischen Gebieten wie den Kolonien, 

da es Treuhandgebiet war.285 Damit war das Vereinigte Königreich als Treuhänder für das Land 

verantwortlich und unterstand internationalem Recht.286 Eines der wichtigsten Instrumente für 

die Einheimischen gegen die Verwaltungsmacht in Tanganjika vorzugehen, waren Petitionen, 

die bei der UNO bzw. dem Treuhandrat direkt eingereicht wurden. Dadurch hatte Tanganjika 

ganz andere Möglichkeiten der Kommunikation mit seinem verwaltenden Staat, um auf Miss-

stände hinzuweisen. In Kolonien war das nicht möglich.287  

In den ersten Jahren des Bestehens des Treuhandrats wurde jeglicher Schriftverkehr als Petition 

definiert, solange es die Treuhandgebiete betraf und nicht im Konflikt mit einem Gerichtsbe-

schluss stand.288 So wurden zwischen 1947 und 1961 vom Treuhandrat mehr als 21.000 Petiti-
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onen akzeptiert. Mehrere Schreiben, die das gleiche Problem betrafen, wurden zusammenge-

fasst. Während der ersten zehn Jahre beschäftigte sich der Treuhandrat etwa mit 350 Petitionen 

pro Jahr.289  

Im Jahr 1952 wurde ein Komitee zur Prüfung der Petitionen eingerichtet. Sie unterschieden den 

Schriftverkehr fortan für eine oder mehrere Treuhandgebiete zwischen Brief, Telegramm oder 

Memorandum. Nicht alles, was ein Treuhandgebiet sendete, musste als Petition definiert wer-

den, die Einsendekriterien wurden jedoch nicht verändert. Es gab generelle Nachrichten an den 

Rat, Beschwerden, Aufzeigen von Missständen und Anliegen an das Komitee.290 Es wurde des 

Weiteren in allgemeine Kommunikation, anonyme und unbedeutende Petitionen unterschie-

den.291 Bei den Verfasser*innen handelte es sich laut der behandelten Literatur ausschließlich 

um Männer, meist aus der afrikanischen Elite. Sie repräsentierten Institutionen oder Indivi-

duen.292 Frauen könnten trotzdem an Schreiben mitgewirkt oder sie indirekt mitverfasst haben. 

Durch das diskutieren von Problemen und lokalen Aktivismus. Die politischen Repräsentanten 

waren im behandelten Zeitraum und Ort jedoch weitestgehend männlich.    

Seit Mitte der 1950er Jahre erhielt der Treuhandrat besonders viele eingesendeten Petitionen. 

Zwischen 1958 und 1961 entstanden zwischen 17.000-21.000 Petitionen aus allen Treuhand-

gebieten.293 Für dieses Ausmaß an Anfragen gab es allerdings zu wenig Personal und zur Ver-

fügung stehende Zeit für die Bearbeitung, denn die Verhandlungen dauerten lange.294 Unter den 

Petitionen gab es sehr individuelle und persönliche Anfragen und teilweise wurden Petitionen 

zu einem Problem mehrfach geschickt.295  

Bis zum Jahr 1961, als Tanganjika unabhängig wurde, hatte die UNO 355 Petitionen aus Tan-

ganjika bearbeitet. Im Jahr 1951 lag der Höchstwert bei 57 Petitionen, 1949 wurden 49 Petiti-

onen bearbeitet und im Jahr 1950 wurden nur sieben Petitionen aus Tanganjika bei der UNO 

eingereicht. Nicht alle eingereichten Dokumente wurden als offizielle UNO Petitionen klassi-

fiziert. Die meisten Petitionen wurden ab 1949 von Afrikaner*innen verfasst.296 Petitionen 

konnten in die Hauptstadt nach Dar es Salaam geschickt werden, wo sie gesammelt wurden. 

Wenn möglich sollten die Schriften in Swahili und mit einer englischer Übersetzung eingereicht 

werden.297 
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Als Maßnahme auf die Petitionen wurden im Jahr 1948 erstmals UNO Inspektor*innen nach 

Ostafrika entsandt, um die Treuhandgebiete zu besuchen. Die erste Mission in Tanganjika dau-

erte 44 Tage und war damit die längste. Die kürzeste dauerte 21 Tage im Jahr 1960.298 Insge-

samt gab es fünf Besuche.299 Die Inspektoren besuchten Institutionen, wie Schulen und Kran-

kenhäuser, regionale Behörden und suchten den Kontakt mit der Bevölkerung beispielsweise 

auf Kaffee- und Teeplantagen. Dazu kam eine eher informelle Methode in Form von politischen 

Diskussionen bei Teepartys und Abendessen.300 Für die Bevölkerung war der Besuch der UN-

Delegierten ein außergewöhnliches Ereignis. Regionale Politiker nutzen die aufmerksame 

Weltpresse, um gezielt Demonstrationen und politische Veranstaltungen zu organisieren.301 Für 

die Bevölkerung waren die Besuche eine Möglichkeit, mit einer internationaler Organisation in 

Kontakt zu kommen und ihre ganz persönlichen Probleme vorzutragen.302 

 

Kein anderes Problem wurde so häufig in den Petitionen an das Komitee des Treuhandrats the-

matisiert wie das Problem über die Aufteilung von Land.303 Die Einheimischen befürchteten, 

dass die koloniale Regierung ihr Land an weiße Siedler*innen verteilen und ihre eigenen Be-

dürfnisse nicht berücksichtigt werden würden. Für die Afrikaner*innen hatte das politische und 

ökonomische Bedeutung. Afrikanische Repräsentanten*innen304 reichten Beschwerden ein, 

denn immer wieder kam es zu Konflikten zwischen weißen und schwarzen Siedler*innen. 305 

Der Ursprung der Konflikte lag weiter zurück in der Kolonialzeit. Über lange Zeit bedeutete 

Grundbesitz die größte Wohlstandsquelle306 und war in erster Linie Lebensgrundlage. Es kam 

nicht oft zu Zwangsumsiedlungen, wenn es dazu kam, hinterließ es tiefe psychische Spuren bei 

den Betroffenen.307  

Im Ersten Weltkrieg siegte die britische Armee und eroberte das Land 1918 von den Deutschen. 

Die britische Regierung übernahm daraufhin die bestehenden Besitzrechte. Damit schwand der 

politische Einfluss der deutschen Siedler*innen. Die Landverordnung von 1923 besagte, dass 

alles Land – genutzt oder nicht – öffentliches Land sei. Das Land stand unter internationalem 
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Recht, durch die Verwaltung des Treuhandrats. Das Vereinigte Königreich war als Treuhänder 

für das Gebiet in Tanganjika verantwortlich, aber besaß es nicht wie eine Kolonie.308 Der Gou-

verneur verwahrte sozusagen das Land im Auftrag der Einheimischen und kontrollierte die 

Landübertragung. Einheimische konnten Land nicht verkaufen und Nicht-Einheimische konn-

ten Land nur von der Regierung pachten. Dies war allerdings nur möglich, wenn die Pacht eines 

Nicht-Einheimischen einen Mehrwert für die ansässige, afrikanische Bevölkerung bedeutete.309 

Für die Einheimischen war jeder Meter, den sie verloren zu viel. Sie mussten erst ein effektives 

System entwickeln, um ihren Einfluss zu nutzen und sich aktiv einsetzen zu können.310 

 

Im Jahr 1950 wurden 146 einheimische Familien nahe Songea mit Zwang umgesiedelt, da an 

die Stelle ihres Wohnorts ein neues Wasser und Wald Reservat gebaut werden sollte. Nach dem 

Einreichen ihrer Petition wurden Interviews mit den Betroffenen geführt. Daraufhin wurde mit 

dem Gouverneur über sechs Monate verhandelt, jedoch vergeblich. Den Betroffenen wurde 

mitgeteilt: „If they don`t move they will be driven away by force like animals.”311 Jene, die 

zurückkommen würden, sollten verurteilt und ihr Eigentum von der Regierung zerstört wer-

den.312 Diese verschriftlichen Aussagen von Verantwortlichen machen deutlich, wie das Ver-

hältnis zwischen den Vertretern des Treuhänders vor Ort und den Bewohnern, insbesondere der 

indigenen Bevölkerung war. Die Abwertung in der Aussage sie würden „wie Tiere“ zwangs-

umgesiedelt werden, macht das deutlich. Ebenso der Wortlaut, dass sie „abtransportiert“ wer-

den würden und ihr Besitz zerstört werden würde, würden sie nicht freiwillig gehen, zeigt, dass 

es hier keine Wahlmöglichkeit für die Bevölkerung gab. Durch die aktive Drohung demonstriert 

der Gouverneur seine Machtposition. Was zusätzlich deutlich wird ist die Hierarchie zwischen 

Zugewanderten aus europäischen Kolonialimperien und der indigenen Bevölkerung.313 Der 

Treuhandrat griff nicht in diese Situation ein. Der Konflikt wurde zuletzt regional ausgetragen, 

in den Verhandlungen mit dem Gouverneur, die UN-Delegierten hatten darauf keinen Einfluss. 

   

Es gab auch afrikanische Landbesitzer, die sich von den kolonialen Regelungen lösen wollten, 

um mit Land zu handeln.314 Petro Ndarboi probierte 1951 mit privaten Petitionen Profit zu 
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schlagen, indem er versuchte, seine verlorene Bananenplantage von der Regierung zurückzuer-

halten. Während er im Zweiten Weltkrieg als Soldat diente, okkupierte jemand sein Land. Dafür 

verlangt er eine große Summe Geld, nämlich 6000 Schilling315 anstatt 142 Schilling, die es 

tatsächlich Wert war, oder alternativ ein großes Haus mit sechs Zimmern.316  

Die größte Petition aus Tanganjika wurde 1951 von 4000 Luguru eingereicht. In ihrem Anlie-

gen ging es darum, eine Kirche auf ihrem Land errichten zu dürfen. Im Jahr 1951 wurde das 

Kirchenland an eine Tee-Farm verkauft. Die einheimische Bevölkerung fühlte sich von den 

Missionaren verraten. Ihnen wurde mitgeteilt, dass alle Gebäude innerhalb eines Jahres abge-

tragen werden sollten.317 

Diese Beispiele zeigen, dass die Bewohner*innen durchaus unterschiedliche Erfragungen mit 

der Verteilung von Land machten. Der Einfluss, den sie durch das Einreichen von Petitionen 

hatten, war allerdings gering. Die Verhandlungen auf regionaler Ebene, wie mit dem Gouver-

neur waren ähnlich ineffizient, wie das hinzuziehen des Treuhandrats.  

 

Der bekannteste Fall war jener der Volksgruppe Wa-Meru318. Sie brachten ihr Anliegen bis zum 

UNO Treuhandrat und stellten ihre Situation dem Petitions-Komitee vor. Seit 1912 wurde das 

Gebiet um den Kilimanjaro und der Meru-Region, welches etwa 5000 Hektar umfasste, von 

Siedler*innen bewohnt. Im Ersten Weltkrieg wurden 88.000 Hektar des Meru Land an 478 

europäische Siedler*innen vergeben, die fast 22.000 Meru wurden umgesiedelt. Das hinterließ 

eine tiefe psychische Verletzung.319  

Der Meru Fall brachte mehrere Konfliktthemen zusammen. Die deutsche, koloniale Landpoli-

tik, die Differenz zwischen der Entwicklung der Region durch die Hilfe von europäischen Sied-

ler*innen und den Interessen der Einheimischen, die Interessen des britischen Treuhänders und 

die gut organisierte Umsiedlung, welche die Einheimischen motivierte, noch energischer für 

ihre Interessen einzustehen.320 
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5.2 Treuhanddokumente aus den Jahren 1949 bis 1951: Die Petitionen der Wa-

Meru  
 

Am 8. Oktober 1951 erreichte eine Petition der ethnischen Gemeinschaft Wa-Meru den Treu-

handrat in New York. Im Schreiben vom 13. September gleichen Jahres werden drei Punkte als 

dringliche Missstände knapp vorgestellt. Zuallererst sei der Bildungsstandard im ganzen Land 

sehr gering. Des Weiteren komme es seit 1948 immer wieder zu Unruhen und Uneinigkeiten in 

der Bevölkerung. Die Regierung bemühe sich zwar dem entgegenzuwirken, was bisher wenig 

Wirkung gezeigt hatte. Das Problem sei die geringe Bildung, die jegliches Interesse an Zu-

kunftsvisionen und Motivation zur Mitgestaltung des Landes zurückhielte. Zudem seien die 

Kosten für Bildung immens gestiegen, bevor sich ein langfristiger Benefit für die Gesellschaft 

eingestellt hatte.321 Ein angemessener Bildungsstandard war in Tanganjika zu Beginn der 

1950er Jahre noch nicht gewährleistet.322  

Im dritten Punkt wurde gebeten Grundstücke nicht zu veräußern, damit Kinder einen Ort zum 

Leben haben.323 Dieses Problem wurde bereits in einem Brief vom 23. August des gleichen 

Jahres erwähnt.324 Der Brief wurde am 14. September von der UNO bearbeitet. Hier schilderte 

der Repräsentant der Meru, dass die Umsiedlung von 3000 Familien bevorstehe, weil das Land 

auf dem sie lebten, anderweitig von der Regierung verwendet werden sollte.325 Am 7. Juni 1949 

erhielten die Repräsentanten der Meru, Munya Lengoroi, Maasa Makyia und M.S. Isak, den 

Report, dass sie von ihrem Land Engare Nanyuki umgesiedelt werden würden.326 

Bekanntmachungen wurden im Allgemeinen in lokalen Postämtern und administrativen Ge-

bäuden ausgehängt.327 So hatte die Regierung die Pläne über die Umsiedlung den regionalen 

Behörden mitgeteilt, die unter dem Druck von oben nachgaben.328 Die Umsiedlung war von der 

britischen Regierung bereits komplett durchgeplant.329 Daraufhin wandten sich die Meru mit 

einer Petition an die UNO.330 Damit wurde das Problem auf eine neue Stufe gehoben. Die Meru 

hatten die Hoffnung, dass die UNO die Autorität besäße, die Umsiedlung zu verhindern.331 

 
321 Vgl. T/Pet.2/142/ 8. Oktober 1951, Native Court Poli, Arusha, 13. September 1951, S. 2. 
322 Vgl. Lohrmann: 2007, S. 215. 
323 Vgl. T/Pet.2/142/ 8. Oktober 1951, Native Court Poli, Arusha, 13. September 1951, S. 3. 
324 Vgl. T/Pet.2/142/14. September 1951, P.O. Ngare Nanyuki, Via Arusha. T.T. 23. August 1951, S. 2. 
325 Vgl. ebd. 
326 Vgl. ebd. 
327 Vgl. Lohrmann: 2007, S. 139. 
328 Vgl. ebd., S. 321. 
329 Vgl. ebd., S. 325. 
330 Vgl. ebd., S. 329. 
331 Vgl. ebd., S. 332. 
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Die Hintergrundgeschichte wird im Schreiben vom 12. September erläutert.332 Während der 

deutschen Kolonialzeit wurden den Meru zwei Bauernhöfe entzogen. Im Schreiben werden die 

Farm Nummer 31 Kilimambuzi und Nummer 328 Leguruki genannt. Nachdem die deutschen 

Soldaten im Ersten Weltkrieg von den britischen in Deutsch-Ostafrika besiegt worden waren 

und sie das Land verließen, forderte die britische Treuhandverwaltung eine Ablöse für die er-

bauten Gebäude. Über mehrere Jahre zahlte die Gemeinschaft der Meru den Preis für die Ge-

bäude und das dazugehörige Land. Im Jahr 1951 hatten sie die geforderte Zahlung abgeschlos-

sen und das Land gehörte den Meru. Im gleichen Jahr sollte die Umsiedlung stattfinden.333 Im 

Schreiben vom 12. September 1951 schildern die Autoren, wie am 7. Juni 1949 der Bezirks-

kommissar Herr Troup den Bewohner*innen vor Ort mitteilte, dass sie von Eng. Nanyuki nach 

Kingori und Ongatoongoshu umgesiedelt werden würden. Auf die Nachfrage erklärte Troup, 

es sei ein Regierungsbefehl gemäß dem Bericht von Richter Wilson über die Landverteilung.334 

In diesem Schreiben wird emotionale Komponente sichtbar gemacht, die mit der aufoktroyier-

ten Umsiedlung für die Bevölkerung einhergeht. Die dargestellte Emotionalität soll mit Nach-

druck die Relevanz und den Stellenwert des Problems für die Bevölkerung sichtbar machen. 

Diese Reaktion wird in der schriftlichen Fassung an den Treuhandrat detailliert dargestellt, da 

sich die Verfasser*innen dadurch möglicherweise einen größeren Effekt der Reaktion des Treu-

handrats erhoffen. Daraufhin wurden Abgesandte des UNO Treuhandrates nach Tanganjika ge-

schickt, um die Lage vor Ort zu untersuchen. Seit dem Report der Regierung Anfang Juni 1949 

versucht die Meru-Gemeinschaft die Regierung umzustimmen. Mit diesem Schreiben wurde 

die Unterstützung der übergeordneten Institution gefordert.335 Im Schreiben heißt es, dass die 

UN-Delegierten von den Meru als „vom Heiligen Vater gesandt“ empfunden werden. Diesen 

wird damit die Fähigkeit zugesprochen die Umsiedlung zu verhindern, damit die Meru in ihrem 

„Mutterland Engare-Nanyuki“ bleiben können. 336 Der hier verwendete Begriff Mutterland hat 

eine andere Bedeutung als im kolonialen Abhängigkeitssystem des Imperialismus. Hier wird 

die Region gemeint, in der die Meru sich beheimatet fühlen. Die Bewohner*innen sahen in der 

Kontaktaufnahme mit dem Treuhandrat die letzte Möglichkeit, ihr Anliegen umsetzen zu kön-

nen. Der vermehrte Schriftverkehr, in den Jahren kurz vor und nach der Umsiedlung, versucht 

diesen aufzuhalten bzw. rückgängig zu machen. Das Thema ist emotional aufgeladen und die 

Erwartungen der Meru sind verknüpft mit ihren Hoffnungen auf ein für sie positives Ergebnis.  

 
332 Vgl. T/PET.2/99/Add.l/ 20. September 1951, P.O. Ngare Nanyuki, Via Arusha. 12. Septmber 1951. 
333 Vgl. ebd., S. 3. 
334 Vgl. ebd. 
335 Vgl. T/PET.2/99/Add.2/ 8. Oktober 1951, P.O. Ngare Nanyuki, Via Arusha. 12. Septmber 1951, S. 2. 
336 Vgl. ebd. 
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Der folgende Brief vom 16. Oktober adressiert an Trygve Lie, den ersten Generalsektetär der 

UNO, verfassten die drei Repräsentanten Munya Lengoroi, Maasa Makyia und M.S. Isak.337 

Der Brief bezieht sich auf das ursprüngliche Schreiben vom 23. August. 1951. Die Autor*innen 

weisen darauf hin, was Lord Hall, Staatssekretär für die Kolonien im Februar 1946 bezüglich 

der Landaufteilung zwischen europäischen Siedler*innen und Einheimischen betonte. Dort be-

tont Lord Hall, dass die Bedürfnisse der Bevölkerung Tanganjikas die höchste Priorität in dieser 

Angelegenheit erhalten würden. Nicht-Einheimische sollten kein Land bekommen, beziehungs-

weise nur, wenn dieses Land nicht gebraucht würde. Er versichert, dass die Regierung es nicht 

beabsichtigt das fruchtbarste Land auf Kosten der Einheimischen zu vergeben. Zudem garan-

tiert er, dass Einheimische nicht gewaltsam vertrieben werden dürften.338 Genau dieser Aspekt 

wird im weiteren Verlauf des Schreibens aufgegriffen. Die Gemeinschaft der Meru fürchtete 

nun von ihrem gerade unter schweren Bedingungen zurück erlangten Land vertrieben zu wer-

den.339 “We strongly protest against such a discriminatory report to be implemented in our 

country and do humbly ask the “United Nations Assembly" and the “International Committee 

of the Congress of Peoples against Imperialism", to help us at this critical moment, and ensure 

that our land is not taken away from us, nor are we evicted.”340 So lautet der original Wortlaut 

aus dem Schreiben. Der Nachdruck der Bitte um Unterstützung zu Gunsten der Meru wird 

sprachlich deutlich. Die Sorge, vor Verlust des Landes und einer Vertreibung vom bestehenden 

Wohnort, ist zu erkennen. Der Hinweis, durch die Ansprache, dass das Komitee die Interessen 

der Völker gegen den Imperialismus vertreten soll, macht deutlich, wie die Bewohner*innen 

ihren Treuhänder das Vereinigte Königreich wahrnahmen. Zugleich wurde gleich zu Beginn 

des Zitates auf die diskriminierende Art und Weise verwiesen auf welche die Umsiedlung statt-

finden sollte. Diese sollte am 15. November 1951 stattfinden. Der Treuhandrat blieb tatenlos.341 

Am 17. November kamen LKWs organisiert von der britischen Regierung, brachten alles weg 

und zerstörten die Hütten.342 Die Meru organisierten daraufhin einen klaren passiven Wider-

stand.343 Ab dem 30. November wurde Gewalt gegen sie eingesetzt.344 

 
337 Vgl. T/PET.2Add.3/10. November 1951, P.O. Ngare Nanyuki, Via Arusha T.T. 16. Oktober 1951, S. 2. 
338 Vgl. ebd. 
339 Vgl. ebd., S. 4 f. 
340 Zit. n. ebd., S. 4. 
341 Vgl. Lohrmann: 2007, S. 335. 
342 Vgl. ebd., S. 337. 
343 Vgl. ebd., S. 338. 
344 Vgl. ebd., S. 340. 
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Unmissverständlich war die Antwort der Delegation des Vereinigten Königreichs vom 22. De-

zember 1951.345 Die in dieser Petition angesprochene Angelegenheit betraf die Umsetzung ei-

ner der von Arusha-Moshi Kommission getroffenen Empfehlung, so die britische Regierung.346 

Die Verfasser der Petition schrieben, laut ihrer eigenen Aussage, als Repräsentanten der gesam-

ten Meru Ethnie, dabei stellen sie die Sicht der Menschen dar, die im Ngare-Nanyuki Gebiet 

leben.347 Ob das die gesamte ethnische Gruppe war, ist nicht nachzuvollziehen.  

In der ursprünglichen Petition der Meru hieß es, 3000 Familien würden umgesiedelt werden. 

Laut des britischen Antwortbriefes handelt es sich um 350 Steuerzahler und deren Familien. 

Diese sollten vom Ngare-Nanyuki Gebiet in ein südlicheres Gebiet umziehen, welches als ver-

fügbar und geeignet bezeichnet wurde. Die Umsiedlung war nur eine von mehreren Maßnah-

men, die der gesamten afrikanischen Bevölkerung zugutekommen sollte. 348 Das Land sollte, 

der Quelle nach, fortan zur Viehzucht genutzt werden.349 

In Punkt 5. wird eine Bekanntmachung der Pläne angesprochen, die bereits im Juni 1949 er-

folgte. Damals wurde laut der britischen Delegation alles ausführlich erläutert und bis zuletzt 

hatte es keinerlei Protest dagegen gegeben.350 Des Weiteren wurde angemerkt, dass jenes Land, 

das die Deutschen von den Meru gekauft hatten in Form von anderem Land entschädigt wurde, 

für welches die Regierung die Kosten getragen hatte.351 

 

Nach dem Gespräch mit Gouverneur Edward Twining rebellierten die Meru erneut am 23. De-

zember 1951.352 Über die eingereichte Petition wurde im Komitee des Treuhandrats abgestimmt 

und der Beschluss dazu mit acht zu eins und drei Enthaltungen verabschiedet.353 1000 Mitglie-

der der Meru wurden im Jahr 1951 von ihrem Land vertrieben und an einem 35 Meilen entfern-

ten Ort angesiedelt. Da sie mit diesem Land unzufrieden waren, zogen sie erneut um in ein 

Gebiet, das einer anderen Ethnie zugeordnet war.354 Der Meru-Fall verlor immer mehr an Be-

deutung in den Debattierräumen des Treuhandrates. Die Verantwortlichen UN-Delegierten äu-

 
345 Vgl. Petition: 1952, S. 1. 
346 Vgl. ebd., S. 1, Punkt 1. 
347 Zit. n. ebd. 
348 Vgl. ebd., S. 1, Punkt 2. 
349 Vgl. ebd., S. 1, Punkt 3. 
350 Vgl. ebd., S. 1, Punkt 5. 
351 Vgl. ebd., S. 1, Punkt 6. 
352 Vgl. Lohrmann: 2007, S. 342. 
353 Vgl. ebd., S. 403. 
354 Vgl. James Clagett Taylor: The political development of Tanganyika, Stanford 1963, S. 119. [Im Folgenden 

zitiert als: Taylor: 1963.] 
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ßerten Bedauern über die Umsiedlung, welche die britische Regierung veranlasst hatten, blie-

ben jedoch tatenlos.355 Die Meru verfassten weiterhin Petitionen und versuchten die Diskussion 

und damit die Möglichkeit auf eine Veränderung aufrecht zu erhalten. So kam es 1953 zu einer 

Petition der Meru Bürger*innen Vereinigung. Am 8.Juli 1953 kam es zu einem Treffen, indem 

über die Wiederbesiedlung des Engare-Nayuki Landes verhandelt wurde. Jene, die gewaltsam 

vertrieben wurden, sollten so bald wie möglich mit dem Häuserbau beginnen und würden nur 

noch auf eine Bestätigung warten.356 Nach dem Besuch der UN-Delegierten 1960 war im Be-

richt erneut über den Meru Fall zu lesen. Der Fall blieb weiterhin präsent, da die Meru ihr Land 

zurück verlangten. Im Bericht hieß es in einem kurzen Abschnitt, dass einige Siedler*innen 

bereit seien, den Meru das betroffene Land zurückzuvergüten. Einige hätten das Land bereits 

verkauft, allerdings sei der Wert in den vergangenen beinahe zehn Jahren deutlich gestiegen.357  

Dass das Landproblem so lange im internationalen Raum präsent blieb, zeigt seine Relevanz. 

Der Fall der Meru steht als Sinnbild für den Konflikt um Land in Kolonien an sich. Interessen 

des Kolonialstaats stehen im Gegensatz zu denen der Einheimischen. Einerseits unterschieden 

sich die Vorstellungen, wie das Land zu nutzen sei. Siedler*innen bauten Bauernhöfe, Planta-

gen und trieben große Viehherden über das Land, während die ursprüngliche Landnutzung 

keine Monokulturen, wie Kaffee-, Sisal oder Teeplantagen oder übermäßigen Gebäudebau vor-

gesehen hätte. Im Fall der Meru sollte das Land, als Teil der Siedlungspolitik, nicht für Anbau, 

sondern fortan für Viehzucht genutzt werden.358 Andererseits ging es um die Art der Kommu-

nikation. Da Tanganjika ein Treuhandgebiet war hatte die Bevölkerung die Möglichkeit durch 

Petitionen auf ihre Bedürfnisse aufmerksam zu machen und eine Diskussion anzuregen.359 Zu-

erst wünschten sich die Bewohner*innen der Treuhandgebiete bessere Bildungsmöglichkeiten 

und soziale Absicherung. Später wurden immer mehr politische Handlungsmöglichkeiten ver-

langt.360 In Tanganjika gab es in den ersten Jahren der Treuhandschaft kein Wahlsystem, aller-

dings existierte seit 1926 der Legislativrat.361 Der Treuhandrat kritisierte den britische Treu-

händer, für die wenigen Möglichkeiten der politischen Teilhabe der Bevölkerung, woraufhin 

im Jahr 1949 die erste Landesregierung Tanganjikas in Mwanza eingerichtet wurde.362 In den 

1950er Jahren errichtete das Vereinigte Königreich ein Wahlsystem, das die einzelnen Bevöl-

kerungsgruppen separiert nutzen mussten. Asiat*innen und Europäer*innen sowie die größte 

 
355 Vgl. Lohrmann: 2007, S. 404. 
356 Zit. n. Petition: 1953, S. 1. 
357 Vgl. UN-Report: 1960, S. 62. 
358 Vgl. Petition: 1952, S. 1, Punkt 3. 
359 Vgl. Lohrmann: 2007, S. 1. 
360 Vgl. Luard: 1989, S. 126. 
361 Vgl. ebd., S. 129. 
362 Vgl. Taylor: 1963, S. 101. 
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Bevölkerungsgruppe der Einheimischen hatten unterschiedliche Listen, erhielten jedoch die 

gleiche Anzahl an Sitzen. Der Treuhandrat äußerte Bedenken an diesem System.363 In kleinen 

Schritten erlangten die Einheimischen364 die Möglichkeit, sich politisch zu organisieren, um 

ihre Interessen umsetzen zu können. Der erste Gemeinderat entstand 1954 in Newala und der 

erste Landesrat im Jahr 1955.365 Zwischen 1958 und 1960 wurde dieses Listensystem genutzt 

und dann aufgrund wachsenden Drucks von Seiten des Treuhandrats abgeschafft.366  

Welche Möglichkeiten wurde der Bevölkerung damit eröffnet? Änderte sich dadurch das Ver-

hältnis zum Treuhänder? Wie kommunizierte der Treuhänder seine Entscheidung gegenüber 

der Bevölkerung? Im Fall der Meru gab es 1949, laut der britischen Regierung, eine Bekannt-

machung vor Ort, bei der über die Pläne aufgeklärt wurde.367 Regierungsbeamte kamen in die 

Dörfer der Meru und erklärten ihnen, die Regierung hätte entschieden ihr Land nun anders zu 

nutzen. Die Bevölkerung wurde vor Tatsachen gestellt, ohne in die Entscheidungsfindung ein-

gebunden zu werden. Über die Umstrukturierung des Landes entschieden hatte der britische 

Treuhänder, nicht die Regierung Tanganjikas. Das Colonial Office erzeugte immer mehr Druck, 

um seine Interessen gegenüber der Verwaltung in Tanganjika durchzusetzen zu können.368 All-

gemeine Bekanntmachungen wurden über lokale Behörden kommuniziert.369 Die Kommunika-

tion der Regierung zur Bevölkerung war demnach eine einseitige.  

 

 

5.3 Mangelnde Bildung als Hürde für den Aufbau eines Verwaltungsapparates  

 

Politische Strukturen, die nicht der britischen Treuhandverwaltung in Tanganjika angehörten, 

entwickelten sich erst allmählich und hatten zu Beginn kaum Einfluss. Ein Grund dafür war die 

unzureichende Bildung der Bevölkerung. In der Petition der Wa-Meru wird der Aspekt des 

geringen Bildungsstandards der Bevölkerung bemängelt.370 Um einen funktionierenden politi-

schen Apparat in einem Staat installieren zu können brauchte es gut ausgebildete Bürger*innen, 

die neben Qualifikation politisches Interesse und Zukunftsvisionen mitbringen sollten. Nur so 

könnten langfristig die Bedürfnisse der Bevölkerung vertreten werden.  

 
363 Vgl. Luard: 1989, S. 129. 
364 Anmerkung: Hier ist die ursprüngliche Bevölkerung gemeint und nicht die in erster Linie aus europäischen 

Staaten zugezogenen weißen Siedler*innen.  
365 Vgl. Taylor: 1963, S. 103 f.  
366 Vgl. Luard: 1989, S. 129. 
367 Vgl. Petition: 1952, S. 2, Punkt 5. 
368 Vgl. Lohrmann: 2007, S. 323. 
369 Vgl. ebd., S. 139. 
370 Vgl. T/Pet.2/142/ 8. Oktober 1951, Native Court Poli, Arusha, 13. September 1951, S. 2. 
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In den 1930er Jahren entstanden in ganz Ostafrika neue soziale Gruppen, wie Dockarbeiter*in-

nen und Eisenbahnpersonal, die sich in Gewerkschaften zu organisieren begannen. Bereits wäh-

rend der Weltwirtschaftskrise und vermehrt nach dem Zweiten Weltkrieg kam es zu Streiks, 

wie der Hafenstreik in Mombasa 1939.371 Der Bildungselite fehlte dabei ein ideologischer He-

bel, um ansetzen zu können. Bildung war der Schlüssel zu Karriere, für die Kolonialmächte 

waren sie damit aber noch nicht in der Lage politische Rechte auszuüben.372 

Nirgends war das Problem der Ausbildung dringlicher als in den afrikanischen Kolonien des 

Vereinigten Königreichs. Studierende Auswanderer*innen, die eine Stelle als Bezirksbeamte 

in Übersee antraten, waren Beweis für das anhaltende Versagen des Vereinigten Königreichs, 

eine Klasse von einheimischen Verwaltern hervorzubringen. Die Bilanz bei der Ernennung von 

Einheimische in hohe Verwaltungspositionen war in den 1950er Jahren weiterhin beklagens-

wert schlecht. Noch bis und nach dem Verfassungswandel durch die Unabhängigkeit bestand 

dieses Problem. In der späten kolonialen und frühen postkolonialen Ära gab es daher eine Viel-

zahl von Initiativen – lokale, britische und internationale – die darauf abzielten, den öffentlichen 

Dienst zu verbessern.373 

Die erste Universität in Tanganjika wurde im Jahr 1961 in Dar es Salaam gegründet. Studie-

rende aus Tanganjika mussten damit außerhalb des Landes studieren, häufig geschah das im 

Vereinigten Königreich. Ab den 1950er Jahren gingen die afrikanischen Studierenden zuneh-

mend an Universitäten im imperialen Raum. Innerhalb weniger Jahre besuchten afrikanische 

Studierende Universitäten in fast jedem Winkel der Welt.374 Das Vereinigte Königreich inves-

tierte vor der Unabhängigkeit sehr wenig in die Bildung Tanganjikas.375 Angesichts der be-

grenzten Bildungsmöglichkeiten innerhalb der Region, bahnten sich afrikanische Jugendliche 

und Politiker neue Wege zu Universitäten und anderen Bildungseinrichtungen in anderen Län-

dern. Das Aufkommen der Flugtransporte von mehr als 800 Studierenden aus Ostafrika nach 

Nordamerika zwischen 1959 und 1961, zeigt die Bedeutung transnationaler nicht-staatlicher 

Netzwerke und die Relevanz wirtschaftlicher Unterstützung von einer Vielzahl afrikanischer 

Akteure, um die Reisen zu realisieren.376 Durch die Erweiterung des Repertoires der Bildungs-

migration mündete die Diversifizierung der transnationalen Wege zur Hochschulbildung aus 

 
371 Vgl. Marx: 2004, S. 223. 
372 Vgl. ebd., S. 224. 
373 Vgl. Sarah Stockwell: The British End of the British Empire, Cambridge 2018, S. 93. [Im Folgenden zitiert 
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375 Vgl. ebd., S. 170. 
376 Vgl. ebd., S. 172. 
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Ostafrika in den 1950er Jahren in eine noch nie dagewesenen Diskrepanz zwischen Bestrebun-

gen und Möglichkeiten. Erhöhte, wenn auch immer noch begrenzte Investitionen in die Se-

kundarbildung brachten eine neue Gruppe von Einheimischen hervor, deren Karrierewünsche 

häufig enttäuscht wurden.377 Viele der Studierenden blieben in dem Land ihrer Ausbildung oder 

suchten eine berufliche Perspektive in einem anderen als ihrem Heimatland.  

Der UNO Generalsekretär Hammarskjöld war Mitte der 1950er Jahre überzeugt, dass die nati-

onalen Ausbildungsprogramme den Personalbedarf der neuen Nationen langfristig decken wür-

den. Doch bevor dies der Fall sein würde, könnte die UNO-Hilfe der entscheidende Faktor sein, 

um die Länder auf ihren Entwicklungspfad zu bringen. Viele Kolonialverwalter würden das 

Land verlassen, Investoren sich zurückhalten, und Metropol Gelder nicht mehr zur Verfügung 

stehen. Die UNO wollte diese Lücke füllen und helfen.378 Das UNO Programm OPEX für ope-

ratives und leitendes Personal begann 1959 mit 10 Beamten. Betreut durch einem kleinen Stab 

von Beamten des UNO-Sekretariats und durch den Betrag von 250.000 US-Dollar aus dem 

regulären UNO-Budget lief OPEX nur langsam an.379 

 

 

5.4 Das Trauma von Heimatverlust durch Zwangsmigration 

 

Im Zusammenhang mit Dekolonisation ist die grundsätzliche Frage zu klären, wer Anspruch 

auf Land hat, wie dieser legitimiert wird und was Heimat individuell bedeutet. Es bestehen 

verschiedene Zugänge, um über die Zugehörigkeit oder Herkunft von Menschen zu sprechen. 

Im heutigen Europa ist die gängigste Zuschreibung die der Nationalität. Nationalismus war eine 

Idee der frühen Neuzeit, als Antwort auf strukturelle Krisen der frühmodernen westlichen Ge-

sellschaften. Einher gehen diese Zuschreibungen mit dem Wettstreit um politische Autonomie 

und sie richten sich gegen eine außerstaatliche Fremdverwaltung, wie es bei Kolonien der Fall 

war.380 

Das ursprüngliche Zugehörigkeitsprinzip kann mit einer Loyalitätsbindung an Familie, eine 

ethnische Gemeinschaft, eine Stadt oder Region gleichgesetzt werden.381 Noch heute sind diese 

Prinzipien aktiv. In dieser Arbeit wird das Beispiel der Meru angeführt, für die Zugehörigkeit 

 
377 Vgl. ebd., S. 173. 
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zu einer Region. Ein Zugehörigkeitsgefühl kann als sozialpsychische, geradezu als anthropolo-

gische Konstante gelten und ist als diese für Menschen äußerst wichtig. Es hebt das Selbstbe-

wusstsein und stärkt das Identitätsgefühl, gerade wenn mit dem Solidarverband, dem eine Per-

son angehört, außer Schutz und Hilfe ebenso Ansehen und Geltung verbunden werden.382 Be-

sonders in kleinen Gemeinschaften wird das Ansehen über die Stellung in der Gruppe erzeugt. 

Jeder hat einen bestimmten Nutzen für die Gemeinschaft, indem die Personen sich mit seinen 

Fähigkeiten einbringt. Das damit einhergehende Selbstbewusstsein kann verloren gehen, wenn 

die Aufgabe in der Gemeinschaft obsolet wird, die Gemeinschaft instabil wird oder sich auflöst. 

Durch den Verlust des Kulturraums wird die Gemeinschaft der Meru destabilisiert. Für die ein-

zelnen Mitglieder kann das psychosoziale Folgen haben. Diese Folgen können im schlimmsten 

Fall zu einem Trauma führen.  

Ein Trauma ist ein belastendes Ereignis oder eine Situation außergewöhnlicher Bedrohung oder 

katastrophenartigen Ausmaßes, die eine tiefe Verstörung hervorruft.383 Es bedeutet eine tief-

greifende Erschütterung und markiert damit nicht selten eine Art Wendepunkt des bisherigen 

Lebens.384 Meist geht es um Gewalterfahrungen, teilweise in Verbindung mit Armut oder Dis-

kriminierung. Das kann eine dauerhafte Erschütterung von Selbst- und Weltverständnis bewir-

ken.385 Hierbei werden starke Gefühle wie Furcht oder Hilflosigkeit hervorgerufen, was häufig 

mit dem Fehlen von Einflussmöglichkeiten einhergeht.386 Der Treuhandrat war geschaffen wor-

den, um die Rechte und Interessen der Menschen in den Treuhandgebieten zu schützen und zu 

vertreten. Die Einflussmöglichkeiten aufrechtzuerhalten, Diskriminierung gegenzuwirken und 

Gewalterfahrungen, wie im Falle einer Umsiedlung, zu verhindern dafür stand der Treuhandrat, 

laut der Statuten.387 Aus der Untersuchung des Schriftverkehrs geht hervor, dass der Treuhand-

rat im Fall der Meru nicht nachhaltig aktiv wurde. Es wurden zwar Delegierte entsandt, die vor 

Ort die Situation prüften, doch die Umsiedlung wurde nicht gestoppt oder rückgängig gemacht. 

Es lässt sich an dieser Stelle nicht analysieren, ob sich Traumata bei den Meru durch die Um-

siedlung entwickelten. Traumata sind etwas sehr individuelles, weshalb sich ohne genauere 

 
382 Vgl. ebd. 
383 Vgl. Weeber, Vera Maria; Gögercin, Süleyman: Traumatisierte minderjährige Flüchtlinge in der Jugendhilfe. 

Ein interkulturell- und ressourcenorientiertes Handlungsmodell. Herbolzheim 2014, S. 33. [Im Folgenden zitiert 

als: Weeber; Gögercin: 2014.] 
384 Vgl. ebd., S. 35. 
385 Zit. n. Schneck, Ulrike: Therapie und Beratung im Kontext von Flucht und Trauma, in: Bröse, J.; Faas, S.; 

Stauber B. (Hrsg): Flucht. Herausforderungen für Soziale Arbeit. Wiesbaden, 2018, S. 175. 
386 Vgl. Weeber; Gögercin: 2014, S. 33. 
387 Vgl. Artikel 73 und Artikel 76, Punkt 3, in: Erneuerte Vereinte Nationen: Der Treuhandrat, in: Charta der 

Vereinten Nationen, online verfügbar unter: https://united-nations.org/de/treuhandrat/, zuletzt besucht: 

29.06.2022. 

https://united-nations.org/de/treuhandrat/
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Daten von einzelnen Personen dieser psychologische Begriff nicht anwenden lässt. In der Lite-

ratur zum Postkolonialismus wird das Thema Trauma als kollektiven Phänomen für ganze Staa-

ten oder Ethnien, wie beispielsweise beim Völkermord der Herero und Nama beschrieben.388 

Das lässt sich allerdings nicht auf die hier vorliegende Situation anwenden. Ein kollektives 

Trauma ist gekoppelt an Völkermord oder im Fall der Kolonien an Sklavenhandel. Die Bedin-

gungen während der Kolonialzeit in Tanganjika bedeuteten vor allem eine soziale und rechtli-

che Ungleichheit zwischen den indigenen Ethnien und den Sieder*innen. Sklaverei gab es nicht 

in dem Ausmaß, wie in Westafrika. In den ostafrikanischen Gebieten wurden unfreie Arbei-

ter*inner kaum in andere Länder verkauft. Die Arbeitsbedingungen auf den Plantagen waren 

dennoch sehr hart und der Lohn während der deutschen Kolonialzeit sehr gering. Teilweise 

arbeiteten die Menschen dort ebenfalls als Sklav*innen und erhielten keinen Lohn. Einem sys-

tematischen Völkermord, wie an den Herero und Nama gab es in Tanganjika nicht. Trotzdem 

wurden indigene Bewohner*innen rechtlich und sozial benachteiligt, mussten teilweise 

Zwangsarbeit leisten und erfuhren Gewalt. In Tanganjika kann nicht von einem kollektiven 

Trauma ausgegangen werden, eine genauere Analyse dessen könnte an anderer Stelle fortge-

setzt werden.  

 

An dieser Stelle soll nun die Verknüpfung zwischen Imperialismus und Nationalismus für die 

Frage nach dem Anspruch auf Land betrachtet werden. Koloniale Okkupanten erhoben den 

Anspruch auf ein anderes Gebiet nach dem Prinzip der militärischen Überlegenheit. So wurde 

der Anspruch auf ein Gebiet von den Okkupanten legitimiert. Die Kolonie wurde an den euro-

päischen Nationalstaat angegliedert, ohne dort die gleichen Rechte für die Bewohner*innen 

geltend zu machen. Durch diese ungleichen Machtstrukturen wurde die Kontrolle über die Ko-

lonie aufrecht erhalten. Nun stellt sich die Frage der sozialen und ethnischen Zugehörigkeit. 

Die Bewohner*innen Deutsch-Ostafrikas, später Tanganjikas gehörten wirtschaftlich erst zum 

Deutschen Reich, später zum Vereinigten Königreich. Jeder im Empire geborene Mensch war 

ein Untertan der britischen Krone, damit hatten die Bewohner*innen Tanganjikas zwar die bri-

tische Staatsbürgerschaft, an einem bestehenden Nationalgefühl für das Vereinigte Königreich 

ist aber zu zweifeln. 

Seit dem späten 18. Jahrhundert wurde dem Begriff „Vaterland“ eine identitätsstiftende Rolle 

zugeschrieben. Dieser Begriff wurde im Kolonialismus durch „Mutterland“ erweitert, was eine 

semantische Abhängigkeit der Kolonie an das Kernland herstellte. Für die Meru ist die Bezeich-

 
388 Vgl. Gisela Graichen: Deutsche Kolonien. Traum und Trauma, Berlin 2007. 
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nung „Mutterland“ anders konnotiert, als die Region zu der sie sich zugehörig fühlen. „Vater-

land“ wurde er als Synonym für den Staat verwendet, in dem ein Mensch geboren wurde und 

dessen Staatsbürgerschaft die Person in den meisten Fällen innehatte.389 Der darauf folgende 

Nationalismus stellt eine neuartige Loyalitätsverpflichtung dar. Die Grundidee des Nationalis-

mus war eine Identifizierung und Solidarisierung der Mitglieder einer Nation, die in die Entste-

hung eines souveränen Staates gründete.390 Riesige Systeme können ohne Massenloyalität nicht 

funktionieren, laut Yuval Harari. Die Überzeugung, dass die eigene Nation etwas Einzigartiges 

ist und ihr Bewohner*innen ihr gegenüber Verpflichtungen hätten, veranlasst ein Gefühl der 

Zugehörigkeit und die Bereitschaft sich für die Nation zu engagieren.391 Nach Judith Shklar 

wurde „Loyalität“ als emotionale Bindung an eine Gruppe definiert. Gegenüber dem Staat wird 

hingegen eine rein rationale bürgerliche politische Verpflichtung empfunden und ausgeführt.392 

Dieses politische Verpflichtungsgefühl muss bei den Bürger*innen in Tanganjika im Prozess 

bis zur Unabhängigkeit erst entstehen. Meistens entwickelte sich aus einem Kulturraum ein 

Nationalstaat. So verbinden die Menschen ihre unmittelbare Umgebung und die Verwandten, 

bei denen sie aufgewachsen sind, am ehesten mit Heimat. Die meisten Menschen fühlen sich in 

einer bestimmten Region beheimatet und mit den lokalen Traditionen verbunden.  

Das Heimatgefühl ist eng mit dem Nationalgefühl verknüpft. Beide Ideen entstanden in den 

europäischen Gesellschaften seit dem 19. Jahrhundert. Heimat machte einen großen Teil der 

menschlichen Identität aus und erfüllt damit noch immer eine Schlüsselfunktion.393 Um die 

1960er Jahre wurde das Verständnis von Heimat zunehmend pluralisiert. Heimat wurde nun als 

eine flexible und zu gestaltende Bindungsoption begriffen, die an allen Orten unabhängig von 

der Geburtsherkunft realisiert werden konnte. Die Bedeutung von Heimat als Synonym ethni-

scher Abgrenzung blieb im gesellschaftlichen Diskurs weiterhin relevant.394  

Im Kontext von Kolonialismus ist eine europäische Heimatdefinition relevant, da diese Arbeit 

aus europäisch geprägter Perspektive verfasst wurde und Kolonialisierung von Europa ausging, 

die ihre Werte und Identitäts-Konstrukte in den die Kolonien etablierten. Der Heimat Begriff 

 
389 Vgl. Wilfried Eckart Schreiber: Heimat verorten: Heimat aus der Sicht eines Geographen, in: Neue Didaktik 

(2012) 1-6 online verfügbar unter: https://www.pedocs.de/volltexte/2015/10068/pdf/NeueDidak-

tik_1_2012_Schreiber_Heimat_verorten.pdf zuletzt besucht: 12.05.2021, S. 3. [Im Folgenden zitiert als: Schrei-

ber: 2021.]  
390 Vgl. Wehler: 2016, S. 16. 
391 Vgl. Harari: 2018, S. 158. 
392 Vgl. Hasse: 2021, S. 96. 
393 Vgl. Knoch: 2018. 
394 Vgl. ebd. 

https://www.pedocs.de/volltexte/2015/10068/pdf/NeueDidaktik_1_2012_Schreiber_Heimat_verorten.pdf
https://www.pedocs.de/volltexte/2015/10068/pdf/NeueDidaktik_1_2012_Schreiber_Heimat_verorten.pdf
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fungiert als Gefühlssynonym für Vertrauen, Sicherheit und Tradition.395 Wenn die Zukunft un-

sicherer und unwirklicher erscheint steigert es das Bedürfnis nach Konstanten.396 Der Heimat-

begriff ist mit dem Begriff Landschaft (Natur- und Kulturlandschaft) verknüpft. Jeder Mensch 

empfindet eine bestimmte Landschaft als Heimat oder als heimatlich.397 Der Heimatbegriff ist 

mehrdimensional und hat, neben einer sozialen, historischen, sprachlichen, kulturellen und po-

litischen auch eine geographische Begrifflichkeit. Nach Schreiber und seiner geographischen 

Definition ist Heimat ein Ort oder ein Gebiet in gegebenen Grenzen, dessen Landschaft und 

Menschen sich im Einklang befinden, einer Person vertraut oder gewohnt sind und diese prä-

gen.398 In der frühen Neuzeit war der Heimatbegriff mit dem Ort verbunden, an dem man das 

Recht hatte, sich häuslich einzurichten. Dieses Recht war allerdings an Besitz und Vermögen 

gebunden.399 Im Fall der Meru war dieser Aspekt ebenfalls außergewöhnlich. Mit dem Verlust 

des Landes wurde ihnen das Recht aberkannt, in ihrer Heimat Häuser zu bauen, das Land wirt-

schaftlich zu nutzen und in Gemeinschaft dort zu leben. Das zweite physische Element der 

heimatlichen Landschaft war die Vegetation.400 Diese psychische Bindung an einen bestimmten 

Ort wurde im Falle einer Zwangsumsiedlung zertrennt. Am 7. Juni 1949 erhielten die Wa-Meru 

einen Report der Regierung, dass sie von Engare-Nanyki im Tanganjika Territorium umgesie-

delt werden sollten. Daraufhin versuchten die Meru mit Petitionen an den Treuhandrat die Re-

gierung umzustimmen.401 In einer weiteren Petition erklärten die Wa-Meru, dass der Name ih-

rer ethnischen Gemeinschaft sich vom gleichnamigen Berg ableitete und die Wa-Meru eben für 

Menschen des Berges Meru stand. Von diesem Berg floss der Fluss, der dem Gebiet den Namen 

und die Fruchtbarkeit gab.402 Ebenso wichtig wie die Naturlandschaft war die Kulturlandschaft. 

Die Landschaft wurde durch Wirtschaft, Bau oder andere Formen der Umgestaltung bewusst 

oder unbewusst verändert. Die Kulturlandschaft wurde von der Bevölkerung oder von Bevöl-

kerungsgruppen geprägt, und je größer das ethnische Gemisch, desto reichhaltiger war die Kul-

turlandschaft.403 Nicht nur der Geburtsort prägte das persönliche Heimatverständnis, sondern 

die Heimatfrage hing vom einzelnen Individuum ab.  

Durch Migration hat sich das Heimatverständnis verändert und neue Elemente hinzugewon-

nen.404 Laut der IOM, der Internationale Organisation für Migration, wird ein Migrant als eine 

 
395 Vgl. ebd. 
396 Vgl. ebd. 
397 Vgl. Schreiber: 2021, S. 5. 
398 Vgl. ebd., S. 3. 
399 Vgl. Köstlin; Bausinger: 1980, S. 9. 
400 Vgl. Schreiber: 2021, S. 5. 
401 Vgl. T/PET.2/99/Add.2/ 8. Oktober 1951, P.O. Ngare Nanyuki, Via Arusha. 12. Septmber 1951, S. 2. 
402 Vgl. T/PET.2Add.3/10. November 1951, P.O. Ngare Nanyuki, Via Arusha T.T. 16. Oktober 1951, S. 3. 
403 Vgl. Schreiber: 2021, S. 6. 
404 Vgl. Köstlin: 2010, S. 34. 
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Person definiert, die sich von ihrem gewöhnlichen Aufenthaltsort entfernt, sei es innerhalb ei-

nes Landes oder über eine internationale Grenze, vorübergehend oder dauerhaft und aus unter-

schiedlichen Gründen.405 Migration bewirkt eine strukturelle Veränderung auf sozioökonomi-

scher und politischer Ebene, welche auch sukzessive die sozialen Systeme der Gesellschaft er-

reicht.406 Hinzu kommen die sozialen Einschnitte für das migrierende Individuum. Der Lebens-

mittelpunkt verlagert sich räumlich, woraufhin ebenfalls individuelle psychosoziale Folgeer-

scheinungen von Migration auftreten können.407 Migration kann innerhalb eines Staates oder 

über Staatsgrenzen stattfinden. In dem hier vorgestellten Fall der Meru ist es eine Binnenmig-

ration, da sie innerhalb von Tanganjika migrieren. Bei einer Zwangsmigration wird das Indivi-

duum durch den Druck eines oder mehrerer gesellschaftlicher Teilsysteme – wirtschaftlich, po-

litisch, sozial – zur Aufgabe seines derzeitigen Lebensmittelpunktes genötigt.408 Bei den Meru, 

die ihr Land verlassen mussten, kann man von displaced persons sprechen, von Personen, die, 

nach ihrer Umsiedlung, nicht mehr am ursprünglichen Wohnort beheimatet waren. Nach der 

Definition der IOM von Migration sind es äußere Faktoren, die eine Migration verursachen. 

Das können wirtschaftliche, soziale oder persönliche Anreize sein, an einem Ort leben zu wol-

len. Es kann auch andersherum sein, dass Menschen ihre Heimat verlassen, weil die Wirtschaft, 

die Versorgung oder die Sicherheit nicht ausreichend vorhanden war. Hunger, Krankheit, Per-

spektivlosigkeit oder religiöse und politische Verfolgung können Gründe sein. In diesen Fällen 

besteht keine Möglichkeit, in die Heimat zurückzukehren, wie auch für die Meru. 

Im Falle einer Umsiedlung oder eines Umzugs von Menschen gibt es ebenfalls externe Fakto-

ren. Diese können Naturkatastrophen oder Krieg sein. Der entscheidende Unterschied war aber, 

dass nicht eine große Gruppe von Menschen gemeinsam entscheidet, wegzugehen, sondern an-

dere Menschen für sie entscheiden. Migration betrifft meist Einzelpersonen oder Familien. 

Häufig entschließen sich viele Menschen aus der gleichen Region oder Nation zum Umzug 

oder zur Auswanderung. Bei einer akuten Evakuierung muss jeder etwas zurücklassen. Bei ei-

ner Migration werden so viele Gegenstände wie möglich mitgenommen. Außerdem bleiben 

Verwandte und Freunde zurück und ein Austausch mit dem Heimatland bleibt bestehen. In den 

Quellen wurde davon berichtet, dass Häuser und zurückgebliebene Gegenstände zerstört wur-

den, damit für die Meru nicht die Möglichkeit bestand zurück zu kommen.  

 

 

 
405 Vgl. IOM: Definition of Migrant, online verfügbar unter: https://www.iom.int/who-is-a-migrant zuletzt be-

sucht: 04.02.2021. 
406 Vgl. Weeber; Gögercin: 2014, S. 13. 
407 Vgl. ebd., S. 14. 
408 Vgl. ebd., S. 16. 

https://www.iom.int/who-is-a-migrant
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5.5 Die Herausforderung des Vielvölkerstaats 
 

Im Gegensatz zu anderen Gebieten war Tanganjika ein Vielvölkerstaat, was es einzigartig unter 

den Treuhandgebieten machte. Insgesamt lebten 8.6 Mio Menschen in Tanganjika. Es gab etwa 

120 verschiedene Ethnien und 100 verschiedene Sprachen.409 Die weiße Bevölkerung wurde 

von den britische Regierung europäisch genannt, obwohl auch weiße Südafrikaner*innen unter 

ihnen waren, sie unterschieden schlicht zwischen den Hautfarben. Politisch, ökonomisch und 

in Bezug auf Bildung hatte die weiße Bevölkerung den größten Einfluss.410 Von Beginn an 

stand das Vereinigte Königreich unter dem Erwartungsdruck der UNO in Bezug auf den poli-

tischen Fortschritt in Tanganjika.411 Diese Voraussetzungen stellten für den Treuhandrat sowie 

die britische Treuhandregierung eine weitere Herausforderung dar. Die vielen unterschiedli-

chen Ethnien und Bevölkerungsgruppen stellten eine damit einhergehende Menge an Interes-

sensgruppen dar. Grundsätzlich wurde die Bevölkerung Tanganjikas von der Treuhandregie-

rung in drei Gruppen aufgeteilt, Afrikaner*innen, Asiat*innen und Europäer*innen, die in öko-

nomischer und sozialer Gleichstellung sehr unterschiedlich blieben. 412 Nicht nur zwischen den 

unterschiedlichen Ethnien, sondern auch unter den verschiedenen ethnischen Gemeinschaften 

gab es unterschiedliche Interessen. Die Transportwege am Land waren lang und Kommunika-

tion dadurch schwierig. Eine nationale Einigung der Interessensgruppen war für die Erreichung 

der Unabhängigkeit und politischer Selbstverwaltung elementar. Die britische Regierung 

meinte, dass die Entwicklung von Selbstverwaltung in Tanganjika, wie auch in Kenia und Rho-

desien besonders schwierig war, weil es viele unterschiedliche Volks- und Interessengruppen 

gab. Denn dadurch käme es häufiger zu Konflikten zwischen Siedler*innen und Einheimi-

schen.413  

Obwohl Tanganjika keine Siedlerkolonie wie Kenia war,414 wurden während der deutschen Ko-

lonialzeit europäische Siedler*innen ermutigt nach Ostafrika zu migrieren. Im Jahr 1913 wurde 

mehr als eine halbe Millionen Hektar Land für 882 Siedler*innen, hauptsächlich aus dem deut-

schen Kaiserreich veräußert. Dies geschah in der Region des Berg Meru und Kilimanjaro. Die 

Bedürfnisse der Einheimischen wurden dabei übergangen.415  

 
409 Vgl. Lohrmann: 2007, S. 12 f.  
410 Vgl. ebd., S. 13. 
411 Vgl. ebd., S. 16. 
412 Vgl. Taylor: 1963, S. 93. 
413 Vgl. Chidzero: 1961, S. 20. 
414 Vgl. Lawrence E.Y. Mbogoni: Aspects of Colonia Tanzania History, Dar es Salaam 2013, S. 6. 
415 Vgl. Taylor: 1963, S. 56. 
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Gouverneur Donald Charles Cameron meinte 1925, wenn Siedler*innen mit Kapital kämen, sei 

es im Interesse des gesamten Landes. Hier bestand eine Interessensgefälle zwischen den weißen 

Siedler*innen und der einheimischen schwarzen Bevölkerung.416 

Als die britische Regierung das Gebiet übernahm war das Gebiet, das den einheimischen eth-

nischen Gruppen noch zustand, überfüllt. Acht ehemalige deutsche Farmen umgaben das Ge-

biet, diese wurden den Einheimischen zurückgegeben, anstatt an neue Siedler*innen verkauft 

zu werden.417 Hier ergab sich eine Diskrepanz zwischen Literatur und den betrachteten Quellen 

in Formen der Petitionen der Meru an den Treuhandrat festzustellen. In den Quellen schildern 

die Meru, dass sie ihr Land zurückkaufen mussten.418 Zwischen 1945 bis 1954 war die Vertei-

lung von Land ein sensibles Thema.419 Einerseits stellte es ein aktuelles Problem dar, anderseits 

war es gekoppelt an zuvor entstandene Traumata der kolonialen Ausbeutung und Benachteili-

gung afrikanischer Einwohner. 

 

Mit der in Aussicht stehenden Unabhängigkeit fanden die unterschiedlichen Gruppen einen ge-

meinsamen Interessensschnittpunkt. Damit einher ging die Entstehung politischer Strukturen in 

Tanganjika. Beide Aspekte bedingten sich gegenseitig und gingen miteinander einher. Im Jahr 

1951 wurde in einer Petition an den Treuhandrat bemängelt, dass es seit 1948 immer wieder zu 

Uneinigkeiten, Streit und Unruhe in der Bevölkerung komme. Die Menschen würden sich keine 

Gedanken um Fortschritt in ihrem Land machen.420 Die Frustration über die Mitbürger*innen 

mit zu geringem Interesse an der Zukunft des Landes ging von jenen aus, die sich engagierten. 

Der/die Verfasser*in dieser Petition machte wiederum das geringe Maß an Bildung für diesen 

Zustand verantwortlich und bat den Treuhandrat sich der Lage anzunehmen. Es wurde erklärt, 

die Regierung bemühe sich zwar, aber die Anstrengungen würden noch nicht ausreichen. Es sei 

klar, dass zuerst investiert werden müsse, bevor sich ein langfristiger Benefit für die Gesell-

schaft eingestellt habe.421 

Es wäre verfehlt zu sagen, dass sich alle Veränderungen in afrikanischen Gesellschaften im 20. 

Jahrhundert auf Einwirkungen kolonialer Kontrolle zurückführen lassen. Transformationspro-

zesse gab es immerzu, im 19. Jahrhundert reagierten die afrikanischen Einwohner*innen bei-

spielsweise auf neue Nutztiere und Pflanzen, die Europäer*innen brachten und sahen neue wirt-

 
416 Vgl. ebd., S. 58. 
417 Vgl. ebd., S. 57. 
418 T/PET.2/99/Add.l/ 20. September 1951, S. 3. 
419 Vgl. Taylor: 1963, S. 113. 
420 Vgl. T/Pet.2/142/ 8. Oktober 1951. 
421 Vgl. T/Pet.2/142/ 8. Oktober 1951. 
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schaftliche Chancen. Während der Kolonialzeit hielt dieser Prozess der wirtschaftlichen Chan-

cen an, teilweise wurde er beschleunigt.422 In der Zwischenkriegszeit beschäftigten sich Ethno-

logen mit der afrikanischen Kultur, ließen sich Weltbilder erklären und erhielten dadurch Er-

kenntnisse wie beispielsweise, dass Afrikaner*innen eigene Religionen gehabt hatten, was zu-

vor keine Beachtung erfahren hatte.423 Dadurch entstand ein neues Maß an Interesse gegenüber 

den afrikanischen Kulturen. 

Um Motivation der Aktivist*innen für den Weg in die Unabhängigkeit zu erzeugen und auf-

recht zu erhalten, war das Verständnis und die Identifikation der Bewohner*innen mit ihrer 

eigenen Kultur elementar. Die Beschäftigung und Anregung zur Reflektion durch den Besuch 

von UN-Delegierten war bis zu einem gewissen Grad hilfreich. Die Auseinandersetzung mit 

innenpolitischen Themen war wichtig, um Tanganjika zukünftig unabhängig vom Vereinigten 

Königreich regieren zu können. Nyerere, der ab 1953 Präsident der TANU war, sah die Verei-

nigung der unterschiedlichen Gruppen als elementar, um darauf eine Massenmobilisierung für 

seine Mission, das Erreichen der Unabhängigkeit, aufbauen zu können.424 Unter anderem suchte 

er dafür Repräsentanten der verschiedenen ethnischen Gruppen des Landes auf für eine Um-

strukturierung der Innenpolitik.425 Im Laufe der 1950er Jahre wurde sogar von Harmonie zwi-

schen den unterschiedlichen Volksgruppen gesprochen.426 

 

 

6. Die globale Dekolonisation im Kontext des Kalten Krieges 
 

Im Jahr 1960 erlangten 17 afrikanische Staaten, fast alle im August, die Unabhängigkeit von 

Frankreich: Kamerun, Togo, die Republik Dahomey (das heutige Benin), Niger, Obervolta (das 

heutige Burkina Faso), die Elfenbeinküste, Tschad, die Zentralafrikanische Republik, die Re-

publik Kongo, Gabun, Senegal, Mali, Mauretanien und Madagaskar. Britisch-Somalialand und 

Nigeria wurden unabhängig vom Vereinigten Königreich, die heutige demokratische Republik 

Kongo von Belgien und Italienisch-Somalialand von Italien.427  

Die geopolitische Lage veränderte sich dadurch extrem. Um die globale Entwicklung von Ko-

lonialpolitik bis zur Dekolonisation nach dem Zweiten Weltkrieg nachvollziehen zu können, 

 
422 Vgl. Marx: 2004, S. 183. 
423 Vgl. ebd., S. 209. 
424 Vgl. Herzog: 1986, S. 109. 
425 Vgl. Taylor: 1963, S. 95. 
426 Vgl. ebd., S. 93. 
427 Vgl. Crowder: 1984, S. 54. 
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soll in diesem Kapitel kurz auf die Struktur des Imperialismus und die internationale Dekolo-

nisation eingegangen werden. Damit wird von der Mikroperspektive auf den Staat an sich nun 

die globalhistorische Perspektive eingenommen. In diesem Zuge wird der globale Kalte Krieg 

näher betrachtet, da seine Auswirkungen das untersuchte Treuhandgebiet Tanganjika indirekt 

betraf. Zudem wird die Treuhandschaft des Vereinigten Königreichs näher beleuchtet, um ein 

Verständnis zu ermöglichen, das den Weg in die Unabhängigkeit Tansanias von einer anderen 

Perspektive beleuchtet.  

 

 

6.1 Der Zusammenhang des Kalten Krieges mit der sozialistischen Entwick-

lung Tansanias 
 

Die Nachkriegszeit war geprägt vom Konflikt des Kalten Krieges und rahmt die in dieser Arbeit 

untersuchte Zeitspanne aus der globalhistorischen Perspektive ein. Einer der meist untersuch-

testen Schauplätze war Mitteleuropa, wo der „Eiserne Vorhang“ die Supermächte spaltete. 

Weltweit mussten die Staaten jedoch Stellung beziehen zu den beiden Blöcken und ihrer Poli-

tik. 

Der Kalte Krieg war eine Konfrontation zwischen dem Kommunismus und dem Kapitalismus 

zwischen 1945 bis 1989. 428 In den 1960er Jahren wurde die Bereitschaft auf beiden Seiten 

größer, Regelungen für die Beziehung zwischen den Blöcken zu finden. Aus ihnen folgte die 

Entspannungspolitik der 1970er Jahre, die das Ende des Krieges langsam herbeiführte.429 Der 

Kalte Krieg endete mit dem Fall der Berliner Mauer 1990 und dem Zusammenfall der UdSSR. 

Die USA wurden damit zur global führenden, einflussreichsten Nation.430  

Der genaue Beginn zeichnete sich ab, als sich die Vorstellungen zur politischen und ökonomi-

schen Neuordnung nach dem Zweiten Weltkrieg zwischen den Siegermächten nicht mehr ver-

einbaren ließen.431 Für die Entstehung des Kalten Krieges waren, nach Westad, zwei Schritte 

die Grundvoraussetzung: Zuerst kristallisierten sich die Staaten UdSSR und USA als Super-

 
428 Vgl. Westad: 2017, S. 1. 
429 Vgl. Manfred Kerner: Kalter Krieg, S. 271-273, in: Ulrich Albrecht, Helmut Volger (Hrsg.): Lexikon der In-

ternationalen Politik, Berlin, Bosten, Oldenburg 2019, S. 273. [Im Folgenden zitiert als: Kerner: 2019.] 
430 Vgl. Westad: 2017, S. 5. 
431 Vgl. Kerner: 2019, S. 271. 
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mächte heraus und die gegensätzlichen Ideologien von Kapitalismus und Kommunismus ent-

standen.432 Hierbei ging es um Gegensätze in Konzepten, Interessen, Wirtschaftspolitik und die 

Verfassungsordnung.433 

Die USA nahmen am Ersten Weltkrieg teil und erhob ab 1914 den Anspruch, Weltmacht zu 

sein,434 während im russischen Zarenreich die Revolution 1917 ein Gegenmodell zum Kapita-

lismus darstellte. Es zeichneten sich bereits hier klare Fronten zwischen den beiden Systemen 

ab.435 Nach dem Ersten Weltkrieg erhöhte sich der kulturelle sowie der Austausch von Waren 

immens. Im Jahr 1920 wurde das Finanzzentrum der Welt aus London an die Wall Street nach 

New York verlegt.436  

Zudem gab es politische Veränderungen, so entstanden in vielen Ländern in der Zwischen-

kriegszeit neue Parteien nach dem Bolschewiki Modell.437 Diese kommunistischen Parteien 

waren antiimperial438 und manche imaginierten, dass der Kommunismus die Welt retten 

könnte.439 Daneben formten sich andere neue Ideologien. Mussolini hatte die fixe Idee nur eine 

Mischung aus Sozialismus und Nationalismus sei der Weg nach vorne.440 Damit erstarkten Ide-

ologien wie Faschismus und Nationalsozialismus.  

Im Zweiten Weltkrieg waren die britische, sowjetische und amerikanische Regierung verbündet 

gegen Japan, Deutschland und Italien. Das Vereinigte Königreich und Frankreich verloren als 

große Imperien durch die Kriege nachhaltig Ressourcen, die ihren politischen, wirtschaftlichen 

und militärischen Einfluss schwächten. Dadurch kam es zu einer Machtverschiebung zugunsten 

der USA.441 Nennenswert ist, dass die neuen Supermächte keine Kolonialmächte waren. Frank-

reich und das Vereinigte Königreich waren vom Zweiten Weltkrieg geschwächt, weswegen das 

Entstehen einer Supermacht mitten in Europa nicht möglich war. Die UdSSR und die USA 

hatten zu keiner Zeit formale Kolonien im hier definierten Sinne, was sie von den zentraleuro-

päischen Großmächten unterschied. Von besonderer Bedeutung war allerdings, dass die beiden 

flächenmäßig größten Staaten USA und UdSSR Föderationen waren. In einigen Aspekten gli-

chen sich die beiden Supermächte, in anderen trafen Gegensätze aufeinander. Die Beziehungen 

 
432 Vgl. Westad: 2017, S. 19. 
433 Vgl. Helmut Volger: Blöcke/Blockbildung/Bewegung der Blockfreien Staaten, in: Ulrich Albrecht, Helmut 

Volger (Hrsg.): Lexikon der Internationalen Politik, Berlin, Bosten, Oldenburg 2019, S. 75. [Im Folgenden zitiert 

als: Volger: Blöcke: 2019.] 
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437 Vgl. ebd., S. 31. 
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441 Vgl. ebd., S. 43. 
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zwischen den USA und der Sowjetunion waren seit der Oktoberrevolution 1917 durch Gegner-

schaft geprägt, da die USA ab 1918 an der Intervention gegen das bolschewistische Russland 

teilnahmen. Die Gegnerschaft wurde nur unterbrochen durch die Anti-Hitler-Koalition.442 Russ-

land folgt, nach einer neo-realistischer Lesart einem imperialen Selbstbild, strebt dabei nach 

Machtausdehnung und nach Ausweitung seiner Einflusssphären. Folgt man der defensiven Inter-

pretation dann reagiert Russland auf eine vorgängige Expansion des Westens.443  

Beide Systeme sind Atommächte und ständige Mitglieder des UNO-Sicherheitsrates. Die USA 

kontrollieren mit ihren über 700 Militärstützpunkten weite Teile der Welt. Den Atlantik, Pazifik, 

mit Nähe zu Russland und China, die Golfregion mit reichen Vorkommen an Öl und Gas und 

Eurasien mit seinen industriellen Zentren. Mit dem einflussreichen US-Doller verfügen die USA 

über einen weiteren geopolitische Machtpfeiler. In Russland wird die Geopolitik stärker von der 

Geografie bestimmt als in den USA. Im Norden hindert Eis einen freien Zugang zum Meer. 

Russland hat damit für seine Militär- und Handelsschiffe weniger Handlungsmöglichkeiten.444 

Die Kriegsallianz aus dem Zweiten Weltkrieg zwischen den USA, dem Vereinigten Königreich 

und der UdSSR hielt nicht lange an. Die UdSSR hatte unter dem Krieg sehr gelitten und Stalin 

begrüßte dieses Bündnis und die Aussicht auf Frieden. Dann verschärfte jedoch der Konflikt 

um Polen die Geopolitik.445 Nach dem Zweiten Weltkrieg drängte die Sowjetunion auf Aufar-

beitung des Faschismus begleitet von grundlegender Veränderung der Politik und Wirtschaft. 

Die USA sahen für das Funktionieren einer freiheitlichen Demokratie freie Marktwirtschaft als 

elementar.446 Insbesondere die Verschärfung durch Spannungen in der internationalen Politik 

zwischen beiden Supermächten und ihren Verbündeten bis hin zur Androhung militärischer 

Gewalt zeichnete diese Epoche aus.447 Zur Legitimation der militärischen Mittel wurden nach 

innen und außen Propagandakampagnen genutzt.448 

Weltweit veränderte sich die politische Landschaft grundlegend nach dem Zweiten Weltkrieg, 

besonders jedoch in Europa. Mitte der 1950er Jahre wurde klar, dass die USA, das westliche 

Europa, und das postimperiale Japan zu zukünftigen Polen der Weltwirtschaft werden würden. 

 
442 Vgl. Andreas Heinemann-Grüder: Russland und die Vereinigten Staaten, 12.06.2019, in: Bundeszentrale für po-

litische Bildung, online verfügbar unter: https://www.bpb.de/themen/europa/russland/283698/russland-und-die-ver-

einigten-staaten/ zuletzt besucht 12.07.2022. 
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444 Vgl. Beate Krol: Die Strategie der Großmächte, 17.01.2019, in: planet wissen, online verfügbar unter: 
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Wirtschaftliche Entwicklung war seitdem ein vorrangiges Anliegen.449 Die wirtschaftlich 

stärkste Macht waren die USA, die in Westeuropa politisch zunehmend mitbestimmten. Libe-

rale Demokratien setzten sich als Leitbild durch. Während der NS-Herrschaft waren viele De-

mokratien zerschlagen worden, diese wurden nun wieder aufgebaut. Die Sowjetunion, mit ih-

rem stalinistischen Herrschaftsmodell, fand eher im Osten oder bei kommunistischen Parteien 

Anklang. Eine europäische Eignung beschränkte sich auf Westeuropa und teilte die Welt zu-

nehmend in die Blöcke von Kommunismus und Kapitalismus.450 

Die übrigen Staaten der Welt, die sich weder dem Ost- noch dem Westblock zuordneten, bilde-

ten seit der Initiative 1955 des damaligen Staatschefs von Indien die Blockfreien Staaten, die 

sogenannte „Dritte Welt“. Viele dieser Staaten hatten nach dem Zweiten Weltkrieg ihre Unab-

hängigkeit gewonnen und waren nicht bereit, diese Selbstbestimmung, die die Integration in 

ein Blocksystem vorsah, wieder aufzugeben.451  

Zusätzlich kam in den 1960er Jahren die Unterscheidung von zwei „Konflikt Formationen“, 

nämlich Ost-West und Nord-Süd auf.452 Der Nord-Süd Unterschied steht nicht im Fokus dieser 

Arbeit, soll dennoch kurz erläutert werden, da sein Ursprung in der Dekolonisationsphase liegt. 

Hierbei geht es um den antikolonialen Widerstand gegen die Imperien und um die Lage der 

wirtschaftlich schwachen Staaten zu verbessern. Er kann gelesen werden als eine Revolte der 

armen Staaten gegen unfaire Abhängigkeitsformen gegenüber den Staaten der nördlichen He-

misphäre. Dieser Konflikt wurde mit Waffen und Worten ausgetragen, wobei die UNO in New 

York als Schauplatz diente.453 Wegen der inkonsequenten Entkolonialisierungspolitik stimmten 

die Mitglieder und Teilnehmer aus blockfreien Staaten auf Konferenzen der UNO zunehmend 

mit den politischen Vorstellungen der Sowjetunion überein.454 Durch den Kalten Krieg und die 

Blockformationen veränderte sich vieles nachhaltig in der internationalen Politik. Internatio-

nale Organisationen und NGOs gewannen an Bedeutung. Politischer Aktivismus äußerte sich 

in Bürgerrechtsbewegungen und sozialen Bewegungen zur Förderung von Menschenrechten.455 

Der Befreiungskampf war jedoch nicht nur in diplomatischen Kreisen, sondern auch in der tan-

sanischen Gesellschaft präsent.456 Nyerere forderte im Rahmen der Blockfreien-Bewegung die 

 
449 Vgl Jansen; Osterhammel: 2017, S. 133. 
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Neustrukturierung der Handelsbeziehungen zwischen dem Globalen Norden und dem Globalen 

Süden.457 

Ebenso wollte die TANU mit Präsident Julius Nyerere an der Spitze einen antiimperialistischen 

Weg gegen Kolonialismus und Rassismus. Dafür strebte insbesondere Nyerere für nationale 

Einigkeit.458 Diese allein konnte allerdings nicht die Bedürfnisse der gesamten Bevölkerung 

decken und die Entwicklung zu einem selbständigen, ökonomisch stabilen Staat vorantreiben. 

Die Blöcke versuchten, die übrigen Staaten wirtschaftlich, militärisch oder durch Verträge an 

sich zu binden oder mit Entwicklungshilfe Versprechungen zu locken,459, die sich im Falle Tan-

sanias auf die Bildung auswirken sollten.  

Mit dem Bau der Berliner Mauer 1961, wenige Monate vor der Unabhängigkeitsfeier in Dar es 

Salaam, nahm eine zunehmende Verflechtung der DDR mit der postkolonialen Welt zu.460 So 

wurde Sansibar zum Ort des ersten großen DDR-Engagements in Afrika.461 

So nahm der international wirkende Konflikt des Kalten Krieges zwischen den beiden Super-

mächten Einfluss auf die innenpolitische Entwicklung Tansanias. Die Frage war, wie viel Ein-

fluss hatte der globale Konflikt auf die innenpolitische Transformation Tansanias hin zu einem 

sozialistischen Staatssystem.    

 

Die sozialistische Grundlage Tansanias entstand als eine politische Philosophie und wurde in 

den 1960er Jahren zur Staatsdoktrin und Grundlage der Entwicklungspolitik. Ujamaa hieß eine 

Variante afrikanischer Sozialismen, die zu dieser Zeit in Mali, Ghana und Senegal ausgearbeitet 

wurde. Nyerere veröffentliche 1962 einen ersten programmatischen Text zu Ujamaa, um Tan-

sania eine eigene Nationalethik zu geben. Er verstand den afrikanischen Sozialismus weniger 

als sozioökonomische Formation, sondern als eine menschzentrierte „Geisteshaltung“, welche 

sich durch Respekt und Anerkennung des anderen, aber auch gemeinschaftlichen Besitz der 

wichtigsten Güter wie Land und die Verpflichtung zur Arbeit auszeichnete.462 Erst die verfasste 

Deklaration von Arusha im Jahr 1967, die vom Nationalen Exekutiv-Komitee der TANU ver-
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abschiedet wurde, machte aus den Schriften von Nyerere zu Ujamaa die Partei- und Staatsdokt-

rin.463 Die in Tansania umgesetzten sozialistischen Ideen entstanden unter Einfluss eigener his-

torischer Erfahrungen, unterschiedlichen in anderen Staaten praktizierten Prinzipien sowie Ele-

menten des Panafrikanismus. Die TANU hatte sich bereits vor der Unabhängigkeit mit dem 

panafrikanischen Gedanken auseinandergesetzt. Parteimitglieder meinten, dass die eigene Frei-

heit erst erreicht sein würde, wenn der gesamte afrikanische Kontinent den Kolonialismus be-

siegt hatte.464 Außenpolitisch war die tansanische Regierung eine prinzipienfeste Vertreterin 

von Antikolonialismus, Antirassismus und Antiimperialismus.465 Die koloniale Phase Tansa-

nias formte den Wunsch nach sozialen, humanitären politischen Strukturen, die ebenso in der 

Wirtschaft wie im kultur-gesellschaftlichen Alltag umgesetzt werden sollten was sich auf die 

Innenpolitik übertrug. Das spricht gegen die These, die sozialistische Entwicklung Tansanias 

hänge mit der Rahmenbedingung des Kalten Krieges zusammen.  

Zu Ausbildungszwecken gingen Tansanier*innen in die Sowjetunion, DDR aber auch in die 

USA, das Vereinigte Königreich oder in die BRD. Zudem wurde Entwicklungspersonal aus all 

diesen und weiteren Staaten nach Tansania gesandt.466 Die DDR investierte wie die Sowjet-

union in Tansania, zudem gab es eine Annäherung an China, das eine Eisenbahnverbindung 

nach Sambia unterstütze.467Ab 1985 trat Nyerere als Präsident zurück und westliche Investoren 

begannen mit vom IWF geforderten Strukturanpassungsprogrammen.468 Die besondere und ge-

mäßigte Form des in Tansania praktizierten Sozialismus wies zwar Ähnlichkeiten mit dem ur-

sprünglichen Kommunismus auf, allerdings lässt sich nach der historischen Analyse und dem 

Blick auf die internationale Wirkmächtigkeit des Kalten Krieges feststellen, dass es Unterstüt-

zung von beiden Systemen gab.  

 

 

6.2 Das Vereinigte Königreich als Treuhänder und das Ende des britischen Im-

periums 
 

In diesem Kapitel wird die globale Perspektive der postkolonialen Situation Tansanias beibe-

halten und auf die Lage des Vereinigten Königreichs als Kolonial-, Mandatsmacht und Treu-

händer und ihr Ende als solche eingegangen. In Relation zu den bisher ermittelten Ergebnissen, 

zur Rolle des Treuhandrats für das Treuhandgebiet Tanganjika bis zur Unabhängigkeit 1961, 

 
463 Vgl. ebd., S. 45. 
464 Vgl. ebd., S. 48. 
465 Vgl. ebd., S. 47. 
466 Vgl. ebd., S. 1. 
467 Vgl. ebd., S. 54. 
468 Vgl. ebd., S. 46. 



69 
 

werden Beitrage aus dem House of Commons469 hinzugefügt. Der britische Abgeordnete Henry 

Clark erklärt während der Sitzung im House of Commons im Jahr 1961, dass jedes Land seine 

eigenen Herausforderungen selbst bewältigen sollte. Erst, wenn das Ausmaß nicht mehr zu be-

wältigen sei, werde ihm geholfen. Bis zur Unabhängigkeit sei die britische Regierung noch für 

Tanganjika verantwortlich.470 Diese Aussage ist Beispielhaft, allerdings vertraten die Abgeord-

neten unterschiedliche Haltungen. Welche Positionen vertraten die Politiker der britischen Re-

gierung und welche Aussagen fielen konkret im Kontext der Unabhängigkeit? Welche aus der 

Unabhängigkeit folgenden Herausforderungen betreffen das Vereinigte Königreich, welchen 

weichen sie aus und wie argumentieren sie?  

Das Vereinigte Königreich hatte einige Kolonien und war zusätzlich eine Mandatsmacht und 

später Treuhänder. Was unterschied die Politik gegenüber den unterschiedliche Typen von ab-

hängigen britischen Territorien? Bis 1919 gab es Kolonien und Protektorate. Kolonien unter-

standen direkt der Krone, Protektorate nicht. Seit dem Vertrag von Versailles kamen Mandats-

gebiete hinzu, diese fielen unter internationales Recht.471 Nachdem die deutsche Kolonialzeit 

Tanganjikas mit Ende des Ersten Weltkrieges vorbei war, wurde das Land ab 1920 Mandatsge-

biet des Völkerbundes und unterstand britischer Verwaltung.472 Mit der Unabhängigkeit Tan-

ganjikas endete der Auftrag des Treuhandrates und die britische Verwaltungszeit. Dieser Pro-

zess der Dekolonisation gehörte, neben den beiden Weltkriegen, zu den Ereignissen des 20. 

Jahrhunderts mit den größten Folgen.473 Der Begriff der Dekolonisation ist nach Osterhammel 

ein sehr technischer und undramatischer und beschreibt nicht wirklich die drastischen Entwick-

lungen des vergangenen Jahrhunderts. Dabei geht es um die Auflösung bzw. das Verschwinden 

der Imperien, als politisches Geschehen. Dazu gehörte auch das Abnehmen der „Weißen Hie-

rarchie“, was bis dahin vornehmlich als weltweit akzeptierte politische Ideologie und Struktur 

galt.474 Durch die Verschiebung der Macht ergaben sich innenpolitisch und international tief-

greifende Veränderungen, die auf sämtliche Bereiche einwirkten.475 Globale Strukturen, die 

teilweise seit über 200 Jahren unter europäischem Einfluss die Welt bestimmten, wurden nach 

dem Zweiten Weltkrieg von vielen Politikern nicht länger als selbstverständlich genommen.476 

Damit bedeutete Dekolonisation die historische UN-Delegitimation von Fremdverwaltung und 
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wurde schnell zu einer weltweiten Bewegung. Der Prozess des Machttransfers von externer 

Beeinflussung zu nationalen Institutionen war eingebettet in ein weltweites Wechseln der 

Werte.477 So ergab sich mit dem Zweiten Weltkrieg ein neuer politischer Diskurs,478 mit den 

Themen Freiheit und Selbstbestimmung, was bis 1948 zur Festigung der allgemeinen Men-

schenrechte führte.  

Europa hatte sich durch die Einwirkungen des Zweiten Weltkriegs drastisch verändert. Gebäude 

waren zerstört und weltweit schätzungsweise 80 Millionen Menschen gestorben.479 Der Welt-

krieg hatte die Gesellschaften in Europa Gewalt und Leid auf eine sehr drastische Weise spüren 

lassen. Das Bewusstsein über die Zustände in den Kolonien mit Unterdrückung, Not und Terror 

mag dadurch verstärkt worden sein. Zudem setzten sich europäische Politiker*innen und Bür-

ger*innen auf eine neue Weise mit Fremdverwaltung auseinander. Das Ablehnen einer Fremd-

verwaltung stellte eine starke Triebkraft der Dekolonisation dar.480 Innerhalb der Kolonien be-

stand diese Ablehnung bereits, in Europa entstand das Bewusstsein für diese Problematik im 

20. Jahrhundert durch die Erfahrung des Krieges und den Kampf gegen den Nationalsozialis-

mus.   

Field Marshal Jan Smuts, Premierminister Südafrikas, sah das britische Empire als das einzig 

erfolgreiche Experiment für internationale Regierung an. Auf der Konferenz in San Francisco 

1945 merkte er an, dass im Zweiten Weltkrieg die Deutschen besiegt wurden, aber nicht ihre 

kolonialen Denkweisen. Weiße hätten noch immer die Vormachtstellung, da 750 Millionen 

Menschen in Kolonien lebten.481 Der US-amerikanische Präsident Truman meinte, die Welt 

könne nun nach vorne schauen in eine Zeit der Gleichberechtigung und Menschenrecht, in der 

alle frei sein würden.482 Die Atlantik Charta, die auf der Potsdamer Konferenz 1941 gefasst 

wurde, war ein ambitioniertes Dokument. Unter anderem galt es aus der Sicht der USA als ein 

internationales Versprechen die europäischen Großmächte abzubauen. 483   

Die Regierungen des Vereinigten Königreichs und Frankreich gingen davon aus, dass ihre Ko-

lonien produktiver und ideologisch stabil bleiben würden, im Tumult der Nachkriegsjahre. Die 

kolonialen Regierungen in den 1940er Jahren meinten durch Entwicklung als Idee könnten sie 

den Kolonialismus wiederbeleben. Es zeigte sich jedoch, dass die Idee von Entwicklung ele-

mentar für die Unabhängigkeitswerdung war. Sie sandten Expert*innen für Landwirtschaft, 

 
477 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2017, S. 2. 
478 Vgl. Altmann: 2005, S. 13. 
479 Vgl. Westad: 2017, S. 71. 
480 Vgl. ebd., S. 263. 
481 Vgl. Mazower: 2009, S. 63. 
482 Vgl. ebd., S. 61. 
483 Vgl. ebd., S. 55. 



71 
 

Gesundheit und Bildung in ihre zugehörigen Übersee Gebiete. Der Nachkriegs-Imperialismus 

stand unter dem Stichwort Wissen. Nach zehn Jahren hatte die Bewegung ihre Dynamik einge-

büßt.484 Das Prinzip der Entwicklung, so meinten die Abgeordneten in den Kolonien besitzen-

den Staaten Frankreich und dem Vereinigten Königreich, war etwas, das für die Einheimischen 

und nicht mit ihnen geschehen sollte. Das Problem war der Dualismus kolonialen Denkens, der 

eine moderne Zukunft in einer primitiven Gegenwart sah.485 Das Vereinigte Königreich wollte 

die sozialen Probleme in seinen afrikanischen Kolonien und Treuhandgebieten mit europäi-

schen Konzepten lösen. Ein Ansatz war es gut ausgebildete Arbeiter*innen in Städte einzula-

den, die dort gut bezahlt wurden.486  

Nach dem Zweiten Weltkrieg versuchte das hoch verschuldete Vereinigte Königreich höhere 

Einkünfte in den abhängigen Territorien zu generieren.487 Noch immer war die britische Nation 

eine einflussreiche, mit globalen Interessen. Für den Krieg hatte sich der Staat Geld von den 

USA geliehen und hatte damit seinen internationalen Handlungsspielraum eingebüßt.488 Der 

neue Kurs des „Entwicklungskolonialismus“ – in der Literatur als „zweite koloniale Erobe-

rung“ bezeichnet – umfasste eine Reihe kostspieliger Ordnungs- und Interventionstechniken. 

Darunter die Planung von Entwicklungsprojekten und Maßnahmen zur Verbesserung der Pro-

duktivität in der Landwirtschaft, Investitionen in Bildung und Verwaltungsreformen.489 Das 

Vereinigte Königreich benötigte weiterhin Rohstoffe und Nahrung aus Übersee. So entstand 

zwischen den Jahren 1946 bis 1951 das Pilotprojekt des Erdnussanbaus in Tanganjika, auch 

genannt Ostafrikanischer Erdnuss-Plan, um die prekärer Fettversorgung der britischen Bevöl-

kerung entgegenzuwirken.490 Der Plan scheiterte als „Erdnuss-Skandal“, weil seit 1948 Pro-

jektgelder falsch abgerechnet und angebliche Erfolge durch vorsätzliche Falschmeldungen ver-

breitet worden waren. In der Sitzung des House of Commons im November 1962 erklärte Arthur 

Skeffington, dass das Programm zum Erdnussanbau zu schnell umgesetzt worden war. Aus-

bleibender Regen sei nicht einkalkuliert worden, was die Umsetzung am Ende nicht möglich 

gemacht habe. Die britische Regierung habe allerdings Experten zu dem Thema nach Tangan-

jika entsandt, die seitdem dort aktiv waren.491 

In den meisten Fällen konnte das Vereinigte Königreich ökonomisch mehr aus einer kolonialen 

Herrschaft herausholen als aus einer kooperativen postkolonialen Beziehung. Tanganjika galt 
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dafür 1957 aus britischer Sicht zu rückständig.492 Clark erklärte im Jahr 1962 im House of Com-

mons, dass er sich gewünscht hätte, dass sich Tanganjika langsamer in die Unabhängigkeit be-

geben hätte.493 Zwar sollte den Menschen, die in Ostafrika leben, selbst überlassen sein in wel-

cher Form sie zukünftig mit dem Vereinigten Königreich zusammen arbeiten wollen, doch 

empfahl Kolonialminister Reginald Maudling in seiner Rede eine enge Zusammenarbeit in 

wirtschaftlicher und politischer Hinsicht.494 Dabei zeigte die langsame Anpassung an eine Welt 

nach dem Empire die langwierigere Natur der britischen Dekolonisation.495 Die britische Re-

gierung tendierten dazu, vorkoloniale Machtstrukturen zu erhalten, wo immer es möglich 

war.496 Die Fortführung von wirtschaftlichen Verflechtungen und Zusammenarbeit sollte zum 

Vorteil aller beitragen. Unter dieser Prämisse wurde das Commonwealth gegründet. Dies wurde 

in einer anderen Parlamentssitzung aufgegriffen: Die Verbindung zwischen den verschiedenen 

Mitgliedern des Commonwealth war nicht nur vom Handel abhängig. Donald Wade merkt an, 

dass die britische Regierung dem Handel einen besonderen Stellenwert zugestanden und damit 

seine Bedeutung überschätzt hätte.497 Hier wurde argumentiert, dass Verwaltungsarbeiter*in-

nen und Personal vor Ort weitaus wichtiger für den Aufbau und Bestand eines Staates sind.  

Tanganjika war eines der ersten Gebiete, das unter das Treuhandsystem der Vereinten Nationen 

gestellt wurde.498 Am Ende des Krieges, 1945, lebten nach James Griffiths über 600 Millionen 

Menschen im britischen Empire unter kolonialer Herrschaft.499 Der Einfluss der britischen 

Treuhänder hielt etwas über 40 Jahre an,500 in so einer Zeitspanne ließen sich einige Projekte 

realisieren. Wenn über eine so lange Zeit allerdings wenig investiert und abgeschlossen wird, 

sind die Auswirkungen langfristig kontraproduktiv.  

Im März des Jahres 1961 gab es eine, wie der Kolonialminister Maudling nannte „erfolgreiche“ 

Konferenz in Dar es Salaam sowie im Juni eine in London, die den Weg in die Unabhängigkeit 

bestimmten und auf der das Datum der Unabhängigkeit vom 28. Dezember auf den 9. Dezem-

ber vorverlegt wurde.501 Vor Beendigung des Treuhandabkommens durch die Unabhängigkeit 

Tanganjikas musste die britische Regierung die Zustimmung der UNO einholen.502 Griffiths 
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war der Meinung, dass das Vereinigte Königreich die Pflicht der Treuhandschaft gut erfüllt 

habe. Tanganjika sei ein gutes Beispiel für einen friedlichen Übergang von Abhängigkeit zu 

Unabhängigkeit. 503 Es lässt sich nicht abstreiten, dass die zugewiesene Aufgabe Tanganjika als 

Treuhandgebiet zu verwalten und in die Unabhängigkeit zu begleiten erfolgreich erfüllt wurde. 

Der friedliche Übergang vom abhängigen zum unabhängigen Gebiet sowie eine weitgehende 

friedliche Politik lassen sich nachweisen. Allerdings lassen sich in dieser Arbeit einige aufge-

zeigten Aspekte anführen, dass die Verwaltung noch mehr auf die Bedürfnisse der Bevölkerung 

hätte abgestimmt sein können.  

 

Die ersten Schritte zu einem unabhängigen Staat waren, wenn die lokalen Regierungen Amts-

pflichten übernahmen und wenn Formalitäten unter internationalem Recht und unter symboli-

schem Charakter durchgeführt wurden.504 Im Fall Tanganjikas erinnerte sich John Tilney in der 

Sitzung des House of Commons am 6. November 1962 an die Unabhängigkeit:505 Bei der Aus-

arbeitung der Vorschläge für eine republikanische Verfassung hatte die Regierung versucht fol-

gende Grundprinzipien zu verwirklichen: Die Exekutive muss über die notwendigen Befug-

nisse verfügen, um die Aufgaben eines modernen Staates zu erfüllen; das Parlament musste 

souverän bleiben; und die Rechtsstaatlichkeit musste gewahrt bleiben.506 Die Verfassung Tan-

ganjikas war zum Sitzungszeitpunkt am 6. November noch nicht veröffentlich worden. Die 

ersten Präsidentschaftswahlen hatten gerade stattgefunden.507 Nach der Unabhängigkeit lag es 

an Nyerere den Weg zu wählen den der Staat ökonomisch und politisch einschlagen sollte.508 

Allerdings konnten die Stellen in Wirtschaft, Verwaltung sowie in Bildungs- und Gesundheits-

einrichtungen nicht sofort von Kolonialbeamten an Bürger*innen des neuen Staates übergeben 

werden.509 Im Jahr 1962 war die Frage um Beamte weiterhin Thema, wie die Quellen aus dem 

britischen Parlament zeigten. Patrick Wall betonte wie wichtig ausgebildete britische Verwal-

tungsbeamte auf dem Weg der Länder in die Unabhängigkeit und kurz danach waren.510 Kolo-

nialminister Maudling erklärte, wie wichtig die Wertschätzung der britischen Mitarbeiter*innen 

in Tanganjika bis zur Unabhängigkeit war. Maudling meinte, dass dieses Kapitel eine schöne 

Bilanz der Verwaltung der überseeischen Gebiete darstellte. Er nannte es eine Freude, dass viele 
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britische Beamt*innen und Berater*innen der Regierung von Tanganjika noch nach der Unab-

hängigkeit zur Verfügung stehen würden, und zwar durch die Unterzeichnung eines Abkom-

mens im Rahmen des Overseas Services Aid Scheme.511 Dabei handelt es sich um finanzielle 

Unterstützung für Dienstleistungen. 

Neben den Beamt*innen, die das Vereinigte Königreich in die Treuhandgebiete entsandte, 

stand Tanganjika als Treuhandgebiet in Austausch mit der internationalen Organisation der 

UNO. Die Entsendung von Expert*innen in die Treuhandgebiete drängten die britische Treu-

hand sich mit Missständen auseinanderzusetzen und stießen Verbesserungen an. Die Besucher-

missionen führten zu Entwicklungen, die ohne die Aufmerksamkeit von Experten und Be-

obachtern aus der ganzen Welt auf das Gebiet vielleicht nicht stattgefunden hätten. Laut Ske-

ffington gab es Diskrepanzen zwischen dem, was die Gebietsregierungen präsentierten und dem 

was die Delegationen feststellten. Die Delegationen waren nicht immer zufrieden mit dem, was 

sie vorfanden. Die Menschen vor Ort hatten dadurch die Möglichkeit Einspruch zu erheben, 

wenn sie sich ungerecht behandelt fühlten. Die Entwicklungsprogramme von 1945 bis 1950 

standen im Kontrast zu dem, was zwischen den Kriegen in den Gebieten geschehen war. 512 Im 

Verlauf seines Plädoyers würdigt Maudling Menschen außerhalb des Landes, die sich für das 

Wohlergehen Tanganjikas eingesetzt hatten. Dabei schloss er vor allem die Mitarbeiter*innen 

der UNO ein, die die Besuchsmissionen vor Ort gebildet hatten und sich damit konkret mit der 

Entwicklung des Landes auseinander- und dafür eingesetzt hatten.513 Im Fall der britischen 

Treuhandverfügung wirkten exogene Faktoren auf die Kolonialpolitik ein. Die USA und UNO 

drängten das Vereinigte Königreich zu einer differenzierteren Auseinandersetzung mit ihren 

Kolonien und Treuhandgebieten. Die UNO-Generalversammlung fungierte als Podium für an-

tikoloniale Rhetorik. Gegen Ende des Zweiten Weltkrieges ab 1947 legten Mandatsmächte in 

erheblichem Umfang Rechenschaft für die Entwicklung von Tanganjika und Kamerun  ab. Zu-

dem waren Kolonialmächte durch die UNO-Menschenrechtskonvention 1948 dazu verpflichtet 

regelmäßig über die ökonomisch-soziale Situation in sämtlichen abhängigen Gebieten zu be-

richten.514 Nach seiner Unabhängigkeit wurde Tanganjika als Mitglied in die UNO aufgenom-

men. 515 Ab sofort saß der ehemalige Treuhänder mit dem Treuhandgebiet gemeinsam im inter-

nationalen Rat zusammen. Wie sich dieses Verhältnis vor Ort auf Verhandlungen und Entschei-

dungsfindungen auswirkte wäre in einem weiteren Rahmen zu analysieren.   
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Die Kolonialmächte und deren Strukturen verschwanden nicht durch die formale Unabhängig-

keit eines Staates. Die von der Dekolonisation tangierten Bereiche waren soziale, politische, 

wirtschaftliche und kulturelle. Viele politische und verwaltungstechnische Strukturen blieben 

vorerst erhalten. Besitzverhältnisse waren zum Teil ungeklärt, genauso wie die Staatsbürger-

schaft und Regelungen für verschiedene ethnische Gruppen.516 Im Fall Tanganjikas waren nach 

der Unabhängigkeit Bürger*innen Tansanias keine britischen Staatsbürger*innen mehr.517 In 

den postkolonialen Staaten und Gesellschaften blieb die koloniale Vergangenheit zurück, die 

Auswirkungen auf die Identität der Menschen dort hatte. Zudem verblieben internationale Hie-

rarchien,518 die häufig wirtschaftliche Ursprünge hatten und nicht so schnell beseitigt werden-

konnten. Nach dem Historiker Prasenjit Duara ging es bei der Dekolonisation eher um einen 

lokalen Machtwechsel, eingebettet in einen globalen Wertewandel.519 Mit dem Auflösen der 

Kolonien kam es zu einem Machttransfer zum Nachteil von Europa.520 Das Verschwinden der 

Kolonialmächte bedeutet das Ende der Überseeherrschaft. Es entstanden neue Machtstrukturen 

innerhalb Europas und die internationalen Beziehungen zwischen Europa und anderen Staaten 

veränderten sich.521 Das Vereinigte Königreich unterhielt die weltweit stärkste Flotte, also mi-

litärische Ressourcen zur Weltmacht und ökonomische Stärke, besonders im Finanzsektor.522 

 

 

6.3 Die Unabhängigkeit aus britischer Perspektive  
 

Der junge Staat startete mit einigen Herausforderungen in die Unabhängigkeit. Die anstehenden 

Aufgaben, um den Lebensstandard zu verbessern waren vielschichtig und intensiv. Der Name 

des Staates Tanganjika bedeutete „Ort der Vermischten“.523 Hier zeigte sich die Herausforde-

rung des Vielvölkerstaats, die zwar bestand, laut der untersuchten Quellen aus der britischen 

Perspektive wurde allerdings vor Ort gut damit umgegangen. Laut Griffiths gebe es in Tangan-

jika eine enge und kontinuierliche Zusammenarbeit zwischen den Ethnien. Nyerere sollte für 

seine herausragende Rolle als Führungsstärke gelobt werden.524 Der Name der Hauptstadt Dar 
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es Salaam stammt aus dem Arabischen und bedeutet so viel wie "Hafen des Friedens". Griffiths 

hoffte, dass Tanganjika weiterhin dieser „friedliche Hafen“ bleiben werde. 525  

In der Quelle vom 8. November 1961 im House of Commons wurde eine Hungersnot themati-

siert.526 Während des Wortbeitrags von John Dugdale wurde dazu ein Brief Nyereres, andres-

siert an die britische Regierung, vorgetragen.527 Dort hieß es, der Ernst der Hungersnot in Tan-

ganjika sei von der britischen Regierung nicht ausreichend erkannt worden. In einer Provinz 

seien fast 300.000 Menschen auf Nahrungsmittelhilfe angewiesen. Die Lage würde sich vor der 

nächsten Ernte noch verschlechtern. Die USA hatten in den Häfen kostenlos Mais zur Verfü-

gung gestellt. Bei der Verteilung fehlte es jedoch an Unterstützung. Die Kosten für die Vertei-

lung von Nahrungsmitteln wurden auf 250.000£ geschätzt. Die zusätzlichen Kosten für die So-

fortmaßnahmen zur Aufrechterhaltung zur Sicherung eines Mindesteinkommens für die Be-

dürftigen würden sich auf weitere mindestens 750.000£ belaufen, meint Nyerere in seinem 

Schreiben. Dugdale forderte nun eine Untersuchung in dieser Angelegenheit durch das Außen-

ministerium.528 Dann kritisierte er, dass die Kolonie Kenia im Vergleich zum Treuhandgebiet 

Tanganjika mehr Hilfeleitungen erhalten würde.529 Der Abgeordnete, Arthur Skeffington, 

stimmte in seinem Beitrag dem Ernst der Lage zu und fügte hinzu, dass nicht nur die Ernte 

durch ausbleibenden Regen betroffen sei, sondern auch das Vieh, das von einem Parasiten an-

gegriffen werde. Er rechnete damit, dass 500.000 Rinder vor Ende des Jahres 1961 verenden 

würden.530  

Die Hungersnot an sich hatte unterschiedliche Aspekte der Herausforderung. Ausbleibende Re-

genfälle schienen der offensichtliche Auslöser einer solchen zu sein, da durch ausbleibenden 

Regen die Ernte schlechter ausfiel. Hinzu kam die Plage des Viehs durch einen Parasiten, die 

nachhaltige Folgen für die wirtschaftliche Lage hatte. Hugh Fraser, Unterstaatssekretär für die 

Kolonien, meinte, es bestehe kein Mangel an Nahrungsmitteln in Tanganjika, sondern es gebe 

ein Problem der Verteilung.531 Dies deutete auf strukturelle Probleme hin, welche für den jun-

gen Staat durchaus bestanden. Ein Ankauf von zusätzlichen Nahrungsmitteln aus dem Ausland 

wäre aus heutiger Sicht die erste Maßnahme. Diese Möglichkeit wurde in den Quellen nicht 

erwähnt. Der Ministerpräsident Nyerere wand sich 1961 schriftlich an die britische Regierung 
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und erbat Unterstützung. Damit zeigt sich die Abhängigkeit Tanganjikas vom Treuhänder. So-

bald es ein Problem gab, suchte die Regierung des Staates Hilfe bei seinem Treuhänder. Wie 

weit reichte die Verantwortung des Treuhänders über die Unabhängigkeit hinaus? Begab sich 

Tanganjika durch die Anfrage auf Unterstützung an das Vereinigte Königreich selbst in eine 

Abhängigkeit oder fehlte es schlicht an alternativen Möglichkeiten? Die untersuchten Reden 

stammen aus dem Jahr 1961. Zu dem Zeitpunkt befand sich das Land gerade an der Schwelle 

zur Unabhängigkeit. In den Reden wurde genau das thematisiert: Inwiefern war das Vereinigte 

Königreich verantwortlich für eine Hungersnot in Tanganjika, nachdem das Land ein unabhän-

giger Staat geworden war?  

Fraser fügte in seinem Wortbeitrag hinzu, dass mit der Unabhängigkeit eine neue Beziehung 

zwischen dem Vereinigten Königreich und Tanganjika aufgebaut werden musste. Die Fortset-

zung von Zahlungen, die kolonialen Charakter hatten, wären seiner Meinung nach falsch und 

nicht willkommen.532 Hier ging es um die akute Hilfeleistung durch Spenden, oder wie es vor-

geschlagen wurde, durch „Geschenke“.533 An dieser Stelle argumentierte Joan Vickers, dass ein 

Staat, der unabhängig wird, einem Kind ähnelt, dass erwachsen wird und auf diesem Weg Ge-

schenke erhalten sollte. In diesem Fall schlug er vor, andere Commonwealth Staaten sollten 

Tanganjika zur Unabhängigkeit etwas schenken, das sie gegen die Hungersnot verwenden 

könnten. Dieser Vergleich impliziert das abhängige Verhältnis in dem Tanganjika zum Treu-

händer und dem Commonwealth System steht. Solche Formulierungen erinnern an die Hochzeit 

des Kolonialismus, als Staaten und ethnische Gemeinschaften vollkommen entmündigt wurden. 

In diesem Kontext zeigte sich, dass die Dekolonisation 1961 noch am Anfang stand und Politi-

ker unterschiedliche Meinungen zu dem Thema vertraten.  

Ein weiterer Aspekt, der in den Wortmeldungen vom 8. November 1961 angesprochen wurde, 

war der Vergleich zwischen Hilfeleistungen für die britische Kolonie Kenia und jenen für das 

Treuhandgebiet Tanganjika. Der Vergleich zwischen diesen beiden Staatsgebieten war nicht 

der Schwerpunkt dieser Arbeit. Doch die These, dass es Unterschiede in der politischen Vor-

gehensweise britische Kolonien gegenüber den Treuhandgebieten gab, ist damit bestätigt.  

Aus den untersuchten Quellen lässt sich zudem nicht schließen, welche weiteren Maßnahmen 

Nyerere veranlasst und welche weiteren Staaten er bezüglich Hilfe kontaktiert hatte. Von briti-

scher Seite seien im Februar 1962 Hilfeleitungen gegen die Hungersnot geplant gewesen.534 

Die USA wurde als Spender von Mais erwähnt, was im Kontext des Kalten Krieges und der 
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globalen Entwicklungspolitik nennenswert ist. Diese Geste ist im Kontext des Kalten Krieges 

als eine Ausweitung der Einflusszone zu werten. Die USA nutzten und demonstrierten ihre 

wirtschaftliche Stärke und ihre militärischen Fähigkeiten in Form der Mobilmachung und Aus-

lieferung von humanitären Hilfsgütern.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Tanganjika zum Zeitpunkt des erwähnten Schrei-

bens 1961 wirtschaftlich nicht in der Lage war, die Hungersnot allein zu überwinden. Eine 

Notlage stellte zudem eine Ausnahmesituation dar, weswegen dies weniger als eine Aktion aus 

Gewohnheit zu bewerten ist. Am naheliegendsten war es, den ehemaligen Treuhänder zu kon-

taktieren, da dieser offiziell für die Unterstützung des Staates zuständig war.  

 

 

6.4 Ausblick: Die Dekolonisation hält an - Vom Empire zum Commonwealth  
 

Zwischen 1945 und 1955 wurde das britische Empire in ein Commonwealth umgewandelt. 535 

Kolonialminister Maudling stellte zu Beginn der Sitzung im House of Commons am 8. Novem-

ber 1961 klar, dass Tanganjika das erste ostafrikanische Gebiet sein würde, das innerhalb des 

Commonwealth am 9. Dezember 1961 als Monarchie die Unabhängigkeit erlangt hatte.536 Am 

15. Februar 1962 verabschiedete die Nationalversammlung von Tanganjika einen Antrag, die 

Verfassung zu ändern, um Tanganjika in eine Republik innerhalb des Commonwealth umzu-

wandeln.537 Dieser lange Weg Tanganjikas zur Unabhängigkeit bis hin zum souveränen, kom-

plett selbstverwalteten Tansania war damit abgeschlossen. Mit diesem politischen Schritt war 

Tansania auf dem Papier gleichberechtigt mit anderen Staaten innerhalb des Commonwealth. 

Wie sah die geopolitische Realität aus? War das ehemalige Treuhandgebiet als ebenbürtiges 

Mitglied in die internationale Staatengemeinschaft aufgenommen worden? 

Die Dekolonisation ist im Jahr 2022 noch immer nicht abgeschlossen. Das gilt für Verhaltens- 

und Denkmuster genauso wie für kulturelle, ethnische und sprachliche Anerkennung- und 

Gleichstellungsprozesse. Konkrete Gebietsansprüche, die in militärischen Stützpunkten noch 

heute bestehen, gibt es ebenso. Beispielsweise gibt es eine US-amerikanische Militärbasis auf 

dem britisch verwalteten Gebiet des Chagos-Archipel im indischen Ozean. Das vom Vereinig-

ten Königreich als British Indian Ocean Territory verwaltete Gebiet unterstand seit 1814 briti-

scher Souveränität. Erst im Jahr 1965 wurde das Gebiet aus der Kolonialverwaltung von Mau-

ritius herausgelöst und erhielt 1968 die Unabhängigkeit. Die UNO-Generalversammlung hatte 
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sich 2019 für eine Rückgabe der Inseln an Mauritius ausgesprochen. Der Internationale Seege-

richtshof der Vereinten Nationen in Hamburg entschied nun, dass das Vereinigte Königreich 

keine Souveränität über die Inselgruppe zustehe. Für die Errichtung der militärischen Basis 

waren Einwohner der Atolle zwischen 1967 und 1973 vertrieben worden. Seit Generationen 

fordert die Bevölkerung Entschädigungszahlungen.538 Dieses Beispiel macht deutlich, wie 

lange der Prozess der Dekolonisation anhält und dass noch heute Menschen nicht in ihre ur-

sprüngliche Heimat zurückkehren können, da sie aus kolonialen Gründen vertrieben wurden. 

Die Thematik um Heimatverlust, Zwangsumsiedlung und die Legitimitätsfrage nach kolonia-

lem Landbesitz zieht sich in anderen britischen Einflussgebieten somit bis heute.   

Des Weiteren ist die Betrachtung des Commonwealth of Nation relevant, da es sich hier um 

eine Verbindung von Staaten handelt, die mehrheitlich britische Gebiete waren. Das Common-

wealth of Nation wurde im Jahr 1931 gegründet und ist ein freiwilliger Zusammenschluss von 

souveränen Staaten, gebildet aus dem Vereinten Königreich, Nordirland und dessen ehemaligen 

Kolonien. Das britische Commonwealth besteht heute aus 2,5 Milliarden Menschen und 54 

Staaten. Darunter sind ehemalige afrikanische Kolonien wie Kenia, Nigeria oder Kamerun. 

Staaten von allen Kontinenten sind Mitglieder, beispielsweise Indien, die Malediven und Ma-

laysia aus Asien, Kanada, Jamaica und die Bahamas aus Amerika und der Karibik, neben dem 

Vereinigten Königreich Zypern und Malta in Europa und einige Inselstaaten im Pazifik, wie 

Fidschi, Samoa und Tonga sowie Australien und Neuseeland. 539 Mit Ruanda und Mosambik 

sind Staaten vertreten, die keine britischen Kolonien, Mandats- oder Treuhandgebiete waren. 

Tansania ist kein Mitglied des Commonwealth.  

Aus welchen Gründen entstand das Commonwealth of Nation und warum ist es bis heute at-

traktiv? Das zentrale Problem des britischen Empires im 19. Jahrhundert war das Verhältnis 

zwischen dem Vereinigten Königreich und den Gemeinschaften britischer Siedler*innen in 

Übersee. Die Unabhängigkeit der USA zeigte, dass Kolonien nicht auf Dauer von London aus 

verwaltet werden konnten. Sobald die Bürger*innen Anspruch auf Selbstverwaltung stellten 

blieb nur der Versuch, zum rechten Zeitpunkt nachzugeben, um die Siedlerautonomie zu be-

friedigen und trotzdem die Einheit des Empires zu bewahren. Wenn die volle staatenrechtliche 

 
538 Vgl. Michael Vosatka: Seegerichtshof spricht Chagos-Inseln samt US-Basis „Diego Garcia“ Mauritius zu, 

29.Januar 2021, online verfügbar unter: https://www.derstandard.de/story/2000123727770/seegerichtshof-

spricht-chagos-inseln-mauritius-zu zuletzt besucht: 11.03.2022. 
539 Vgl. The Commonwealth, online verfügbar unter: https://thecommonwealth.org/our-member-countries zuletzt 

besucht: 11.03.2022. 

https://www.derstandard.de/story/2000123727770/seegerichtshof-spricht-chagos-inseln-mauritius-zu
https://www.derstandard.de/story/2000123727770/seegerichtshof-spricht-chagos-inseln-mauritius-zu
https://thecommonwealth.org/our-member-countries
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Eingliederung mit Repräsentation im britischen Parlament ausfiel, gab es das Konzept des Com-

monwealth, wie bei Australien und Neuseeland.540 Das Konzept des Commonwealth sollte dem 

Anspruch der Bürger*innen auf Selbstverwaltung nachgeben und die Staaten trotzdem weiter-

hin an sich binden. Die Mitgliedstaaten haben sich auf eine Reihe allgemeiner Grundsätze etwa 

zur Sicherung des Friedens, Freiheit, Gleichberechtigung und Bekämpfung von Rassismus ge-

einigt. Die Mitglieder profitieren wirtschaftlich und politisch, beispielsweise durch Handelsab-

kommen.541 Die Idee eines Zusammenschlusses von britischen und ehemals britischen Gebieten 

zum gegenseitigen Profit könnte als postkolonialistisches Modell für fortlaufenden Austausch 

und gegenseitige Stärkung der Wirtschaft und ideellen Grundwerten angesehen werden. Die 

ursprüngliche koloniale Version war einseitig gerichteter Profit von den Kolonien, Mandats- 

bzw. Treuhandgebieten für das Vereinigte Königreich, wie das Beispiel des Erdnussanbaus in 

Tanganjika zeigte. Hier sollte ein bestimmtes Produkt im Treuhandgebiet kostengünstig produ-

ziert werden, um der Bevölkerung im Vereinigten Königreich zugutezukommen. Das Common-

wealth hingegen ist nicht nur eine freiwillige Verbindung von Staaten, sondern besteht aus sou-

veränen Staaten, die ihre eigenen innen- wie außenpolitischen Interessen im Commonwealth 

Rat vertreten können. Der Anspruch der Gemeinschaft, ist sich gegenseitig zu unterstützen und 

Herausforderungen gemeinsam anzugehen, statt ungleiche wirtschaftliche und politische Ver-

hältnisse zu fördern. Nach dem Ende des britischen Empires bleibt das Commonwealth weiter-

hin bestehen. Zu Beginn des letzten Jahrhunderts gegründet, befinden sich noch immer Gebiete 

in der letzten Phase der Emanzipation von Europa.542  

  

 
540 Vgl. Rudolf von Albertini: England als Weltmacht und der Strukturwandel des Commonwealth, in: Histori-

sche Zeitschrift, 01.02.1969, Band 208(1), S. 53. 
541 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Commonwealth of Nations: Die Staatenfamilie, 07.10.2014, on-

line verfügbar unter: https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/192621/commonwealth-of-nations-die-

staatenfamilie/ zuletzt besucht: 11.03.2022. 
542 Vgl. Jansen; Osterhammel: 2017, S. 20. 

https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/192621/commonwealth-of-nations-die-staatenfamilie/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/192621/commonwealth-of-nations-die-staatenfamilie/
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7. Conclusio 
 

Diese Masterarbeit befasste sich mit der Rolle des Treuhandrats während der britischen Ver-

waltung Tanganjikas bis zur Unabhängigkeit im Jahr 1961. Genauer wurde Schriftverkehr zwi-

schen dem Treuhandrat und Einheimischen aus Tanganjika 1951 bis 1960 sowie Parlaments-

sitzungen aus dem House of Commons 1961 und 1962 untersucht.  

Die zentrale Fragestellung befasste sich mit den damaligen Wirkmöglichkeiten einer internati-

onalen Organisation und deren Interaktion mit der Bevölkerung im Kontext der globalen De-

kolonisation. Neben den Weltkriegen war die Dekolonisation eines der folgenreichsten Ereig-

nisse des letzten Jahrhunderts. Neben Kolonien gab es abhängige Gebiete in Form von Man-

dats- bzw. Treuhandgebieten, die unter internationalem Recht standen und vom Treuhandrat 

der UNO verwaltet wurden. Der Treuhandrat wählte ein Mitglied als sogenannten Treuhänder, 

der das unabhängige Gebiet verwalten und in die Unabhängigkeit begleiten sollte. Im Fall von 

Tanganjika war es das Vereinigte Königreich. In dieser Arbeit wurde am Beispiel Tanganjikas 

untersucht, wie effizient diese Unterstützung war. Tanganjika vereinte einige Aspekte, die eine 

Betrachtung von Dekolonisation, der postkolonialen Situation im neugegründeten Staat sowie 

den Kontext internationaler Organisationen in diesem Prozess zusammenfasst.  

Als Handelsstützpunkt im indischen Ozean waren die Insel Sansibar und die Küste des heutigen 

Tansanias seit der Zeit des europäischen Mittelalters relevant. Das preußisch-deutsche Kaiser-

reich initiierte ab 1884 und realisierte bereits ein Jahr später auf dem Festland eine deutsche 

Kolonie. Mit dem Versailler Vertrag wurde dieser Gebietsanspruch beendet und Deutsch-Ostaf-

rika als Mandatsgebiet vom Vereinigten Königreich als Mandatar des Völkerbunds verwaltet. 

Dieses Mandat wurde nach dem Zweiten Weltkrieg vom Treuhandrat abgelöst. Somit war Tan-

ganjika nicht nur eine Kolonie, sondern unterstand ab 1920 internationalem Recht. Kolonien 

wurden von ihren Kernländern unabhängig, während Tanganjika vom Treuhandrat in die Un-

abhängigkeit entlassen wurde.  

Um die Fragestellung, der Rolle des Treuhandrats während der britischen Verwaltung Tangan-

jikas bis zur Unabhängigkeit 1961, zu beantworten, kann die Frage zerlegt und in mehreren 

Schritten bearbeitet werden. Was genau war die Rolle des Treuhandrats während der britischen 

Verwaltung Tanganjikas? Der Treuhandrat war eine bürokratische Institution, die weit entfernt 

vom eigentlichen Geschehen in New York ihren Sitz hatte. Der Rat nahm Petitionen von Be-

wohner*innen n der Treuhandgebiete an, bearbeitete sie in Form von Debatten und reagierte 

dann darauf. In den meisten Fällen fand eine Reaktion schriftlich statt. Eine geforderte Maß-
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nahme wurde an den Treuhänder das Vereinigte Königreich weitergeleitet, der sie vor Ort aus-

führen sollte. In seltenen Fällen wurden UN-Delegierte direkt nach Tanganjika entsandt, um 

sich vor Ort über bestimmte Forderungen oder Missstände zu informieren. Die Bearbeitung der 

jährlichen Berichte der Treuhänder über ihre Gebiete fiel ebenfalls in den Geschäftsbereich des 

Treuhandrats. Durch diese jährliche Rechenschaftspflicht der Treuhänder gegenüber dem Treu-

handrat änderte sich der Charakter der Kolonialisierung, die nun einer Legitimation bedurfte. 

Der Treuhandrat legitimierte somit als international anerkannte Institution diese Art von abhän-

gigen Gebieten.  

Wie lässt sich die Rolle des britischen Verwaltung, des Treuhänders, beschreiben? Die britische 

Verwaltung Tanganjikas begann unter dem Völkerbund nach dem Ersten Weltkrieg. Nach dem 

Zweiten Weltkrieg wurde das Vereinigte Königreich Treuhänder für das abhängige Gebiet. Im 

Verlauf der Arbeit zeigte sich, dass die tatsächliche Verwaltung des Treuhänders, dem Verei-

nigten Königreich, nicht erheblich von der Verwaltung einer Kolonie unterschied. Das Verei-

nigte Königreich hatte für Tanganjika das deutsche Steuersystem übernommen, in der Praxis 

wurde das Mandatsgebiet, später Treuhandgebiet vom Vereinten Königreich wie eine Kolonie 

verwaltet. Zudem bestand eine Zurückhaltung seitens der britischen Regierung sowie interna-

tionalen Geschäftsleuten für Investitionen, da das Gebiet nur auf Zeit unter britischer Verwal-

tung stand und neue Beschlüsse unvermittelt folgen konnten. Das führte dazu, dass wenig in 

Infrastruktur und lokale, vornehmlich wirtschaftliche, Projekte investiert und bestehende Struk-

turen, insbesondere in der Landwirtschaft, nicht reformiert wurden. Das führte zu der Frage, ob 

Tanganjika als britische Kolonie mehr Zuwendung oder Investition erfahren hätte als mit Treu-

handstatus. Diese Arbeit stellte keinen Vergleich dar, weshalb sich dies nicht mit Gewissheit 

feststellen ließ. Es ließ sich ermitteln, dass Tanganjika während der britischen Verwaltungszeit 

wenig Investitionen von Seiten der britischen Regierung erfuhr, besonders im Bereich Bildung.  

Warum genau das Vereinigte Königreich Tanganjika verwaltete und nicht beispielsweise 

Frankreich oder Belgien wird aus der behandelten Literatur nicht ganz ersichtlich. Möglicher-

weise erschien es dem Völkerbund, bei der erstmaligen Vergabe, praktikabel, da das Nachbar-

land Kenia bereits britische Kolonie war und es einige Gemeinsamkeiten zwischen den Kultu-

ren gab, beispielsweise wird in beiden Ländern unter anderem Swahili gesprochen. Eine weitere 

These ist, dass das Vereinigte Königreich seinem Gebietsanspruch auf Tanganjika gerecht 

wurde, nachdem sie dort 1918 gegen das Deutsche Heer gewonnen hatten. Mit dem Verlieren 

des Ersten Weltkriegs setzten die Siegermächte im Versailler Vertrag fest, dass das Deutsche 

Reich keine Kolonien mehr besitzen sollte. Die Kolonien sollten jedoch nicht auf andere Kolo-

nialmächte aufgeteilt werden. Gemäß Artikel 22 des Versailler Vertrags wurden diese Gebiete, 



83 
 

in der Zwischenkriegszeit Mandatsgebiete genannt, einzelnen damit beauftragten Mächten, den 

Mandataren, zur Verwaltung übergeben. Nach dem Zweiten Weltkrieg mit der Gründung der 

UNO wurde das Mandatssystem 1947 in das Treuhandsystem umfunktioniert. Hier war es nur 

Formsache, dass das bestehende britische Mandats- in ein Treuhandgebiet umgewandelt wurde. 

Tanganjika als ehemalige deutsche Kolonie fiel unter diese abhängigen Gebiete und wurde bis 

zu seiner Unabhängigkeit vom Vereinigten Königreich verwaltet. Damit endete die Treuhand-

schaft des Vereinigten Königreichs im Jahr 1961. 

 

In der Charta der Vereinten Nationen heißt es, das Ziel sei, eine internationale Zusammenarbeit 

herbeizuführen, um internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humani-

tärer Art zu lösen und die Achtung von Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle Men-

schen weltweit zu fördern und zu festigen. Das schließt im weiteren Sinne den Dekolonisati-

onsprozess mit ein. Die UNO wurde nicht für die Dekolonisation gegründet, aber für die zwi-

schenstaatliche Debatte in dem Bereich ist sie ein wichtiges Forum und eine Plattform. Prob-

leme, die dort diskutiert wurden, gingen nicht an der Öffentlichkeit vorbei. Damit hatten Treu-

handgebiete einen besonderen Status in der Öffentlichkeit der ganzen Welt. Die UN-Delegier-

ten, die in Treuhandgebiete entsandt wurden, waren damit Akteure, die die Werte der UNO in 

die Treuhandgebiete brachten oder sich für eine Annäherung an diese einsetzten. Das Werkzeug 

der Bewohner*innen auf dem Weg zur erfolgreichen Dekolonisation und Unabhängigkeit vom 

Vereinigten Königreich und nicht zuletzt, um konkret auf akute Missstände aufmerksam zu 

machen waren schriftliche Petitionen, die Bewohner*innen verfassten und beim Treuhandrat 

einreichen konnten.  

Dekolonisation meint nicht nur die Unabhängigkeit von Kolonien und anderen abhängigen Ter-

ritorien, sondern schließt eine Umstrukturierung bestehender Hierarchien in Politik und Wirt-

schaft mit ein. Es zeigte sich, dass sich bei ehemals abhängigen Gebieten häufiger wirtschaftli-

che Defizite im internationalen Vergleich feststellen lassen. Heute werden dafür die Begriffe 

„Globaler Süden“ oder die Bezeichnung „Länder des Globalen Südens“ verwendet. Diese 

Strukturen lassen sich zwar nur indirekt der Dekolonisation zuordnen, weisen aber darauf hin, 

dass die koloniale Vorgeschichte dieser Staaten einen erheblichen Einfluss auf ihre Entwick-

lung hatte.  

Nach dem Entstehen der UNO und der Neuorganisation von politischen Strukturen und Natio-

nalgrenzen nach dem Zweiten Weltkrieg, beschäftigten sich die Gründungsmitglieder der UNO 

im Treuhandrat mit der Legitimation der Kolonien. Kolonialismus an sich wurde immer weiter 

in Frage gestellt, dies wurde im letzten Drittel der Arbeit aufgegriffen. Mit der Aufteilung der 
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Treuhandschaft zwischen den großen Mächten wurde die Dekolonisation in eine neue Phase 

eingeleitet. Die Intention dieser Aufteilung war, die unabhängigen Gebiete in die Unabhängig-

keit zu begleiten, was sie damit von der ursprünglichen Aufteilung unterschied. Mit dem Kon-

zept der Treuhandschaft entstand eine neue Form der legalen Verwaltung eines Staates über ein 

anderes Staatsgebiet. Allerdings nahm die gesamtgesellschaftliche und mehrheitlich politische 

Zustimmung nach dem Zweiten Weltkrieg für das Innehaben von Kolonien immer mehr ab. Im 

Zuge der Dekolonisationsdebatte wurde nicht nur das Thema der politischen Abhängigkeit be-

handelt, sondern darüber hinaus die Legitimationsfrage nach dem „Besitz“ eines Staates über 

ein anderes Land und dessen Ethnien neu gestellt. Der Begriff Mutterland, der in der Literatur 

verwendet wird, scheint heute nicht brauchbar, da das Verhältnis eines Staates zu einer Kolonie 

nicht vergleichbar ist, mit der Abhängigkeit eines Säuglings zu seiner Mutter, ohne die es kaum 

lebensfähig wäre. Im Kontext der Zeit wurde mit diesem Terminus die Identität des Imperialis-

mus weitergegeben und bestehende Strukturen aufrechterhalten. 

 

Für die Beantwortung der Fragestellung wurden im Verlauf der Arbeit mehrere Thesen behan-

delt, die Herausforderungen betreffen, die mit der Treuhandverwaltung und mit der folgenden 

Unabhängigkeit Tanganjikas einhergingen. Ein allgemeineres Problem war die geographische 

Distanz zwischen den Bewohner*innen Tanganjikas und dem Sitz der UNO bzw. des Treu-

handrats in New York. Im Vergleich zu Kolonien hatten Bewohner*innen aus einem Treuhand-

gebiet die Möglichkeit, mit sogenannten Petitionen auf Missstände oder Probleme aufmerksam 

zu machen. Dadurch bestand für die Bevölkerung eine enorme Handlungsmöglichkeit. Der 

Schriftverkehr ging direkt an den Treuhandrat. Dieser beschäftigte sich in der Zeit zwischen 

1947 und 1961 mit schätzungsweise mehr als 21.000 Petitionen. Bis zum Jahr 1961 mit der 

Unabhängigkeit hatte die UNO 355 Petitionen aus Tanganjika bearbeitet. Allen Bewohner*in-

nen in Treuhandgebieten stand diese Möglichkeit gleichermaßen zu. Allerdings nahmen sicher 

Menschen diese Möglichkeit aus unterschiedlichen Gründen nicht wahr. Die Verhandlungen 

und das Warten auf Entscheidungen und Antworten dauerten lange, denn für die Masse an Pe-

titionen die eingereicht wurden, stand nicht genügend Personal und Zeit zur Verfügung. Die 

Bürokratie dahinter war zum Teil schwerfällig, verlangsamte den Austausch und konnte akute 

Probleme nicht lösen.  

Die Petition die die meiste Aufmerksamkeit erlangte, war jene der ethnischen Gruppe Wa-

Meru. Die Wa-Meru verfassten in den Jahren zwischen 1949 und 1951 eine Reihe von Petitio-

nen an den Treuhandrat mit dem konkreten Anliegen bei der Landverteilung die Position der 

Bewohner*innen zu berücksichtigen. Der Konflikt begann bereits mit der Bekanntmachung der 
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Pläne im Jahr 1949 und der Schriftwechsel diesbezüglich zog sich bis ins Jahr 1952. Noch im 

Jahr 1960 war der Fall präsent, da die vertriebenen Menschen dieses Gebiet zurückverlangten. 

Aus der Analyse des Schriftverkehrs wird ersichtlich, dass die Verteilung von Land emotional 

aufgeladen war. Der Heimatverlust konnte in einzelnen Fällen zu psychischen Beeinträchtigun-

gen führen. Belege dafür konnten allerdings nicht ermittelt werden.  

Ein anderes Beispiel aus Songea, wo an die Stelle eines Wohnorts einer indigenen Gemein-

schaft ein neues Wasser und Wald Reservat gebaut werden sollte und dafür 146 afrikanische 

Familien umgesiedelt wurden, zeigt, wie wenig die Pläne und Projekte der Treuhändischen 

Verwaltung mit den Interessen der Einheimischen übereinstimmte. An der Art und Weise, wie 

die britische Regierung Tanganjika verwaltete, kann kritisiert werden, dass wenige Investitio-

nen in Infrastruktur und Bildung erfolgten. Jene Projekte die umgesetzt wurden, wie in Songea, 

scheinen willkürlich. Der Fall der Wa-Meru zeigt die absolute Haltung der britischen Regierung 

und die Grenzen der Einflusssphäre des Treuhandrats. Es zeigte sich, dass der Treuhandrat ge-

genüber dem Vereinigten Königreich wenig Einfluss ausübte. Der Treuhandrat ist in diesem 

Fall zu schwerfällig und wird nicht aktiv in dem Umfang wie die Bewohner*innen Tanganjikas 

erhofften. Insgesamt kann die Rolle des Treuhandrats nach der Analyse des Schriftverkehrs, 

mit folgenden Ausnahmen, als passiv beschrieben werden. 

Es zeigte sich allerdings an anderer Stelle, dass der Treuhandrat durchaus Autorität besaß und 

sie einsetze. Als Maßnahme auf die Petitionen wurden im Jahr 1948 erstmals UN-Delegierte 

nach Ostafrika entsandt, um die Treuhandgebiete zu besuchen. Diese wurden entsandt, um vor 

Ort die sozialen, gesellschaftlichen Verhältnisse und Entwicklungen zu begutachteten und ihre 

Erfahrungen in Berichten zu veröffentlichten. Dafür trat der Treuhandrat zusammen, um gemäß 

Art. 87 der UNO-Charta, die von den Treuhändern vorgelegten Berichte zu prüfen. Durch die 

internationale Aufmerksamkeit, die ein solcher Besuch auslöste, wurden einige Projekte durch-

gesetzt, die anderweitig vielleicht nicht umgesetzt worden wären. Hier wirkte der Treuhandrat 

als Plattform Missstände global sichtbar zu machen, zu diskutieren und Unterstützer zu finden. 

Die erste Mission in Tanganjika dauerte 44 Tage und war damit die längste.  

Die Unabhängigkeit wurde mit weniger Waffengewalt erlangt als in anderen abhängigen Ge-

bieten. Dafür war wohl auch der internationale Fokus durch den Treuhandrat mitverantwortlich. 

Trotzdem war das Erlangen der Unabhängigkeit für Tanganjika kein einfaches Unterfangen, 

begleitet von Streiks, dem Fehlen von Presse und nationalen Kommunikationswegen bis hin 

zur Einschränkung von Wahlen. Das Mobilisieren der breiten Bevölkerung unter dem Leitsatz 

„Freiheit und Einheit“ hat diese Entwicklung maßgeblich vorangetrieben. Die Leitung der 

TANU unter Julius Nyerere brachte früh das Potenzial zur Veränderung mit sich. Die TANU 
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hatte es geschafft verschiedenen Interessensgruppen innerhalb des Landes mit dem Ziel der 

Unabhängigkeit zu vereinen. Mit der Unabhängigkeit ergaben sich ganz neue Herausforderun-

gen für Nyerere. Die unterschiedlichen Interessensgruppen galt es weiterhin vereint zu halten 

und nach der erreichten Unabhängigkeit mussten neue Ziele für die Partei gesetzt werden. Akut 

galt es Hunger und Elend zu bannen. Außerdem musste der neue Staat strukturell, wirtschaft-

lich, politisch und kulturell aufgebaut werden, um eine eigene Identität auszuhandeln. Die The-

men Bildung, Vielvölkerstaat sowie die Verteilung und Nutzung von Land spielten auch nach 

der Unabhängigkeit innenpolitisch eine große Rolle und stellen für den neuen Staat eine Her-

ausforderungen dar. Da das Vereinigte Königreich während seiner Verwaltungszeit wenig in 

Bildung investiert hatte, fehlte es nun an ausgebildeten Verwaltungsmitarbeiter*innen, die den 

neuen Staat aufbauen konnten. Nur 6000 Schüler*innen besuchten um 1961 eine Oberschule 

und das Land hatte keine Universität. Der Vielvölkerstaat stellte insofern eine Herausforderung 

dar, als dass es damit einhergehend unterschiedliche Interessengruppen gab. Um das Land zu 

regieren, benötigte es einiges an innenpolitischer Veränderung. Nyerere etablierte mit der neuen 

Verfassung ab 1965 einen Einparteienstaat in Tansania.  

Daraufhin wurde im letzten Teil der Arbeit die internationale Perspektive auf Tanganjikas Un-

abhängigkeit eingenommen und die sozialistische Entwicklung des Treuhandgebiets im Kon-

text des Kalten Krieges näher betrachtet. Der Kalte Krieg ist in Verbindung mit der Dekoloni-

sation relevant, da die beiden Supermächte darum wetteiferten, die neu entstandenen Staaten 

ihren jeweiligen ideologischen und damit wirtschaftlichen Systemen zuordnen zu können. Der 

international wirkende Konflikt des Kalten Krieges zwischen den beiden Supermächten den 

USA und der UdSSR hätte durch finanzielle Unterstützung Einfluss auf die sozialistische Ent-

wicklung Tansanias nehmen können. Die sozialistische Grundlage Tansanias entstand als eine 

politische Philosophie und wurde in den 1960er Jahren zur Staatsdoktrin. Die besondere und 

gemäßigte Form des in Tansania praktizierten Sozialismus wies zwar Ähnlichkeiten mit dem 

ursprünglichen Kommunismus auf, allerdings lässt sich nach der historischen Analyse und dem 

Blick auf die internationale Wirkmächtigkeit des Kalten Krieges feststellen, dass es Unterstüt-

zung von beiden Systemen gab. Die finanzielle Unterstützung führte demnach nicht zu einer 

Entwicklung in eine bestimmte politische Richtung.  

Die Rolle des Treuhandrats endete mit der Unabhängigkeit Tanganjikas. Allerdings stand das 

Vereinigte Königreich im engen Austausch mit dem Treuhandrat über den Zeitpunkt und die 

genaue Umsetzung. Dazu wurde zum Schluss dieser Arbeit die Rolle des Vereinigten König-

reichs genauer beleuchtet und der Umgang der britischen Regierung mit der Auflösung des 
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Empires. Die Analyse der Reden aus dem House of Commons zeigte nicht nur, wie unterschied-

lich die Unabhängigkeit aufgenommen wurde, sondern legt die Entscheidungsfindung der bri-

tischen Regierung offen. Diese war teilweise schleppend oder stimmte nicht mit den Wünschen 

der Bewohner*innen Tanganjikas überein. Etwa gab es unterschiedliche Herangehensweisen 

an das Problem der Hungersnot im Jahr 1961. Einige Abgeordnete waren für Hilfeleistungen, 

während andere die Ansicht vertreten, dass das Land nun unabhängig und damit auf sich gestellt 

sei. Dabei ließ sich die Mentalität in Form von einem Verantwortungsgefühl für das Treuhand-

gebiet ablesen. Tanganjika war zum Zeitpunkt des erwähnten Schreibens 1961 wirtschaftlich 

nicht in der Lage, die Hungersnot allein zu bewältigen. Eine derartige Notlage stellt eine Aus-

nahmesituation dar, weswegen dies weniger als eine Aktion aus Gewohnheit zu bewerten ist.  

Unmittelbar nach seiner Unabhängigkeit stand Tansania vor großen Herausforderungen. Die 

Verbindung zum Vereinigten Königreich bleibt jedoch bestehen. Die Dekolonisation hält wei-

ter an. Das gilt für Verhaltens- und Denkmuster genauso wie für kulturelle, ethnische und 

sprachliche Anerkennung- und Gleichstellungsprozesse. Das britische Empire wurde bis 1955 

in ein Commonwealth umgewandelt. Das Konzept des Commonwealth sollte den Anspruch der 

Bürger*innen auf Selbstverwaltung nachgeben und die Staaten trotzdem weiterhin an sich bin-

den. Die Idee der Gemeinschaft von britischen und ehemaligen britischen Gebieten zu gegen-

seitigem Profit, könnte als postkoloniales Modell für fortlaufenden Austausch und gegenseiti-

ger Stärkung der Wirtschaft unter den gleichen ideellen Grundwerten gelten.  
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9. Anhang 

 

9.1 Zusammenfassung  
 

Die vorliegende Masterarbeit beschäftigt sich mit der Rolle des UNO-Treuhandrates während 

der britischen Treuhandsverwaltung bis zur Unabhängigkeit Tanganjikas im Jahr 1961. Dabei 

steht die Frage im Mittelpunkt wie einflussreich die internationale Organisation im Prozess der 

Dekolonisation war. Die These, dass der Einfluss der internationalen Organisation eher gering 

blieb, wird am Fallbeispiel Tanganjika untersucht. In Ostafrika gab es einige Gebiete, die durch 

den Treuhandrat verwaltet wurden, weshalb der geographische Fokus auf dieser Region liegt. 

Tanganjika unterstand bis zu seiner Unabhängigkeit im Jahr 1961 der Treuhandschaft des Ver-

einigten Königreichs und damit internationalem Recht.  

Ein weiteres Ziel dieser Forschungsarbeit ist es, die Einflussmöglichkeiten der Bewohner*in-

nen in einem abhängigen Gebiet auf die innenpolitischen Zustände zu analysieren. Dies ge-

schieht am Beispiel von Schriftverkehr zwischen Einheimischen Tanganjikas und dem Treu-

handrat mit Hauptsitz in New York. Die Möglichkeit Missstände auf diesem Weg aufzuzeigen, 

unterscheidet das Treuhandgebiet damit elementar von einer Kolonie. Untersucht werden Quel-

len aus den Jahren 1949 bis 1951 zu den Themen Landverteilung und Bildung in Tanganjika. 

Die mangelnde Bildung der Bevölkerung stellte eine Herausforderung für den Aufbau eines 

selbstbestimmten Verwaltungsapparats dar. Die Verteilung von Land war überdies für die Be-

wohner*innen emotional aufgeladen. Der Prozess der Dekolonisation geht einher mit dem Ver-

ständnis von Imperialismus und Kolonialismus, weshalb die Arbeit sich mit der Frage nach der 

Legitimation von kolonialem Besitz und den Nutzungsrechten von Land für die Einheimischen 

während der Treuhandschaft auseinandersetzt. 

Im letzten Teil der Arbeit wird eine globale Perspektive eingenommen und die Unabhängigkeit 

Tanganjikas aus der Sicht des Treuhänders des Vereinigten Königreichs untersucht. Der histo-

rische Rahmen hierbei ist der Kalte Krieg. Vor diesem Hintergrund wird die sozialistische Ent-

wicklung Tanganjikas und deren Besonderheiten erläutert.    
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9.2 Abstract  
 

This Master's thesis deals with the role of the Trusteeship Council during the British trusteeship 

administration until Tanganyika's independence in 1961, focussing on the question of how in-

fluential an international organisation was in the process of decolonisation. In this paper, the 

thesis that the influence remained rather low is examined using the example of the UN Trustee-

ship Council. In East Africa, there were some areas that were administered by the Trusteeship 

Council, which is why the geographical focus is on this region. Tanganyika was trust territory 

of the United Kingdom until its independency in 1961 and was thus subject to international law.  

The aim of this research is to analyse the influence of international organisations during decol-

onisation. This is done using the example of correspondence between Tanganyika natives and 

the UN-Trusteeship Council with its headquarters in New York City. Pointing out grievances 

in this way distinguishes the trust territory elementarily from a colony. Sources from the years 

1949 to 1951 on land distribution and education are examined. These issues had already existed 

before independence and remained central afterwards. The lack of education among the Tan-

ganyika population posed a challenge to the establishment of a self-determined administrative 

apparatus. The distribution of land posed a central challenge, emotionally charged for the in-

habitants. The process of decolonisation goes hand in hand with the understanding of imperial-

ism and colonialism and here addresses the question of the legitimacy of colonial ownership 

and the rights to use land for the indigenous people during the Trusteeship period.  

Furthermore, this thesis takes the global perspective and examines the British side in relation 

to independence in the context of the Cold War. Against this background, the socialist devel-

opment of Tanganyika and its particularities are explained. 
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